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ist die offizielle Fachzeitschrift der Landesar-
beitsgemeinschaften für Erziehungs- und Fami-
lienberatung Brandenburg und Berlin.
Sie richtet sich an deren Mitglieder sowie an 
alle, die an Fachfragen der Erziehungs- und 
Familienberatung interessiert sind.
.

TriΔlog

• berichtet über Erfahrungen aus der Berufs-
praxis

• informiert über Forschungsergebnisse, die 
für die Arbeit der Erziehungs- und Familien-
beratung von Interesse sind

• nimmt Stellung zu fachlichen und fachpoliti-
schen Entwicklungen und zu familien- und 
gesellschaftspolitischen Themen 

TriΔlog

ist ein Diskussionsforum für Praktiker, deren 
Kooperationspartner und weitere an Erziehungs- 
und Familienberatung interessierten Personen.
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Argumente für eine gute Sparpolitik – 
Offener Brief des LAG-Vorstandes Berlin 
an die Politik

An die Mitglieder des Ausschusses für Bildung 
Jugend und Familie , Abgeordnetenhaus von 
Berlin

Berlin, den 31. Oktober 2009

Anpassung der Personalressourcen von 
Erziehungs- und Familienberatung
Stellungnahme des LAG-Vorstandes zur 
Berichterstattung der Senatsverwaltung 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung an 
das Abgeordnetenhaus von Berlin:
Kapitel 1045 – Titel: 684 22

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,
Sehr geehrte Vorsitzende des Landesjugend-
hilfeausschusses,
sehr geehrte Damen u. Herren in verantwort-
licher Position der Jugendhilfe,

Aussagen zur Bedarfsentwicklung und Versor-
gungslage der Berliner Bevölkerung im Bereich 
der Erziehungs- und Familienberatung, die 
einen familienpolitischen und haushaltstech-
nischen Handlungsbedarf begründen, lassen 
sich nur treffen, wenn die Berliner Versorgungs-
lage und Nachfrage insgesamt berücksichtigt 
wird. 

1. Gesamtstädtische Angebotsstruktur 
von Erziehungs- und Familienberatung

2/3 der Grundversorgung der Bevölkerung mit 
gesetzlichen Pflichtaufgaben nach SGB VIII 
werden von Beratungsstellen in öffentlicher 
Trägerschaft geleistet, d. h. die 128 von ins-
gesamt 198 Fachkräften haben 2/3 der im Jahr 
2008 abgeschlossenen 14.887 Fälle erbracht. 
In den Haushaltsjahren 2006-2008 wurde die 
durch Beschluss des Abgeordnetenhauses 
im Jahr 2000 festgelegte Zielvorgabe eines 
Gesamtversorgungsgrades von mindestens 

50% des Solls an Fachkräften in der Erzie-
hungsberatung nicht erreicht. Im Gegenteil: 
der Versorgungsgrad fiel unter die bereits im 
Jahr 2005 erreichten Werte auf 47% ab. Dies 
ist dem altersbedingten Personalabbau in den 
EFBn in kommunaler Trägerschaft verbunden 
mit dem Einstellungsstopp im Öffentlichen 
Dienst zuzuschreiben. Das angestrebte Ver-
sorgungsverhältnis von neun Berater/innen in 
kommunalen zu sieben in freiträgerschaftlichen 
Beratungsstellen ist weder in allen Bezirken 
realisiert noch durch den Zuwachs an Fallpau-
schalen erreicht worden. 

Für die Jahre 2008-2012 hat die Senatsverwal-
tung ermittelt, dass aus den oben erwähnten 
Gründen (Einstellungsstopp und Berentung) 
weitere 30 Planstellen wegfallen werden. Dies 
bedeutet spätestens 2012 eine Versorgungs-
lücke von 2400 Beratungen für Kinder, Ju-
gendliche und Eltern pro Jahr.

Die Gesamtressourcen für Beratungsleistungen 
werden weiter eingeschränkt durch den über-
proportional ansteigenden Anteil an fachdienst-
lichen Leistungen, die die öffentlichen EFBn für 
die bezirklichen Jugendämter intern erbringen.

2. Erziehungsberatung -  
ein Profil auf drei Säulen:

2.1.  Freiwillige Inanspruchnahme von  
Beratung: Anlässe und Begründung 
des steigenden Bedarfs

Das hohe Maß an Hilfsbedürftigkeit von Eltern 
in Konfliktsituationen ist in der Erziehungsbe-
ratung seit Jahren erkennbar und schlägt sich 
in einer ständig steigenden Inanspruchnahme 
von Beratung nieder. Von 1993-2006 hat die 
Zahl der beendeten Beratungen in Deutschland 
insgesamt um 57% zugenommen, die Zahl der 
Beratungen aus Anlass von Trennung und 
Scheidung der Eltern sogar um 124%. D.h. 
Trennung und Scheidung von Eltern mit min-
derjährigen Kindern ist in der Erziehungs- und 
Familienberatung der wesentliche Motor der 
Inanspruchnahme. 



Seite 8

TRI∆LOG  12/2010

Weitere Gründe sind:
• Flexibilität und Mobilität der modernen 

Arbeitswelt wirken sich als Stressfaktoren 
belastend auf die notwendige elterliche Ge-
lassenheit aus. 

• Erziehungsunsicherheit wächst in allen 
sozialen Schichten durch zurückgehende 
eigene Erfahrungen Erwachsener mit dem 
Aufwachsen von Kindern. Unklare Orientie-
rungen in Bezug auf Erziehungsstile behin-
dern die Entwicklung elterlicher Kompetenz.

• Zunahme der Schul- und Ausbildungs-
probleme von Kindern und Jugendlichen 

• Komplexe Integrationsprobleme von  Mi-
grantenfamilien

• Vermehrte Inanspruchnahme überforderter 
Eltern in prekären Lebenslagen, die Emp-
fänger von Transferleistungen sind (17% 
des EB-Klientels). Mit 12% ist der Bera-
tungsanteil der Kinder und Jugendlichen 
aus diesen Milieus doppelt so hoch wie de-
ren Anteil am Durchschnitt der Bevölkerung 
- trotz des Vorurteils, Erziehungsberatung 
erreiche nur Mittelschichtsangehörige.

• Sicherung des Kindeswohls: Erziehungs-
beratung wird tätig, wenn Eltern ihrer Ver-
antwortung für das gedeihliche Aufwach-
sen eines Kindes oder Jugendlichen nicht 
gerecht werden können und das Wohl des 
Kindes gefährdet ist. 

2.2. Fachdienstliche Tätigkeiten der  
kommunalen Beratungsstellen: 

a)  Erziehungsberatung zur Hilfeplanung 
und Kostensteuerung

• Gutachterliche Stellungnahmen im Auftrag 
des Regionalen Sozialdienstes (RSD) z. B. 
zu Pflegekindern (Feststellung des erweiter-
ten Förderbedarfs von Kindern in Familien-
pflege) Erziehungsfähigkeit, Umgangsrege-
lungen, Sorgerecht etc.  

• Kinderschutz-Fachkonferenzen mit dem 
Auftrag einer Risikoabschätzung durch er-
fahrene Fachkräfte sollen dazu beitragen, 
den Schutz von Kindern und Jugendlichen 
in KITAS und Horten sicherzustellen.

• Clearing-Tätigkeiten: in Fallkonferenzen mit 
dem RSD und Beteiligung an der Hilfepla-
nung im Jugendamt. 

Die Praxis zweier Berliner Bezirke, vor einer 
Fremdplatzierung von Jugendlichen die Er-
ziehungsberatung einzubeziehen, hat gezeigt, 
dass in 30-50% der Fälle eine kostenintensive 
Fremdunterbringung überflüssig wird. Diese 
enormen Einsparungseffekte sind nur möglich 
durch die Verzahnung der Diagnostik mit ope-
rativer Tätigkeit in Form von Erziehungsbera-
tung, Familienberatung oder Familientherapie 
innerhalb der Institution, d. h. durch jahrelange 
Erfahrung der Fachdienste z.B. mit Ablösungs-
krisen zwischen Jugendlichen und ihren Eltern. 
Ein nur auf diagnostische Stellungnahmen redu-
zierter Fachdienst könnte auf solche Kompetenz 
nicht mehr zurückgreifen; Qualitätsverlust und 
Kostensteigerungen im HzE-Bereich wären 
vorhersehbar.

Der Bezirk Tempelhof-Schöneberg hat diesen 
Clearing-Auftrag an seine öffentliche EFB bei-
behalten und durch Evaluation in den Jahren 
2003-2008 kontinuierlich dokumentiert. Bei 510 
Clearingaufträgen wegen beantragter Hilfen 
zur Erziehung mit beabsichtigter Fremdunter-
bringung wurden durch die EFB in 207 Fällen 
alternative ambulante Hilfen angeboten. Dafür 
wurden überwiegend Beratungshilfen in der In-
stitution selbst angeboten. Dadurch entstanden 
Einsparungen in Höhe von 15 250 000 Euro.
(Berliner Mittelwert 30.000 Euro Jahressatz für 
„WG“ im Heim bzw. „Betreutes Einzelwohnen“ 
bei einer laut Bundesstatistik durchschnittlichen 
Aufenthaltsdauer von 2 ½ Jahren ergibt 75.000 
Euro pro Fall).

Der gezielte Einsatz von Erziehungsberatung 
im Kontext der Hilfen zur Erziehung kann also 
dazu beitragen, dass
1.  Kindern die Trennung von ihren Eltern und 
2. dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe hohe 
Kosten erspart bleiben (vgl. Abb.1).
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b)  Zusammenarbeit mit dem Familien-
gericht im beschleunigten familienge-
richtlichen Verfahren (FamFG)

Mit dem in Kraft treten des FamFG zum 1. 
September 2009 und der aktiveren Rolle des Ju-
gendamtes als Prozessbeteiligter im beschleu-
nigten familiengerichtlichen Verfahren, kommen 
neue Anforderungen und Arbeitsbelastungen 
auf den RSD einerseits und zusätzliche Bera-
tungsaufgaben auf die Erziehungsberatung in 
freier und öffentlicher Trägerschaft andererseits 
zu, die auf materiell-rechtlichen Leistungsan-
sprüchen der Eltern gemäß § 17 und 18 SGB 
VIII zur Unterstützung bei der Entwicklung von 
Konzepten einvernehmlicher Wahrnehmung 
ihrer elterlicher Sorge basieren.
Darüber hinaus ist die Bereitstellung von 
Trennungs- und Scheidungsberatung nach  
§ 28 SGB VIII für all diejenigen Fälle erforderlich, 
in denen die Eltern sich über gewichtige Aspekte 
der weiteren Entwicklung und Betreuung des 
Kindes nicht selbst einigen können und eine 
spezifische Beratung empfohlen oder vom Fa-
miliengericht angeordnet wird.
Neben dem Fallaufkommen durch die offiziellen 
Ehescheidungen sind die Familiengerichte 
jedoch zusätzlich durch Trennungsfolgen-
prozesse sog. nicht-ehelicher Lebensge-
meinschaften belastet, für die Regelungen der 
Personensorge, zum Umgangsrecht oder zum 
Kindeswohl getroffen werden müssen. Auch in 
diesen Fällen wird zukünftig das beschleunigte 

familiengerichtliche Verfahren zur Anwendung 
kommen und die beteiligten Jugendämter ein-
schließlich der EFBn gehalten sein, zeitnah 
adäquate Trennungsfolgeberatungen für beide 
Elternteile bereitzustellen. 
Diese Arbeit erfordert nicht nur besondere Qua-
lifikationen, sie ist zudem äußerst zeitintensiv 
und steht außerdem unter hohem Termindruck. 
Schätzungen der beiden Berliner Familien-
gerichte Pankow-Weißensee und Tempelhof-
Schöneberg gehen unter Einschluss der 
Verfahren, in denen Kindeswohlgefährdung 
vorliegt, von einem Fallaufkommen von 4.000 
bis 6.000 Fällen jährlich aus. Nach Schätzung 
von Experten aus den interdisziplinären Berli-
ner Arbeitskreisen zur Umsetzung der FamFG 
Reform könnten 60% davon (ca. 2.400 Fälle) 
eine beraterische Hilfe in Zwangs- oder Emp-
fehlungskontexten nach dem „schnellen ersten 
Termin“  notwendig machen.

2.3.  Kooperationen im Präventiven Bereich

Die Notwendigkeit von Kooperationen mit Fa-
milienbildung und die Vernetzung mit Kinder-
tages-Einrichtungen sind vom Gesetzgeber 
ausdrücklich genannt. Ein systematischer Auf- 
und Ausbau solcher Zusammenarbeit konnte 
aber bisher mangels Personalressourcen nur 
begrenzt in Angriff genommen werden. 
Auch der Aufbau von Netzwerken für „Frühe 
Hilfen“, die Chancen- und Bildungsgerech-
tigkeit wahren und weitere Gefährdungen von 

Abb. 1: Kosten einer Hilfe zur Erziehung je Fall im Vergleich
Grundlage: Landesübergreifender Durchschnitt von Kostensätzen und Dauer der gewährten Hilfen;
Berechnung auf der Basis der Bundesdaten des Jahres 2005
(Quelle: Bundeskonferenz für Erziehungsberatung e.V.)

Erziehungsberatung § 28 1.101 € Tagesgruppe § 32 47.022 €

Soz. Gruppenarbeit §29 6.456 € Vollzeitpflege § 32 54.731 €

Erziehungsbeistand 
Betreuungshelfer § 30

7.690 € Intensive Sozialpäd.
Einzelbetreuung § 35

55.354 €

SPFH gemäß § 31 17.250 € Heimerziehung § 34 92.512€



Seite 10

TRI∆LOG  12/2010

Säuglingen und Kleinkindern vorbeugen sollen, 
wird unter Beteiligung von Erziehungsbera-
tungsstellen vermehrt zu leisten sein. 

3.  Konsequenzen und Forderungen 

Wir möchten uns dem dringenden Appell des 
Geschäftsführers der Bundeskonferenz für Er-
ziehungsberatung e.V., Herrn Menne, anlässlich 
des Fachtages der Senatsverwaltung SenBWF 
am 1.4.2009 in Berlin 
zum Thema: „Ein Rettungsschirm für Kindernö-
te“, anschließen:
„Ein weiteres Fortsetzen der personellen Sta-
gnation in der Erziehungs- und Familienbera-
tung nimmt wissentlich in Kauf, dass die Berater/
innen den Familien und ihren Kooperationsver-
pflichtungen nicht mehr gerecht werden können! 
Es ist an der Zeit, Erziehungs- und Familienbe-
ratungsstellen politisch als die unverzichtbaren 
Einrichtungen in der sozialen Infrastruktur aus-
zuzeichnen, die sie faktisch heute bereits sind.“
Daher halten wir es für dringend erforderlich, 
unter Berücksichtigung des nachgewiesener-
maßen ansteigenden Beratungsbedarfs und 
der Zunahme an Fachdienstaufgaben die Er-
ziehungs- und Familienberatungsstellen ihren 
Aufgaben entsprechend auszustatten:

• Durch die Neubesetzung von altersbedingt 
wegfallenden Fachpersonalstellen im öf-
fentlichen Dienst. Hierfür ist eine politische 
Willenserklärung und Initiative in Koopera-
tion mit dem Senator für Finanzen erforder-
lich.

• Durch die Aufstockung des Kernteams der 
freiträgerlichen Beratungsstellen um jeweils 
eine Planstelle pro Bezirk. Hierfür sind 
nach Berechnung der Senatsverwaltung 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung 
erweiterte Zuwendungen in Höhe von  
658.000 Euro erforderlich.

Wir bedanken uns für Ihre fraktionsübergreifen-
de Initiative und hoffen weiter auf Ihre Unterstüt-
zung zur Sicherstellung des Kinderschutzes in 
unserer  Stadt.

Mit freundlichen Grüßen
im Namen des Vorstandes der 
Landesarbeitsgemeinschaft für Erziehungsbe-
ratung Berlin e.V.

Barbara Eckey 
Hannelore Grauel-von Strünck  
Karin Jacob
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Rainer Dollase

Die „Tyrannei“ der Gewaltfreiheit oder 
„gute alte Zeiten“…

Seit dem Bestseller von Michael Winterhoff 
(Warum Kinder Tyrannen werden) gibt es ein 
Wiederaufleben einer alten Frage: Sind unsere 
Kinder heute anders als die Kinder früher? Seit 
tausenden von Jahren klagt die Erwachsenen-
welt über die Kinder, die nicht geeignet wären, 
die Gesellschaft, die Tugenden und die Werte 
so fort zu führen, wie das in der Vergangenheit 
gewesen wäre. Die Theorie der Kinder als Ty-
rannen nach Winterhoff geht allerdings auf tie-
fenpsychologische Überlegungen zurück. Eine 
symbiotische Beziehung zwischen Bezugsper-
sonen und Heranwachsenden führt dazu, dass 
die erwachsene Bezugsperson als Korrektiv für 
die kindlichen Versuche, die Welt zu verstehen, 
ausfällt. Alles was das Kind getan hat, hat auch 
der Erwachsene getan – er ist in unkritischer Art 
und Weise mit seinem Nachwuchs identifiziert. 
Dieser reagiert verwöhnt und tyrannisch.Diese 
und ähnliche Überlegungen hat auch Thomas 
Ziehe Ende der 70er Jahre mit dem so genann-
ten neuen Sozialisationstyp in der damaligen 
Bundesrepublik Deutschland verfolgt und kam 
zu ähnlichen Schlussfolgerungen wie der Psy-
chiater Winterhoff. 

Man nimmt heute das Verhalten der Kinder 
offenbar stärker als frech wahr und kann sich 
gegenüber den Ansprüchen der Kinder nicht so 
richtig durchsetzen bzw. man traut sich nicht, 
weil die öffentlichen Regeln für den richtigen 
Umgang mit Kindern eher in Richtung Partner-
schaftlichkeit, Verständnis, Zuwendung, kurz 
zur „Kuschelpädagogik“ neigen. Der Begriff 
Kuschelpädagogik ist allerdings ein Schimpfwort 
und auch die von Thomas Ziehe oder Michael 
Winterhoff geäußerten Vermutungen einer sym-
biotischen Beziehung zwischen den Eltern und 
ihrem Nachwuchs darf nicht auf jeden Einzelfall 
übertragen werden. Tendenzen und Fälle sind 
jederzeit beobachtbar, aber eine Verallgemeine-
rung dieser Beobachtung ist gewiss unzulässig. 
Es ist allerdings schon interessant, dass bei 

Umfragen viele Erwachsene und viele in Schule 
und Jugendarbeit tätige hauptamtliche Mitarbei-
ter mehr Gewalt als früher wahrnehmen. Dies 
ergab beispielsweise eine Umfrage im Kreis Gü-
tersloh. Hierzu ist aus wissenschaftlicher Sicht 
zu sagen, dass die Normen der Beurteilung für 
kindliches Verhalten strenger geworden sind, 
Menschen heute sind gewaltempfindlicher und 
das was früher als normal galt, gilt heute als 
pathologisch. Die Erinnerung trügt, wie noch zu 
erläutern sein wird, und schließlich gibt es im-
mer eine gewisse Sorge und auch eine gewisse 
skeptische Distanz der älteren Generation zum 
Nachwuchs wie eh und je. 

Die Wissenschaft jedenfalls kann den Trend zu 
mehr Gewalt, die durch unsere Kinder ausgeübt 
wird, nicht bestätigen. In Umfragen stagniert 
das Niveau der Angaben zur Aggression und 
Gewalt, bzw. bei Raufunfällen und anderen 
Erscheinungen gibt es eindeutig einen Rück-
gang. Zweifelsohne aber schauen Wissenschaft 
und Praxis mit anderen Augen auf die Realität. 
Methodische Unterschiedlichkeiten können zu 
unterschiedlichen Ergebnissen führen.

Die Situation in den östlichen Bundesländern ist 
dabei gewiss eine andere als die in den west-
lichen Bundesländern. Die DDR war bis 1990 auf 
jeden Fall stärker kollektivistisch und disziplino-
rientiert, konnte allerdings die Ergebnisse ihrer 
Bemühungen kaum empirisch dokumentieren. 
Man ist also auf Erzählungen und Erfahrungen, 
die selbstverständlich subjektiv geprägt sind, 
angewiesen. In der Bundesrepublik Deutschland 
trat ein großer Wandel in der Kindererziehung 
und Behandlung mit den Veränderungen der 
68er Jahre in Kraft. Die stärkere individualis-
tische Pädagogik, der Versuch partnerschaft-
liche Verhältnisse auch antiautoritär zu gestal-
ten, veränderte nachweislich die Einstellung 
von Lehrern aber auch von Eltern zu ihrem 
Nachwuchs. Bis 1964 z.B. gab es in Nordrhein-
Westfalen die Prügelstrafe in der Schule, danach 
wurde sie abgeschafft. Allerdings sind Aussagen 
heute über den Unterschied zwischen östlichen 
und westlichen Bundesländern nicht mehr mit 
der gleichen kontrastiven Deutlichkeit zu treffen 
wie kurz nach der Wende. Immerhin zwanzig 
Jahre sind seither vergangen und die ersten 
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jungen Erwachsenen haben keine persönlichen 
Erfahrungen mehr mit dem Erziehungs- und Bil-
dungssystem der ehemaligen DDR. Allerdings: 
Der kulturelle Wandel und der Wandel der So-
zialisationsmilieus gehen langsam vonstatten, 
so dass es durchaus möglich ist, dass es noch 
Milieus gibt, die sich von der Erziehung im We-
sten deutlich unterscheiden. 

1. Früher war alles besser

Zu der Aussage „Früher war alles besser“ kom-
men Menschen seit 4- bis 5-tausend Jahren, d.h. 
so lange die Beklagung über die heranwachsen-
den Generationen dokumentiert worden sind. 
Ein fester Bestandteil der Aussage „Früher war 
alles besser“ ist stets der Hinweis auf den Verfall 
der Erziehung gewesen: Früher hat man immer 
konsequenter, strenger, disziplinierter erzogen 
und heute entsprechend verweichlicht, inkonsi-
stent etc., mit der jeweils modernen Erziehung 
mache man die Kinder nicht mehr fit für die 
Zukunft. Dass früher alles besser gewesen sei, 
ist eine blanke Illusion, die viele Autoren und 
Autorinnen in den vergangenen 20 bis 30 Jahren 
beschrieben haben. Natürlich gab es auch früher 
ADHS (vgl. den Zappelphilipp) und es gab zahl-
reiche Gewalttaten in und um Schule herum. So 
wurde etwa auch aus dem so romantischen und 
ruhigen 19. Jahrhundert berichtet, dass Lehrer 
von Schülern erschossen worden sind bzw. dass 
ein Schüler einer Lehrerin auf dem Brustkorb 
herumgetrampelt ist, bis diese ihr Leben verlor. 
Selbstverständlich rauchten Kinder auch im 
19. Jahrhundert, selbstverständlich wurden sie 
im Mittelalter in den Lateinschulen verprügelt, 
selbstverständlich waren auch die Lehrerinnen 
im 19. Jahrhundert auf den Gebrauch von Rohr-
stöcken angewiesen, weil die Disziplinlosigkeit 
der Schüler und Schülerinnen dies erforderte. 
Früher war nicht alles besser. 

Auch die Generation der heute 50- bis 70-Jäh-
rigen verklärt gerne ihre eigene Kindheit im 
Vergleich zur heutigen. Auch hier halten die 
Verklärungen einer nüchternen Nachprüfung 
nicht stand: Tägliche handgreifliche Auseinan-
dersetzungen auf den Schulhöfen der 50er 
Jahre waren an der Tagesordnung. Die Prügel-

strafe an Schulen wurde in Nordrhein-Westfalen 
erst 1964 abgeschafft, es gab die körperliche 
Züchtigung darüber hinaus im Elternhaus, was 
wissenschaftlich betrachtet, damals wie heute, 
den Aggressionspegel der Jugendlichen anstei-
gen lassen musste. Schließlich gab es in den 
50er Jahren die Halbstarkenkrawalle nicht nur 
in Deutschland, sondern auch in Schweden. 
Bei den Krawallen in Dortmund, so Zeitzeugen 
und Pressemitteilungen aus der damaligen Zeit, 
zogen im Anschluss an die Vorführung des Films 
„Außer Rand und Band“ mit Bill Haley bzw. des 
Films „Saat der Gewalt“, rund 4.000 Jugendliche 
randalierend durch die Innenstadt, sie beleidi-
gten Passanten und lieferten sich Auseinander-
setzungen mit der Polizei. Die Halbstarkenkra-
walle fanden vor allen Dingen zwischen 1956 
und 1958 statt, Kino- und Konzertsäle wurden 
dabei oft vollständig zerstört. Alles vergessen? 

Mit dem Hinweis auf Erziehungsprobleme und 
Gewalt früher soll die aktuelle Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche bzw. die Gewalt, die 
sich Kinder und Jugendliche gegenseitig antun, 
keinesfalls klein geredet werden. Fakt ist, dass 
wir, früher so wenig wie heute mit durchaus im 
Schnitt gewandelten Erziehungsmethoden, be-
stimmte Probleme der Kinder und Jugendlichen 
nicht in zufriedenstellendem Maße in den Griff 
bekommen haben. Auch wir waren früher nicht 
besser, auch unsere Eltern haben mit Sicherheit 
Erziehungsfehler gemacht und wir machen sie 
heute wieder (Dollase, 1986). 

Wenn man den Zeitwandel der Kinder und 
Jugendlichen wissenschaftlich gründlich und 
objektiv nachweisen möchte, dann müsste man 
sorgfältige, methodische Untersuchungsergeb-
nisse aus der Vergangenheit als Vergleichs-
maßstab heranziehen können. Das ist kaum 
möglich, da in früheren Zeiten keine empirische 
Sozialforschung existierte. Nur dort, wo man per 
Zufall oder bei den Pionieren der empirischen 
Sozialforschung an alte Daten kommen kann, 
sind solche Zeitwandelstudien möglich.  
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2. Veränderungsmythen und tatsäch-
liche Veränderungen von Kindern 
und Jugendlichen

Wenn sich die Kinder und Jugendlichen tatsäch-
lich geändert hätten, wäre das ein Grund, die 
Erziehung, so zumindest die wissenschaftlich 
durchschnittlich empfohlene, zu ändern. Inso-
fern kommt dem Nachweis, dass es solche Ver-
änderung gegeben hat, eine große Bedeutung 
für die Beantwortung der Titelfrage zu. 
Viele angebliche Veränderungen der heutigen 
Kindheit und Jugend sind allerdings Mythen, d.h. 
sie sind empirisch nicht belegt worden. Dass 
Einzelkinder schwieriger seien als Geschwi-
sterkinder ist so ein Mythos. Geschwisterkinder 
müssen immer um Anerkennung kämpfen und 
sind, allen Untersuchungen nach zu urteilen, im 
Schnitt etwas weniger generös als Einzelkinder. 
Einzelkinder sind geselliger, weil es ihnen an 
Kontakten mangelt. Einzelkind zu sein, ist 
heute im Übrigen keine besondere Situation, 
sondern eine recht häufige, da Eltern, die beide 
erwerbstätig sein wollen, meist keine Lust auf 
eine größere Kinderzahl verspüren. 
Zum Mythos gehört auch die angebliche Verpla-
nung des Kinderalltags, wie eine Studie des DJI 
in den 90er Jahren schon empirisch nachgewie-
sen hat (Deutsches Jugendinstitut, 1993): Die 
Kinder gehen mit den modernen Kommunikati-
onsmedien zur Gestaltung und Verabredung um, 
so als wenn es ganz natürlich wäre. Während 
man früher aus dem Fenster herausgerufen hat 
und sich verabredet hat, telefoniert man heute. 
Nicht mehr und nicht weniger. 
Auch das Fernsehen oder der Videokonsum, 
der bei Kindern und Jugendlichen ein durchaus 
erfahrungsbehinderndes Ausmaß angenommen 
hat, darf in seiner Wirkung etwa auf Aggressivität 
nicht überschätzt werden (Anderson & Bush-
man, 2002). Gewalttätig wird man auch ohne 
Fernsehkonsum und nach allen Metaanalysen 
ist der Einfluss des Fernsehens auf die Gewalt-
tätigkeit unserer Kinder nicht größer als die der 
Eltern, der Klassenkameraden, der Lehrer, der 
Gesellschaft insgesamt. 
Schließlich der Mythos Multikulturalität – eine 
Gesellschaft muss nicht auseinanderbrechen, 
wenn sie mit Zuwanderung konfrontiert ist. 
Insbesondere Kinder und Jugendliche erleben 

in den Schulen unseres Landes ausreichend 
kooperative Bedingungen, unter denen, auch 
das kann man empirisch nachweisen, sich die 
Beziehungen der Nationen untereinander ver-
bessern (Dollase, Ridder, Bieler, Köhnemann, 
& Woitowitz, 2000) . 

Den Veränderungsmythen stehen tatsächliche 
Veränderungen gegenüber, über die in der Öf-
fentlichkeit seltener bzw. weniger intensiv dis-
kutiert wird. Seit vielen Jahren ist bekannt, dass 
die Kinder heute im Schnitt um 20 IQ-Punkte 
intelligenter sind als etwa Kindheit und Jugend 
in den 50er Jahren (Flynn, 1987). Dieser sog. 
Flynn-Effekt existiert unabhängig davon, dass 
wir bei PISA nur durchschnittliche Positionen 
erreicht haben. Auch in den anderen Ländern 
hat der Flynn-Effekt stattgefunden. In Mathema-
tik wird heutzutage von den Kindern schon im 
Grundschulalter so viel verlangt wie nie zuvor 
(Dollase, 1991). Zwar konnte man früher leichter 
und besser das kleine und große Einmaleins auf-
sagen als heute, dafür lernen Kinder heute aber 
auch schon vor Übergang in die weiterführenden 
Schulen mit Gleichungen mit einer Unbekannten 
umzugehen, mit Punkt- und Strichrechnung, mit 
Geometrie etc., alles Themen, die früher im 5. 
oder 6. Schuljahr auf dem Lehrplan standen. Die 
Selbstständigkeit der Kinder und Jugendlichen 
nimmt zu, zum Teil aber auch, das zeigen inter-
nationale Untersuchungen, die Selbstverliebtheit, 
der Narzissmus (Twenge & Campbell, 2001), der 
im Übrigen auch einen ungünstigen Einfluss auf 
die Aggressionsrate der Kinder hat. Schließlich 
und endlich ändern sich die Bewertungsnormen 
für Kinder, d.h. was man früher noch für normal 
gehalten hat (z.B. Raufereien), wird heute patho-
logisiert und für unnormal erklärt (Dollase, 1999). 

Natürlich ändern sich in erster Linie auch die 
erziehenden Erwachsenen. Ihre Erwerbsbetei-
ligung ist höher als früher, ihr Eigeninteresse 
an der Selbstverwirklichung ist größer gewor-
den, das Interesse an den Kindern sinkt ganz 
eindeutig, die Orientierung in einer globalen, 
schnelllebigen Welt ist schwieriger, weil die Eltern 
nicht mehr wissen, was sie ihren Kindern als 
Überlebensregel mitgeben sollen. Die Zukunft 
ist zu ungewiss. 
Eigene empirische Untersuchungen, die im 
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Rahmen der zahlenmäßig größten Studien bei 
Kindern und Jugendlichen in NRW gewonnen 
wurden, (N = 7.800 und N = 6.500) zeigen mar-
kant einige typische Situationen der Kinder und 
Jugendlichen heute. 

Die Kinder und Jugendlichen sind mit ihrer Fa-
milie und mit ihren Freunden außerordentlich 
zufrieden. 
Dieser Zufriedenheit steht eine zunehmende 
Unzufriedenheit mit den Klassenkameraden und 
mit den Lehrpersonen gegenüber. 
Die aktuellen Werte der Kinder und Jugendlichen 
weichen charakteristisch von den Werten ihrer 
Lehrer ab. Während Lehrer und Lehrerinnen 
noch eher ein postmodernes Wertemuster zei-
gen, haben sich Kinder und Jugendliche längst 
daran gewöhnt, dass Gehorsamkeit, Ehrgeiz, 
Sauberkeit, Wohlstand, Erfolg, Sicherheit, 
Dominanz etc. von größerer Bedeutung sind, 
als das Lehrer heute sehen. Man kann daran 
erkennen, dass Kinder und Jugendliche sich 
auf die globalisierte Wettbewerbsgesellschaft 
etwas schneller eingestellt haben als ihre Lehrer. 
Auf der anderen Seite ist die Unzufriedenheit 
der Kinder und Jugendlichen mit der Gleich-
altrigengruppe in vielen verschiedenen Studien 
überdeutlich geworden: Auch kleinere Kinder 
fühlen sich in Vergleichsstudien von 1974 auf 
1997 z.B. deutlicher durch die anderen Kinder 
gestört. Sie sagen häufiger, dass es mehr Kinder 
gibt, die sie nicht leiden können, dass es ihnen 
etwas ausmacht, wenn die anderen Kinder sich 
mit ihnen streiten, dass die anderen Kinder oft 
Streit mit ihnen anfangen, dass die anderen 
Kinder einer Klasse sie ärgern. 

Wenn es denn ein Fixum in den zahlreichen 
Ergebnissen zum Zeitwandel von Kindern und 
Jugendlichen gibt, dann ist es die zunehmende 
Bedrohung durch Gleichaltrigengruppen, durch 
Mobbing, Bullying, durch Außenseiterbildung 
etc., die ja auch, wie man aus der Presse weiß, 
in nahezu jedem Amokfall und in jeder Gewalt-
tat auf dem Schulhof eine bedeutsame Rolle 
spielen. Die Verkollektivierung der Erziehung 
hat also zu einem neuen Problem geführt, auf 
das die Erziehung der Kinder und Jugendlichen 
eingehen muss. 
Übrigens: Noch in den 60er Jahren befand sich 

das gesamte Lehrerkollegium einer Schule wäh-
rend der Pausen auf dem Schulhof. KollegInnen, 
die diese Maßnahme heutzutage ausprobieren, 
berichten von signifikant weniger Konfliktfällen 
während der Pausenzeiten!

Bei der Generation jener, die zwischen 1954 und 
1971 geboren worden sind, sind die „Entfaltungs-
werte“ deutlich wichtiger als die „Pflichtwerte“. 
Unter Pflichtwerten versteht man beispielswei-
se Disziplin und unter Entfaltungswerten z.B. 
Selbstverwirklichung. Das bedeutet also, dass 
in der Generation der heute potenziellen Eltern 
die Verhältnisse schon deutlich liberalistischer 
waren als in der Generation, der zwischen 1922 
und 1934 geborenen Erwachsenen.    

Interessant ist, dass in jüngster Zeit die mo-
dernen Schüler und Schülerinnen ihre Lehrer 
und Erwachsenen in konventionellen Normen 
und Werten übertreffen, das heißt z.B., dass 
Schüler und Jugendliche heute Werte wie Ge-
horsamkeit, Was-zu-sagen-haben, ehrgeizig 
sein, Sauberkeit, Wohlstand, Erfolg haben, Si-
cherheit höher schätzen als die postmodernen 
Erwachsenen, die sie zum Teil als Lehrer und 
Lehrerinnen erleben. Diese haben eher einen 
postmodernen Wertehorizont. Das bestätigen 
zahlreiche aktuelle Umfragen unter anderem 
auch die SHELL-Studie. Gleichzeitig ist erkennt-
lich, dass auch die Eltern ihre heutigen Kinder 
stärker auf Höflichkeit und gutes Benehmen, 
auf eine ordentliche und gewissenhafte Arbeits-
erledigung, auf Wissensdurst und Toleranz hin 
orientieren. Ein solcher Sinneswandel lässt sich 
allerdings leicht erklären: Wenn sich auch in den 
Wahrnehmungen der Eltern die Gesellschaft 
ändert, wollen Eltern selbstverständlich, dass 
ihre Kinder in der gewandelten Gesellschaft 
auch erfolgreich sind und sie adaptieren die 
dafür notwendigen Erziehungsziele. 

In gewisser Weise zeigt dies auch die so ge-
nannte Panorama-Studie der Uni Siegen aus 
dem Jahre 2008, die u.a.von Brügelmann und 
Behnken durchgeführt worden ist. Es wurden 
10- bis 18jährige Schüler und Schülerinnen 
gefragt: „ Einige behaupten, dass es wichtig ist, 
über folgende Fähigkeiten und Fertigkeiten zu 
verfügen. Stimmst du zu?“ Die Ergebnisse sind 
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überraschend: 91% wollen einen guten Schul-
abschluss machen, 87% eine gute Berufswahl 
treffen können, 82% sich auf Prüfungen gut vor-
bereiten können, 79% später einmal Kinder gut 
erziehen können, 78% gute Noten in der Schule 
bekommen usw. Brügelmann kennzeichnet die 
junge Generation im 21. Jahrhundert als „opti-
mistisch, familienorientiert, bildungsambitioniert, 
pragmatisch, neotraditional, konsumfreudig und 
medienkompetent“. 

Werden unsere Kinder immer tyrannischer? 
Die Eingangsfrage ist angesichts solcher Er-
gebnisse und Erkenntnisse kaum mit Ja zu 
beantworten. Möglicherweise werden in den 
Beobachtungen von Thomas Ziehe oder Michael 
Winterhoff Untergruppen, bestimmte Problemfa-
milien, beschrieben, aber nicht die große Masse 
der Kinder und Jugendlichen. 

3. Prinzipien der Veränderung bzw. ein 
Modell der Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen

Das Ziel der menschlichen Entwicklung ist 
es, dass der Mensch in seinem Gehirn ein 
realistisches Bild von der Welt und sich selbst 
entwickelt. Das ist notwendig, damit man in der 
Realität wirksam, d.h. zur Befriedigung seiner 
Bedürfnisse und zur Verwirklichung seiner Ziele 
handeln kann. Wer ein falsches Bild von sich 
und seinen Fähigkeiten bzw. von der Welt und 
wie sie funktioniert, im Kopfe hat, wird Fehlpla-
nungen machen und darauf fußende Fehlhand-
lungen. Alles am Menschen ist auf dieses Ziel 
ausgerichtet (Dollase, 1985). 
Kinder und Jugendliche entwickeln sich, um 
dieses Ziel zu erreichen, nach einem evolutio-
nären Programm. Ein besonderer Trick der Evo-
lution ist die Angewiesenheit auf eine Bezugs-
person wie auch gleichzeitig die angeborene 
Selbstständigkeit in der Informationsaufnahme. 
Kinder und Jugendliche entwickeln sich nicht nur 
durch Belehrung der Erwachsenen, sondern sie 
nehmen ihre Informationen beim Spielen, beim 
Krabbeln, bei der Interaktion mit anderen Men-
schen selbstständig auf und verarbeiten diese 
Informationen. 

Man muss davon ausgehen, dass es eine 
Konkurrenz zwischen den unterschiedlichen 
Informationsquellen im Leben eines Kindes und 
Jugendlichen gibt. Diese Konkurrenz ist eine um 
die Glaubwürdigkeit. Wer am glaubwürdigsten 
ist, hat den größten Einfluss auf die Kinder und 
Jugendlichen. 
Vor dem Hintergrund dieses einfachen und auch 
schon im Mittelalter, etwa durch Fludd, beschrie-
benen Modells, wird einem sofort klar, wo und 
wie Erziehung modernisiert werden könnte. Da 
die Welt sich ändert, muss die Auseinanderset-
zung mit der modernen Welt ein wichtiger Punkt 
werden. Natürlich müssen Kinder und Jugend-
liche heute mit einem modernen Staatswesen, 
einer modernen Wirtschaft, mit Elektronik und 
Technik ganz anders konfrontiert werden als 
früher. Da die Welt sich ändert und die Welt in 
diesen kleinen oder größeren Kopf hinein muss, 
muss die Vermittlung der Welt ständig moder-
nisiert werden. 

Wie ist es aber mit den grundlegenden Bezie-
hungen und Ausgestaltungen von Erziehung? 
Die These wird hier vertreten, dass Erziehung 
sich in diesem Bereich nicht ändern muss, auch 
nicht modernisiert werden muss. Die Rolle des 
Erwachsenen, insbesondere der Eltern, bleibt 
identisch, egal wie die Welt draussen aussieht. 
Die Beziehungen des Kindes zu seinen Eltern 
sind ein hoch sensibler und wichtiger Bereich, 
der nicht geändert werden darf, weil der Mensch 
evolutionär auf stabile Beziehungen zu Bezugs-
personen programmiert ist. 

Die biologische und psychologische Funktions-
weise von Kindern und Jugendlichen ändert 
sich also nicht. Nicht alle Umweltänderungen 
verändern die Kinder, nur wenn sich sensible 
Bereiche ändern, z.B. die Beziehungen zu den 
Eltern, verändern sich die Kinder. Kinder sind in 
vielen Bereichen umweltoffen programmiert – 
Sprache, Informiertheit, Mode, Reichtum, Armut, 
Spielzeug etc., das alles und noch viel mehr 
ändert sich und muss von jeder Generation neu 
erarbeitet und erfahren werden. Es hängt vom 
Einklang der Ansichten über das realistische 
Selbst- und Weltbild ab, ob es Unterschiede 
zwischen Erzieher und Zögling gibt oder nicht. 
Wenn man die Invarianz der früher wie heute 
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(wie zukünftig) notwendigen guten Beziehungen 
zu den Bezugspersonen auf der einen Seite 
und die umweltoffene Programmierung auf der 
anderen Seite zusammen nimmt, so wird ver-
ständlich, warum der autoritative, der anleitende 
Erziehungsstil, der erfolgreichste ist. Eltern, die 
diese Fähigkeit zur Lenkung und Steuerung 
mit Zugewandtheit und Herzlichkeit gegenüber 
ihren Kindern und Jugendlichen verbinden 
können, erreichen nach empirischen Studien 
die besten Ergebnisse. Autoritativ ist nicht au-
toritär (Lenkung in Kombination mit Kälte), aber 
auch ein nur herzlicher, nicht lenkender, nicht 
beaufsichtigender Erziehungsstil führt nicht 
zu den gewünschten positiven Ergebnissen 
(Lamborn, Mounts, Steinberg, & Dornbusch, 
1991). Im autoritativen Erziehungsstil wächst 
das Selbstvertrauen, die soziale Kompetenz, die 
Schulleistung, die Schulorientierung, es sinken 
die Belastungssymptome und es sinkt das Pro-
blemverhalten. Die Vorzüge des autoritativen 
Erziehungsstils werden seit 1951 durch Diane 
Baumrind untersucht. Aber auch neue Studien, 
etwa aus dem Jahr 2006 (Kruglanski u.a.) zei-
gen, dass die Begriffe der „guided participation“ 
(gelenkte Teilhabe an der Welt der Heranwach-
senden) oder der „epistemic authorities“ (Auto-
ritäten, die helfen, herauszubekommen, wie die 
Welt funktioniert) am besten diesen autoritativen 
Erziehungsstil bezeichnen.

4. Schulische und erzieherische Kon-
sequenzen

Schulische Konsequenzen
Wenn man, wie das hier geschehen ist, die 
Veränderungen von Kindern und Jugendlichen 
als vernünftige Reaktion auf gewandelte gesell-
schaftliche und sonstige Verhältnisse ansieht, 
dann ergibt sich selbstverständlich auch wieder 
eine Rückbesinnung der schulischen Reformen 
auf ihre ursprüngliche qualifizierende, soziali-
sierende und auch selegierende Funktion. Das 
Streben der Eltern und das Streben auch des 
Kindes und Jugendlichen nach individuellem 
Erfolg mag dazu geführt haben, dass einer der 
wichtigsten Faktoren für den guten Unterricht 
das so genannte Classroom-Management ist,  
d. h. die Klassenführung. In sogenannten Meta-

analysen mit 11000 Bezügen zwischen Variablen 
des Unterrichtes und seinem kognitiven bzw. so-
zialen Erfolg führt das Claasroom-Management 
als der wirkungsmächtigste Faktor. Danach 
kommen die Schülervoraussetzung, danach die 
Lehrer-Schüler-Interaktion und das elterliche 
Engagement für den Bildungsweg ihrer Kinder. 
Das ominöse Claasroom-Management ist eine 
Sammelbezeichnung für alle Maßnahmen, die 
einen geordneten Unterricht ermöglichen – hohe 
Mitarbeitsrate und geringes Fehlverhalten. 
Dieses Ziel ist durch verschiedene Maßnah-
men zu erreichen, das dürfte auch dem Laien 
bekannt sein, unter anderem mit Strafen oder 
durch besondere Attraktivität des Unterrichts etc. 
Aber es ist auch erreichbar dadurch, dass die 
Lehrkraft eine erhöhte Komplexkapazität hat, 
d.h. sowohl alles mitbekommt (Wahrnehmungs-
kapazität) als auch mit vielen gleichzeitig einen 
sinnvollen Rapport halten kann (Kontaktkapa-
zität). Es kommt heute nicht so sehr darauf an, 
ein bestimmtes Unterrichtskonzept zu verfolgen, 
sondern es kommt darauf an, dass der gute 
Unterricht dem Einzelnen gerecht wird. Einfach 
gesagt, schwierig zu realisieren. Der beständige 
Wunsch nach kleineren Klassen hat hier seine 
berechtigte Ursache. 

In einem neueren, 1300 Seiten starken amerika-
nischen Band von Weinstein und Evertson über 
das Claasroom-Management wird allerdings 
besonders deutlich, dass die guten Beziehungen 
zwischen Schülern und Lehrern zu dieser Kom-
plexitätsreduktion und zu dem Gefühl, dass dem 
Einzelnen Gerechtigkeit widerfährt, beitragen 
können. Das deckt sich mit weltweiten empi-
rischen Aussagen zur guten Führungsqualität: 
Ein guter Führer, eine gute Führerin zeichnet 
sich sowohl durch Personenorientierung (Con-
cern for People) und durch Produktionsorien-
tierung (Concern for Production) aus. In dem 
oben erwähnten autoritativen Erziehungsstil 
finden wir diese Dualität wieder. Auch in der 
Panorama-Studie von Brügelmann wird deutlich, 
dass die 10- bis 18jährigen im Jahre 2008 vor 
allen Dingen von Personen lernen, zu denen sie 
eine gute Beziehung haben: Mutter, Vater, Lieb-
lingsoma, Lieblingslehrerin, Partnerin, Freund. 
Die Frage lautete: „Manche Leute meinen von 
den folgenden Personen könnten Kinder und 
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Jugendliche sehr viele wichtige Dinge lernen. 
Stimmst du zu?“

Erzieherische Konsequenzen
Der bisherige Argumentationsgang hat die 
Titelfrage in differenzierter Art und Weise be-
antwortet: 
1. Die sich verändernde Welt stellt für jeden He-
ranwachsenden eine Entwicklungsaufgabe dar. 
Er muss in die Lage versetzt werden, ein realis-
tisches Bild der jeweiligen historisch aktuellen 
Außenwelt und von sich selbst zu entwickeln, 
damit er in der sich wandelnden Welt wirksam 
handeln kann. 
2. Die Methoden der Erziehung scheinen sich 
allerdings weniger zu ändern: Der autoritative 
Erziehungsstil ist nach wie vor der erfolgreichste 
Erziehungsstil. Er besteht aus einer Paarung 
von herzlicher Zuwendung zum Kind und seiner 
Anleitung und Führung. 
3.Hoch sensible Bereiche wie das Verhältnis zu 
den Eltern, zu Erziehern, Lehrern etc. dürfen 
nicht Gegenstand pädagogischer Experimente 
werden, sondern müssen sicher gestaltet wer-
den. 
Was sich ändert, ist die Struktur relevanter Infor-
mationen der Außenwelt und einer Bewertung 
der eigenen Fähigkeiten, mit dieser Außenwelt 
zurechtzukommen. 

Die unglaubliche Menge an praktischer oder em-
pirischer Information über Erziehung (s. Einlei-
tung) muss nun seitens der Wissenschaft dazu 
führen, dass Heuristiken (Regeln aus denen 
sich ableiten lässt, wie man in verschiedenen 
Situationen  handeln soll) oder „Kernpunkte der 
Erziehung“ ermittelt werden. Ein Überblick:

Erziehung richtig einordnen
1. Erziehung braucht Zeit
2. Erziehung ist nicht nur Erziehung
3. Erziehung erreicht nicht alles

Erziehung ist Beziehung
4. Kinder und Jugendliche haben Bedürfnisse, 

die befriedigt werden müssen
5. Kinder und Jugendliche brauchen Bezugs-

personen und Bindung
6. Kinder und Jugendliche brauchen Akzep-

tanz, Empathie, Kongruenz

Erziehung ist Hilfe zur Lebensbewältigung
7. Kinder und Jugendliche benötigen ein rea-

listisches Selbst- und Weltbild
8. Kinder und Jugendliche lernen auf verschie-

denen Wegen 
9. Kinder und Jugendliche brauchen bei der 

Lebensbewältigung Hilfe

Erziehung braucht Zeit – mit ein wenig „quality 
time“ im Umfang von 20 Minuten täglich ist eine 
wirksame Erziehung nicht zu erreichen. Man 
muss schon, um Kinder genauer kennenzuler-
nen, deutlich mehr Zeit mit ihnen verbringen. 
Erziehung ist nicht nur Erziehung – erzieherisch 
wirksam ist das ganze Leben, ist alles,was von 
morgens bis abends erlebt wird, was Kinder 
sehen, erfahren und beobachten können. Nicht 
nur einzelne Minutenpassagen, in denen gute 
Ratschläge erteilt werden, sind Erziehung, son-
dern das gesamte Leben ist etwas, aus dem die 
Kinder jederzeit etwas lernen. Insofern kann 
man auch der Erziehung nicht ausweichen, wie 
das manche Lehrkräfte wohl gerne hätten. In 
Anlehnung an eine Paradoxie von Watzlawick 
kann man sagen (Watzlawick, Beavin, & Jack-
son, 1969): „Man kann nicht nicht erziehen“, d.h. 
was man auch tut, man entfaltet erzieherische 
Wirkungen. Auch der Lehrer als Moderator 
„selbstgesteuerter Lernprozesse“, der so tut, 
als könne er sich seines Einflusses auf Kinder 
und Jugendliche entledigen, hat schon dadurch, 
durch die Einnahme dieser Rolle, erhebliche 
erzieherische Wirkung auf Kinder und Jugendli-
che, nämlich die des pädagogischen Disengage-
ments, d.h. „mach doch deine Sachen alleine“. 
Erziehung erreicht nicht alles – d.h. Erziehung 
ist kein planbares Geschehen in dem Sinne, 
dass man ein Design entwirft, wie der Heran-
wachsende später einmal sein soll und nun 
die entsprechenden Maßnahmen ergreift, um 
dieses zu erreichen. Weder sind die Maßnah-
men bekannt, noch sind Maßnahmen so, dass 
sie immer die intendierte Wirkung haben, noch 
ist es möglich, aus jedem Menschen alles zu ma-
chen. Das sind typische politisch-essayistische 
Illusionen, die insbesondere in der Zeit nach den 
TIMSS- oder PISA-Ergebnissen überall gedie-
hen sind und zurzeit ihren Untergang erleben. 
Erziehung ist immer auch ein Geschehen, das 
Frustrationstoleranz erfordert und ein Akzeptie-
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ren der Grenzen der Erziehung (Dollase, 1984). 
Auf keinen Fall ist als Schlussfolgerung daraus 
jedoch Passivität eine sinnvolle Folge, so nach 
dem Motto: „Man kann ja ohnehin nichts daran 
tun“, sondern besondere Aktivität und Anstren-
gung, denn nur durch besondere Aktivität und 
Anstrengung kann man die schmalen Seg-
nungen der richtigen Erziehung erwarten. Wer 
nichts tut, geht ein eindeutig höheres Risiko ein, 
als jener, der etwas tut. 
Auch der zweite Block „Erziehung ist Beziehung“ 
nimmt auf diese fundamentale Grenzerkenntnis 
der Erziehung Rücksicht. Gute Erziehung ist 
offenbar eine Begleitung des Heranwachsen-
den durch Dick und Dünn. Er informiert sich 
aus allen möglichen Quellen, er wird von vielen 
Personen in seiner Umgebung beeinflusst und 
er benötigt Menschen, die Erziehung als eine 
Beziehung auffassen, als eine Begleitung. Sie 
sorgen dafür, dass die Bedürfnisse, die das Kind 
oder der Jugendliche hat, befriedigt werden, 
z.B. Sicherheitsbedürfnisse, Bedürfnisse nach 
Anerkennung und Zugehörigkeit im Sinne von 
Maslow (Maslow, 1954). Die Begleiter achten 
darauf, dass Bezugspersonen und sichere Bin-
dungen an die Bezugspersonen vorhanden sind, 
damit Kinder und Jugendliche selbstständig  
werden können. Nur über die Bindung an Be-
zugspersonen erwirbt man die nötige Sicherheit, 
um selbstständig agieren zu können. Kinder und 
Jugendliche brauchen schließlich Erwachsene, 
die sie akzeptieren, die Einfühlungsvermögen 
besitzen und die echte und unverstellte fas-
sadenfreie Persönlichkeiten sind (Tausch & 
Tausch, 1977). 

Im dritten Block wird Erziehung als Hilfe zur 
Lebensbewältigung beschrieben. Auf dem Wege 
zum realistischen Selbst- und Weltbild lernt 
der Jugendliche auf verschiedenen Wegen. Ab 
und zu benötigt er bei dieser Bewältigung Hilfe, 
die der Erwachsene ihm geben muss (Dollase, 
2002). 

Erziehung ist eine evolutionäre Notwendigkeit, 
man kann nicht nicht erziehen, sie ist keine Ma-
nipulation, Formung, sondern eine begleitende 
Beziehung des Heranwachsenden bei seiner 
selbstständigen Auseinandersetzung mit sich 
und der Umwelt. Der Heranwachsende will ein 

realistisches Selbst- und Weltbild erwerben, 
damit er wirkungsvoll handeln kann. Erziehung 
ist umso einflussreicher, je glaubwürdiger sie 
zeigen kann, dass ihre Inhalte zur wirkungs-
vollen Auseinandersetzung führen. Und Einfluss 
auf den Heranwachsenden gewinnt man auch 
durch Beziehung, durch Kompetenz, Konformi-
tät (consens implies correctness) Bindung und 
Sympathie (Cialdini, 1997). 
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Friederike Beck

Offener Brief 
der Geschäftsstelle der Unabhängigen 
Beauftragten zur Aufarbeitung des sexu-
ellen Kindesmissbrauchs, Dr. Christine 
Bergmann, Bundesministerium a.D.

Sehr geehrte Damen und Herren,
 
mit diesem Schreiben möchten wir Ihnen gerne 
einige Informationen zur Unabhängigen Beauf-
tragten zur Aufarbeitung des sexuellen Kindes-
missbrauchs zukommen lassen. Angefügt finden 
Sie eine Kurzinformation zur Unabhängigen Be-
auftragten, die Sie gerne über Ihre Verteiler zur 
weiteren Bekanntmachung weiterleiten können. 
Gerne möchten wir Sie mit diesem Schreiben 
auch einladen, Ihre fachliche Expertise in die 
Aufarbeitung der Unabhängigen Beauftragten 
einzubringen.

Zum Hintergrund:

Mit Kabinettbeschluss vom 24. März 2010 hat 
die Bundesregierung die Ernennung einer Un-
abhängigen Beauftragten zur Aufarbeitung des 
sexuellen Kindesmissbrauchs beschlossen und 
die frühere Bundesfamilienministerin Dr. Christi-
ne Bergmann hierzu ernannt.

Die Unabhängige Beauftragte ist Ansprechpart-
nerin für Betroffene und arbeitet vergangene 
und aktuelle Fälle auf mit dem Ziel, Empfeh-
lungen gegenüber der Bundesregierung und 
dem Runden Tisch auszusprechen. Hierbei 
geht es sowohl um materielle und immaterielle 
Hilfen für Betroffene, als auch um Lösungen, die 
langfristig den Schutz von Kindern vor sexuellem 
Missbrauch und sexueller Gewalt verbessern.

Die telefonische Anlaufstelle der Unabhän-
gigen Beauftragten: 

Über die kostenfreie Rufnummer 0800-2255530 
können sich Betroffene sexuellen Missbrauchs 
an ein Team von Fachkräften aus den Bereichen 
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der Sozialpädagogik, Psychologie und Medizin 
wenden. Auch Angehörige sowie Menschen, 
denen Fälle in ihrem privaten oder beruflichen 
Kontext auffallen, können die telefonische 
Anlaufstelle kontaktieren. Wenn gewünscht, 
zeigen die Fachkräfte Betroffenen weitere 
Möglichkeiten von Hilfen und Kontakte zu Be-
ratungsstellen in den jeweiligen Regionen auf. 
Die Anliegen und Botschaften der Betroffenen 
werden in der telefonischen Anlaufstelle indivi-
duell angenommen und, wenn die Betroffenen 
damit einverstanden sind, anonym dokumentiert 
und ausgewertet. Die Anlaufstelle versteht sich 
nicht als therapeutische oder rechtliche Bera-
tungseinrichtung. 

Weitere Informationen finden Sie auch unter 
www.beauftragte-missbrauch.de 

Ihre Expertise:

Die Unabhängige Beauftragte ist auch interes-
siert, die Erfahrungen und Meinungen derer zu 
erfahren, die in der täglichen Beratungspraxis 
mit Betroffenen zu tun haben: 

• Wer meldet sich bei Ihnen? 
• Mit welchen Anliegen kommen Betroffene 

zu Ihnen? 
• Welche Hilfsangebote helfen und welche 

helfen nicht? 
• Welche müssten zur Verfügung stehen? 
• Was beklagen Betroffene? 
• Was hilft Betroffenen? 
• Was würde Ihnen helfen? 
• Haben Sie genug ausgebildete Beraterin-

nen und Berater? 
• Welche Forderung haben Sie an die  

Politik? 

Wir möchten Sie ausdrücklich einladen, die 
telefonische Anlaufstelle der Unabhängigen Be-
aufttragten anzurufen und dort Ihre Erfahrungen 
und Positionen mitzuteilen. 
 
Wir würden uns freuen, wenn Sie auch Be-
troffene, Angehörige und Kontaktpersonen in 
Ihren Beratungsstellen auf die Möglichkeit hin-
weisen würden, sich mit ihrem Anliegen an die 

Missbrauchsbeauftragte zu wenden und sich 
dadurch aktiv in den jetzigen politischen und 
gesellschaftlichen Prozess einzubringen. Die 
Aufmerksamkeit, die aktuell auf dem Thema 
liegt, ist eine einmalige Chance, die Gesellschaft 
langfristig für das Thema zu sensibilisieren und 
Maßnahmen zu entwickeln, die Kinder besser 
vor sexuellem Missbrauch schützen. Zur Zeit 
entwickeln wir deshalb auch eine Informations-
kampagne gegen sexuellen Missbrauch. Mitte 
September werden uns Infomaterialien vorlie-
gen. Gerne würden wir Ihnen dann auch einige 
Exemplare für Ihre Beratungsstellen zukommen 
lassen. Wir werden zu gegebenem Zeitpunkt 
hierzu nochmals auf Sie zukommen.
 
Wir freuen uns, wenn Sie sich mit Ihrer Exper-
tise einbringen und würden wir uns über das 
„Weitersagen“ und Ihre Unterstützung der Un-
abhängigen Beauftragten sehr freuen.
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur  
Verfügung.
 
Mit freundlichen Grüßen 
Friederike Beck

Friederike Beck
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Geschäftsstelle der Unabhängigen Beauftragten
zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmiss-
brauchs
Dr. Christine Bergmann, Bundesministerin a. D.
 
Glinkastraße 24, 10117 Berlin
 
Telefon: 03018 555-1554
Telefax: 03018 555-4-1554
E-Mail: friederike.beck@ubskm.bund.de
Internet: www.beauftragte-missbrauch.de
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Sabine Hollefreund

„Jahrelang gegen Wände geschrieen“- 
Interview mit Dr. Christiane Bergmann 

Dr. Christine Bergmann, Missbrauchsbeauf-
tragte der Bundesregierung, über Aufgaben 
und Ziele der telefonischen Anlaufstelle und 
die Botschaften der Betroffenen

TRIALOG: Wer kann sich bei der telefonischen 
Anlaufstelle melden? 
Christine Bergmann: Bei uns können sich alle 
Betroffenen melden, die in kirchlichen, öffent-
lichen oder privaten Einrichtungen sowie im 
familiären Umfeld oder im sozialen Nahbereich 
sexuellen Missbrauch erlebt haben. Es melden 
sich auch Angehörige bei uns und zunehmend 
auch Kontaktpersonen wie zum Beispiel Leh-
rerinnen bzw. Lehrer oder Therapeutinnen 
bzw. Therapeuten, denen Missbrauch in ihrem 
Kontext auffällt. Auch Menschen, die sich bereits 
bei anderen Hotlines oder Beratungsstellen ge-
meldet haben, rufen bei uns an und hinterlassen 
uns ihre Botschaften.

TRIALOG: Wie viele Menschen haben sich 
bisher bei Ihnen gemeldet?
Bergmann: Seit Anfang April sind wir schriftlich 
erreichbar, seit Ende Mai auch telefonisch. Bis-
her haben sich rund 1.400 Menschen bei uns 
gemeldet. 

TRIALOG: Mit welchem Anliegen rufen die 
Menschen bei Ihnen an?
Bergmann: Die meisten Anrufenden suchen 
das Gespräch. Sie wollen über das Erlebte re-
den, manche zum ersten Mal. Viele Gespräche 
sind sehr zeitintensiv, einige gehen bis zu zwei 
Stunden. Diejenigen, die sich schon einmal 
Angehörigen oder Bekannten anvertraut haben, 
berichten uns, dass sie oft auf Unverständnis 
stoßen, dass man ihnen nicht nur als Kind 
sondern auch als Erwachsener nicht glaubt 
oder es nicht wahrhaben möchte. Neben den 
Betroffenen rufen auch Angehörige an, vor 
allem Mütter, aber zunehmend auch Väter, de-

ren Kinder sexuell missbraucht wurden. Wenn 
Missbrauch aktuell noch stattfindet, wird er meist 
von Kontaktpersonen gemeldet, häufig werden 
hierbei nicht nur Verwandte sondern auch Per-
sonen aus der Nachbarschaft als Täterinnen 
bzw. Täter benannt. 

TRIALOG: Schalten Sie sich bei aktuellen Fäl-
len ein, erstatten Sie zum Beispiel Anzeige oder 
melden Sie den Fall an das Jugendamt?
Bergmann: Nein, wir nehmen die Berichte 
anonym auf, sprechen aber, wenn gewünscht, 
Empfehlungen aus, wo die Anrufenden weitere 
Hilfen und Unterstützung finden können. Rund 
50 Prozent der Anrufenden suchen Hilfsange-
bote in ihrer Region. Wir machen aber keine 
therapeutische oder rechtliche Beratung. Wir 
sind auch keine Ermittlungsbehörde. Wenn 
gewünscht, geben wir aber Hinweise, wo eine 
Anzeige erstattet werden kann.

TRIALOG: Können Sie schon eine erste Bilanz 
aus den bisherigen Ergebnissen ziehen?
Bergmann: Bisher melden sich bei uns vor 
allem Menschen, deren Missbrauch weit in der 
Vergangenheit liegt, manchmal liegt der Miss-
brauch bereits 60 oder 70 Jahre zurück. Über 
die Hälfte der Anrufenden spricht zum ersten Mal 
über das Erlebte. In zwei Drittel der jetzt berich-
teten Fälle hat der Missbrauch in Institutionen 
stattgefunden, davon rund die Hälfte in kirch-
lichen, vor allem katholischen Einrichtungen. 
Was besonders erschreckend ist, fast alle sind 
mehrfach, die meisten von ihnen sogar über 
lange Zeiträume hinweg missbraucht worden. 
Dabei sind Mädchen wie Jungen gleichermaßen 
betroffen, wobei Jungen häufiger Opfer sexu-
ellen Missbrauchs in Institutionen wurden und 
Mädchen im familiären Umfeld oder im sozialen 
Nahbereich.

TRIALOG: Was unterscheidet Ihre telefonische 
Anlaufstelle von anderen Hotlines, z.B. der Hot-
line der katholischen Kirche?
Bergmann: Als unabhängige Stelle sind wir 
Anlaufstelle nicht nur für Betroffene, die in 
kirchlichen Einrichtungen sexuell missbraucht 
wurden, sondern auch für Betroffene, die in an-
deren Einrichtungen sowie in der Familie oder im 
sozialen Nahbereich Missbrauch erlebt haben. 
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Es wenden sich aber auch Betroffene aus kirch-
lichen Einrichtungen an uns, die das Vertrauen in 
diese Einrichtungen verloren haben. Wir wollen 
die Berichte und Anliegen aller Betroffenen in 
unsere Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs 
einfließen lassen.

TRIALOG: Wem kann ich als Beraterin bzw.
Berater empfehlen, bei Ihnen anzurufen?
Bergmann: Wir erfüllen als telefonische Anlauf-
stelle zwei Funktionen: Betroffene finden Gehör, 
und, wenn gewünscht, zeigen wir Hilfsangebote 
auf. Darüber hinaus können Betroffene mit ihrem 
Anruf an der öffentlichen Diskussion zum Thema 
sexueller Missbrauch teilnehmen. Wenn die 
Anrufenden damit einverstanden sind, werden 
ihre Berichte anonym dokumentiert und fließen 
in unsere Empfehlungen und Vorschläge an 
die Bundesregierung und den Runden Tisch 
zu materiellen und immateriellen Hilfen für Be-
troffene ein. Auch Betroffene, die sich bereits 
bei anderen Beratungsstellen oder Hotlines 
gemeldet haben, können bei uns anrufen und 
die Möglichkeit nutzen,  uns ihre Botschaften 
mitzuteilen.

TRIALOG: Heißt das, dass Sie die Anrufenden 
als „Experten in eigener Sache“ betrachten?
Bergmann: Ja, denn die meisten Betroffenen 
möchten nicht nur über das Erlebte reden - 
sie wollen auch, dass sich etwas ändert. Sie 
möchten die Möglichkeit nutzen, Botschaften 
an die Politik zu formulieren. Sie wollen mit ihrer 
Erfahrung dazu beitragen, dass das Leid der 
Betroffenen anerkannt wird, die Täter benannt 
werden und Kinder in unserer Gesellschaft bes-
ser geschützt werden. 

TRIALOG: Um was für Botschaften handelt es 
sich?
Bergmann: Wir haben auf unserer Internetsei-
te einen Bereich eingerichtet, auf der wir die 
Botschaften der Betroffenen der Öffentlichkeit 
transparent machen. Fast alle Betroffenen wol-
len mehr Aufklärung und Prävention. Sie  for-
dern außerdem schnellere und umfangreichere 
Hilfsangebote, den Ausbau von Beratungsstel-
len und mehr und bessere Therapieangebote 
bei sexuellem Missbrauch. Eine Verlängerung 
der Verjährungsfristen ist ein weiteres großes 

Thema sowie die Frage von Entschädigungen, 
hiermit wird sich der Runde Tisch auseinander-
setzen müssen. 

TRIALOG: Können sich auch Fachleute bei 
der telefonischen Anlaufstelle melden? Welche 
Informationen können sie erhalten? 
Bergmann: Ja, auch Fachleute können sich 
bei uns melden. Wir nehmen auch ihre Erfah-
rungen, die sie in ihrem Bereich mit sexuellem 
Missbrauch gemacht haben, gerne in unsere 
Dokumentation auf. Bei Detailfragen, sofern wir 
sie nicht in der Anlaufstelle direkt beantworten 
können, werden wir auf entsprechende weitere 
Informationsangebote verweisen.

TRIALOG: Mit wem spreche ich in der tele-
fonischen Anlaufstelle? Welche Qualifikation 
haben die Kräfte dort?
Bergmann: Wir haben ein Team von rund 65 
Fachkräften, die in unterschiedlichen Beset-
zungen je nach Anrufaufkommen eingesetzt 
werden. Es handelt sich ausschließlich um 
Fachkräfte aus dem Bereich der Sozialpäda-
gogik, der Therapie, der Medizin und der Bera-
tung. Alle Fachkräfte verfügen über langjährige 
Erfahrungen im Bereich sexueller Missbrauch, 
sie durchlaufen außerdem regelmäßig Fortbil-
dungen und Supervision.

TRIALOG: Wenn Missbrauchserinnerungen 
lange zurückliegen, wer beurteilt, ob man diese 
für glaubwürdig halten kann?
Bergmann: Es geht nicht darum, die Erinne-
rungen der Betroffenen in Frage zu stellen. Alle 
Berichte werden aufgenommen, wenn die Be-
troffenen damit einverstanden sind. Bei schwie-
rigen oder unerwarteten Gesprächsverläufen 
können sich unsere Fachkräfte auch an unseren 
Hintergrunddienst wenden, der Empfehlungen 
zum Vorgehen geben kann. 

TRIALOG: Kooperieren Sie mit der Hotline der 
katholischen Kirche?
Bergmann: Wir stehen in engem Kontakt mit 
den Missbrauchsbeauftragten der katholischen 
Kirche. Die Erfahrungen der Hotlines zum se-
xuellen Missbrauch sind für die Aufarbeitung 
wichtig. Wir stehen hier in einem engen Dialog 
und werden diesen auch fortführen. 
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TRIALOG: Sind Sie auch mit anderen Einrich-
tungen im Kontakt?
Bergmann: Wir sind in engem Austausch mit 
Beratungseinrichtungen, Verbänden und Kinder-
schutzeinrichtungen und auch mit Expertinnen 
und Experten aus dem wissenschaftlichen 
Bereich. So wird die Dokumentation der telefo-
nischen Anlaufstelle und der diesbezüglichen 
Aufarbeitung wissenschaftlich begleitet durch 
Prof. Dr. Jörg M. Fegert, Ärztlicher Direktor der 
Klinik für Kinder- und Jugendpsychatrie/Psycho-
therapie des Universitätsklinikums Ulm, sowie 
unterstützt von einem Beirat aus Forschung und 
Beratungspraxis.

TRIALOG: Welche Konsequenzen würden Sie 
sich aus Ihrer Tätigkeit wünschen?
Bergmann: Abschließende Vorschläge werde 
ich erst nach der Aufarbeitung der Thematik 
nennen können. Ich erwarte jedoch bereits jetzt 
einen konkreten Ausbau der Beratungs- und 
Therapieangebote für Betroffene, mehr Prä-
vention und Information und bessere Fort- und 
Weiterbildungen. Ich erwarte, dass der Schutz 
der Kinder vor sexueller Gewalt in unserer 
Gesellschaft fest verankert wird und sich Täter 
in dieser Gesellschaft nicht mehr sicher fühlen 
können.

Das Gespräch führte Sabine Hollefreund. 
Psychologische Psychotherapeutin, Vorstands-
mitglied der LAG Berlin e.V. und stellvertretende 
Leiterin der Erziehungs- und Familienberatung 
Tempelhof-Schöneberg von Berlin

Kontaktmöglichkeiten für Betroffene:
Telefonische Anlaufstelle: 0800-2255530 
(kostenfrei)
Weitere Kontaktmöglichkeiten und  
Informationen unter: 
www.beauftragte-missbrauch.de
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Online-Familienhandbuch

Grundrechte für Scheidungskinder 
(USA) 

Familiengericht von Milwaukee  
(Wisconsin / U.S.A.)

I. Das Recht, als eine interessierte und be-
troffene Person behandelt zu werden und 
nicht als Spielball, Besitz oder bewegliches 
Habe des einen oder belder Elternteile.

II. Das Recht, in dem Heim aufzuwachsen, 
das dem Kind am ehesten die Möglichkeit 
bietet, ein reifer und verantwortlicher Bür-
ger zu werden.

III. Das Recht auf tägliche Liebe, Pflege, Er-
ziehung und Schutz durch den sorgebe-
rechtigten Elternteil.

IV. Das Recht, den nichtsorgeberechtigten El-
ternteil zu kennen und durch regelmäßige 
Besuche dessen Liebe und Anleitung zu 
genießen.

V. Das Recht auf eine positive und konstruk-
tive Beziehung zu beiden Elternteilen, die 
einander nicht vor dem Kind herabsetzen 
oder verächtlich machen dürfen.

VI. Das Recht auf moralische und ethische 
Werte, die durch Vorbild und Erziehungs-
praktiken gefördert werden sollen, und 
auf das Setzen von Grenzen, so dass das 
Kind schon früh im Leben Selbstdisziplin 
und Selbstkontrolle entwickeln kann.

VII. Das Recht auf die bestmöglichen ökono-
mischen Lebensbedingungen, die durch 
die intensiven Bemühungen beider Eltern-
teile geschaffen werden können.

 

VIII. Das Recht auf dieselben Bildungschan-
cen, die das Kind haben würde, wenn sei-
ne Familie nicht zerbrochen wäre. 

IX. Das Recht auf periodische Überprüfung 
der Sorgerechts- und Unterhaltsregelun-
gen, wenn  dieses die Lebensumstände 
der Eltern und das Wohl des Kindes als 
notwendig erscheinen lassen.

X. Das Recht auf Anerkennung, dass von 
einer Scheidung betroffene Kinder immer 
benachteilgte Parteien sind und dass das 
Gesetz ihr Wohl bejahende Schritte unter-
nehmen muss, die unter Umständen eine 
Untersuchung zur Bestimmung ihrer Inter-
essen und die Benennung eines Beistands 
zu deren Schutz umfassen müssen.

Textor, M.R.: Scheidungszyklus und Scheidungs-
beratung. Ein Handbuch, Göttingen: Vandenhoeck 
& Ruprecht 1991, S. 169-170
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Helmuth Figdor

Kann man Scheidungskinder überhaupt 
therapieren?*

Ich werde im 1. Teil meines Artikels versuchen, 
Ihnen meine Skepsis gegenüber der Psychothe-
rapie von Scheidungskindern – unabhängig von 
Methode und Setting, also ob sie einzeln oder in 
Gruppen stattfindet – zu erläutern, ja mehr noch, 
warum ich Psychotherapie bei Kindern, die eine 
Scheidung bzw. Trennung der Eltern hinter sich 
haben, geradezu als kontraindiziert ansehe. 

Im 2. Teil werde ich Ihnen darlegen, warum ich 
psychotherapeutische Hilfe für Scheidungskinder 
als wertvolle, wenn nicht gar unverzichtbare 
Unterstützung betrachte. 

Dem 3. Teil obliegt es demzufolge, die beiden di-
vergierenden Perspektiven zusammenzuführen, 
mit dem Ziel, Ihnen in Ihrer Arbeit als Berater/
innen etwas mehr Sicherheit zu geben, wenn es 
um die Frage geht, ob bzw. wann professionelle 
Arbeit auch mit den Kindern initiiert werden sollte. 

1. Vorbehalte gegen die Psychotherapie 
von Kindern nach Trennung und Schei-
dung

Das in Österreich verbreitetste Programm für 
Scheidungskindergruppen nennt sich Rainbows. 
Inzwischen laufen im gesamten Bundesgebiet 
über hundert solcher Rainbows-Gruppen. Das 
Programm ist hochstrukturiert und bis in didak-
tische Details für jede Altersstufe und jedes der 
14 Treffen durchgearbeitet. Wenn Vertreterinnen 
von Rainbows ihr Angebot vorstellen, betonen 
sie immer, daß es sich nicht um Psychotherapie, 
sondern (lediglich) um sozialpädagogische Grup-
pen handelt, ja, daß Kinder „mit Psychotherapie-
Bedarf“ gar nicht aufgenommen würden.
Wenn man die Frage stellt, woran sich solcher 
Psychotherapie-Bedarf erkennen lasse, stellt 
sich bald heraus, daß es in der Praxis im we-

sentlichen um zwei Kriterien geht: fehlende Inte-
grationsfähigkeit in die Gruppe und/oder andere 
deutliche Symptome. In diesem Fall, wenn ein 
Kind also „(verhaltens)auffällig“ ist, würde es 
(statt der sozialpädagogischen) psychothera-
peutische Hilfe benötigen. 

Das Bedenkliche an dieser Sichtweise ist nicht 
der Ausschluß der in der Gruppe störenden 
Kinder – ich schätze die Arbeit der Rainbows-
Gruppen sehr; und warum sollen Kinder, die von 
diesem Angebot profitieren können, unter jenen 
Kindern, die vom Setting und der Methode zur 
Zeit offenbar überfordert sind, leiden? Bedenklich 
ist vielmehr die Pathologisierung von „Mangeln-
der Integrationsfähigkeit“ bzw. „Verhaltensauffäl-
ligkeit“, die die Schlußfolgerung nahe legt, daß 
kooperative und unauffällige Kinder sich in einer 
günstigeren psychischen Verfassung befänden.

Halten wir uns dagegen vor Augen, daß die 
Trennung der Eltern für jedes einigermaßen 
psychisch gesunde Kind eine massive Erschüt-
terung des seelischen Gleichgewichts bedeuten 
muß1), sollten uns jene Kinder, die nicht oder 
kaum auf dieses Ereignis reagieren, viel mehr 
Sorgen machen. Heißt das doch entweder, daß 
diese Kinder keine intensive innere Beziehung 
zu den Eltern, bzw. zu dem scheidenden Eltern-
teil aufbauen konnten (was freilich nur bei einer 
verschwindenden Minderheit der Fall ist), oder 
daß sie ihrer Erschütterung keinen Ausdruck 
verleihen können, der von ihrer Umwelt bemerkt 
und verstanden wird, oder auch daß sie bereits 
damit beschäftigt sind, Gefühle der Trauer, des 
Verlustes, Scham, Schuldgefühle und Wut zu 
unterdrücken.

Damit sind wir schon beim ersten Grund ange-
langt, der mich gegenüber der Indikation Psy-
chotherapie mit Skepsis erfüllt: Ich halte es für 
überaus wichtig, Scheidungskindern gegenüber 
ganz deutlich zum Ausdruck zu bringen, daß 
sie an den derzeitigen Schwierigkeiten, die sie 
mit sich, ihren Eltern, in der Schule usw. haben, 
nicht Schuld sind; daß nicht mit ihnen etwas 
nicht stimmt, daß nicht sie „verrückt“ sind, son-
dern die Verhältnisse von ihren Eltern verrückt 
wurden; daß sie daher auch keine „Therapie“ 

1) Dazu ausführlich: Figdor 1991

* Schriftliche Überarbeitung eines Vortrages auf 
dem Symposium „Psychotherapie mit Kindern aus 
Scheidungsfamilien“ der Schweizerischen Gesellschaft 
der PsychotherapeutInnen für Kinder und Jugendliche am 
15.5.2004 in Luzern
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brauchen, weil sie in keiner Weise krank sind, 
und daß es völlig verständlich ist, daß sie rea-
gieren wie sie reagieren!

Den anderen, noch wichtigeren Grund, warum 
ich eine Psychotherapie von Scheidungs-kindern 
– und zwar nicht nur eine verhaltenstherapeu-
tische, sondern auch eine psychoanalytisch 
orientierte Kinderpsychotherapie – für geradezu 
kontraindiziert halte, liefert die Antwort auf die 
Frage, was diese Kinder denn eigentlich brau-
chen, um dieses Ereignis ohne traumatische 
Entwicklungsbeeinträchtigung überstehen 
und die Chance, die die Trennung in sich 
birgt2), nützen zu können? Knapp zusammen-
gefaßt ist das:
• die Entlastung von Schuldgefühlen;
• die Gewißheit, daß keiner der Elternteile sei-

nerseits dem Kind Schuld an der Trennung 
gibt;

• die Sicherheit, daß dem Kind die Liebe bei-
der Eltern erhalten bleibt;

• die Zuversicht, den Papa/die Mama nicht 
(ganz) zu verlieren, auch wenn es nicht mehr 
immer mit ihm/mit ihr zusammenlebt;

• die Gewißheit, daß es sowohl den Papa als 
auch die Mama lieben darf, ohne den jeweils 
anderen zu verletzen bzw. ohne Angst vor 
Vergeltung (Strafe oder Liebesverlust) ha-
ben zu müssen;

• schließlich – ein Aspekt, der auch heute 
noch immer wieder vernachlässigt wird – : 
ein hinreichendes Maß an rationalem Ver-
ständnis dessen, was da eigentlich warum 
geschehen ist.3)

Erst wenn sich diese quälenden Ungewißheiten 
erledigen, kann das Kind beginnen, sich mit 
Zuversicht in den neuen Lebens- und Bezie-
hungsverhältnissen einzurichten.

Und jetzt frage ich: Können diese Erfahrungen, 
die zur Beseitigung dieser Ungewißheiten not-
wendig sind, in einer Psychotherapie gemacht 
werden? 

• Ich, als Therapeut, kann dem Kind schon 

2) Zu den Trennungschancen vgl. Figdor 1997
3) Vgl. dazu auch meine ausführliche Darstellung in 
Figdor 2003

sagen, dass ich davon überzeugt bin, dass 
Kinder nie Schuld an der Trennung ihrer El-
tern tragen. Das ist sicher eine Entlastung. 
Aber das eigentliche Beruhigende, daß 
weder Mama noch Papa dem Kind Schuld 
geben, muß es natürlich von seinen Eltern 
erfahren.

• Schon gar nicht kann ich dem Kind verspre-
chen, daß es seinen Papa/seine Mama nie 
verlieren wird, daß beide sicher nichts ge-
gen die Beziehung des Kindes zum jeweils 
anderen Elternteil haben werden.

• Ich kann das Kind auch nicht ermutigen, 
seine Trauer, Angst und Wut zu zeigen, die 
Eltern würden das schon verstehen.

• Und ich kann dem Kind nicht erklären, wa-
rum es nicht mehr mit Mama und Papa zu-
sammenleben kann.

Was Kinder in dieser Krise also brauchen, sind 
in erster Linie weder kathartische Spiele noch 
deutende Analytiker, sondern ganz simple Bot-
schaften von den Eltern. Daher hat die erste 
und wichtigste professionelle Intervention in der 
Arbeit mit den Eltern zu bestehen. Sie müssen 
verstehen, wie es dem Kind geht, mit welchen 
Fragen und Sorgen es sich herumschlägt 
und welche Erfahrungen es mit seinen Eltern 
machen muß, um pathogenen Entwicklungen 
vorzubeugen.

Bedenkt man dazu, daß eine psychotherapeu-
tische „Versorgung“ des Kindes bei so manchen 
Eltern das beruhigende Gefühl „Alles, was das 
Kind braucht, ist hiermit getan!“ hervorruft, sie 
also das, was die Kinder von ihnen benötigen, 
an Fachleute delegieren zu können glauben, 
kommt man zu dem Schluß, daß man womög-
lich sogar explizite Therapiewünsche, die von 
Eltern für ihre Kinder an uns gerichtet werden, 
zurückweisen müßte, um den Eltern ihre Ver-
antwortung klarzumachen.

2. Warum eigentlich alle Scheidungs-
kinder therapeutische Hilfe erhalten 
sollten

Vielleicht haben Sie bemerkt, daß meine Ab-
lehnung von Psychotherapie mit einem freilich 
eingeschränkten Begriff von dem, was eine 
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(psychoanalytische) Psychotherapie ausmacht, 
einherging: die Ermöglichung emotionaler 
Abfuhr und das (durch den deutenden Analy-
tiker ermöglichte) Bewußtwerden verdrängter 
Regungen und deren Abwehr. Aber wir können 
den therapeutischen Prozeß auch anders als 
mit dem Katharsis- oder mit Hilfe von Freuds 
„topischem“ Modell 44) beschreiben: Im Rah-
men der psychoanalytischen Konflikttheorie 
erwarten wir von einer Psychotherapie die 
Ermäßigung beängstigender Affekte im Zu-
sammenhang mit inneren Konflikten und eine 
Veränderung der Abwehr weg von willentlich 
unbeeinflussbaren „Symptomen“ hin zu flexibel 
handhabbaren Handlungsdispositionen, die 
sowohl den inneren Konflikten als auch den 
(Anpassungs-) Forderungen der Außenwelt 
Rechnung tragen können. Diese Funktion der 
psychoanalytischen Therapie kommt auch in 
Freuds berühmter Forderung an die Psychoa-
nalyse „Aus Es soll Ich werden“ zum Ausdruck. 
Aus einer eher kognitionspsychologischen 
Sicht könnte man das therapeutisch Wirksame 
auch in einem Prozeß fortschreitender Sym-
bolisierung (bzw. Resymbolisierung) sehen, 
ein Prozeß, in dem der/die Analytiker/in – jetzt 
wird es „objektbeziehungstheoretisch“ 55) – dem 
Patienten mit dem psychoanalytischen Setting 
eine Art Übergangsraum (Winnicott) zwischen 
der inneren und äußeren Realität anbietet und 
sich selbst als „Container“ (Bion) zur Verfügung 
stellt, der die ungezügelten oder abgespaltenen 
Triebregungen und Affekte aufnimmt, ihnen 
nachspürt, sie mit seiner (des Analytikers) ei-
gener, symbolisch vermittelten Gefühls- und 
Gedankenwelt verknüpft und dem Patienten in 
4) Im sogenannten topischen Modell unterscheidet 
Freud seelische Inhalte und Geschehen im Hinblick auf 
Bewusstheit und Bewusstseinsfähigkeit und weist sie 
entweder dem Bewusstsein, dem Vorbewussten oder 
dem Unbewussten zu.
5) Unter „Objektbeziehungen“ versteht die 
Psychoanalyse die bewussten und unbewussten Bilder, 
die sich das Subjekt von seinen Beziehungen zu den 
primären Liebesobjekten macht. Als „Objektbeziehungs-
theorie“ bezeichnet man jene nach Freud einsetzenden 
Erweiterungen der psychoanalytischen Theorie, die 
die (v.a. frühe) Entwicklung nicht mehr nur aus der 
Triebentwicklung des Kindes ableiten, sondern mit 
bedenken, daß jedes individuelle Phänomen, also auch 
die Triebentwicklung, immer im Rahmen besonderer 
Objektbeziehungen stattfindet (und umgekehrt).

dieser „bearbeiteten“ Form (z.B. durch Deutung 
oder einfach durch die Haltung des Analytikers) 
wieder „zurückgibt“. In dieser, nun selbst sym-
bolisch vermittelten Form überschwemmen die 
Triebe und Affekte den Patienten nicht mehr und 
müssen auch nicht mehr unkontrolliert agiert 
oder in Symptome umgewandelt werden. Denn 
nun sind sie kommunizierbar und interagierbar, 
sowohl innerseelisch (mit anderen Regungen 
und mit rationalen Einsichten und Urteilen) als 
auch mit den Anforderungen der Außenwelt.

Was bedeutet nun eine solcherart erweiterte 
theoretische Sicht auf  therapeutische  Prozesse  
für unsere Fragestellung: Psychotherapie für 
Scheidungskinder?

Kehren wir zu den Erfahrungen zurück, die Kin-
der mit ihren Eltern nach der Trennung machen 
müssen, um ihr seelisches Gleichgewicht wieder 
zu erlangen („Ich bin nicht schuld“, „Der Papa 
geht nicht verloren“, „Beide Eltern haben mich 
weiterhin lieb“ usw.). Sie müssen sich innerhalb 
der Eltern-Kind-Interaktion entfalten. Diese Inter-
aktion kann man auch als eine Art Handlungsdi-
alog betrachten, wobei die Trennungsreaktionen 
der Kinder, also auch ihre Symptome, Fragen 
darstellen, die Reaktionen der Eltern auf das 
Verhalten der Kinder Antworten. Wie leicht nun 
dieser Dialog entgleisen kann, läßt sich am Bei-
spiel eines der häufigsten Trennungssymptome 
von Kindern: Widerspenstigkeit bzw. Verwei-
gerung gegenüber elterlichen Forderungen 
(besonders wenn sie von der Mutter kommen), 
nachvollziehen:

Die Mutter fordert das Kind auf, seine Spielsa-
chen aus dem Wohnzimmer zu räumen. Das 
Kind dreht sich wortlos um, geht ins Kinderzim-
mer und dreht den Computer auf. Die Mutter 
folgt ihm, um ihre Forderung zu wiederholen. In 
der folgenden Auseinandersetzung schreit das 
Kind die Mutter an und beschimpft sie. Dieses 
Verhalten ließe sich etwa folgendermaßen 
deuten:

• „Du hast mir den Papa weggenommen, das 
hab ich nicht verdient!“

• „Wenn Du mich wirklich lieb hast, akzep-
tierst Du mich, wie ich bin!“
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• „Du hast etwas gutzumachen, also solltest 
Du Dich besonders bemühen, mir meine 
Wünsche zu erfüllen.

• „Allerdings glaube ich ja gar nicht mehr wirk-
lich, daß ich nach wie vor für Dich das Wich-
tigste auf der Welt bin, eher glaube ich, daß 
Du nur an Dich denkst! Dann brauchst Du 
aber auch von mir nichts zu erwarten!“

• „Außerdem fürchte ich, daß der Papa von 
mir enttäuscht sein könnte und mich nicht 
mehr (so oft) sehen wird wollen, also muß 
ich zu ihm halten. Und das heißt: mich ge-
gen Dich zu wehren.usw.

Natürlich läßt sich diese Liste variieren und 
erweitern. Über all diesen, zum Teil bewußten, 
zum Teil in diffusen Gefühlszuständen und Ver-
haltensimpulsen latent enthaltenen Gedanken 
spannt sich jedoch eine große Klammer, die man 
mit der Frage „Ist es so, wie ich glaube?“ über-
setzen könnte, der die Aufforderung: „Zeig(t) 
mir, daß es nicht so ist!“ eingeschrieben ist.

Sollen die Reaktionen der Mutter hilfreich sein, 
müßten sie demnach Botschaften enthalten wie:

• „Niemand gibt Dir die Schuld, im Gegenteil, 
ich weiß daß wir Dir großen Schmerz zuge-
fügt haben.“

• „Das wollten wir nicht, aber konnten nichts 
anders. Aber wir werden alles versuchen, 
um es Dir leichter zu machen.“

• „Wegen des Papas brauchst Du Dir keine 
Sorgen zu machen!“

• „Aber ich verstehe, daß für Dich im Au-
genblick alles beschissen ist und verstehe 
auch Deine Wut auf mich. Du brauchst kei-
ne Angst haben, daß ich Dir dafür böse bin 
oder gar, daß ich mich auch von Dir schei-
den lassen möchte.

• - Und über all dem die Klammer: „Ich habe 
(wir haben) dich immer lieb!“

Diese Botschaften lassen sich natürlich je nach 
Situation, nach Persönlichkeit von Mutter und 
Kind, nach Alter des Kindes durch eine Vielzahl 
von Handlungen transportieren. Sei es, daß 
die Mutter dem Trotzkopf mit der Hand über 
den Kopf streichelt und schlicht sagt: „Es wird 
alles gut werden!“; sei es, daß sie „deutet“: „Ich 

weiß, Du hast zur Zeit eine Mordswut auf mich!“. 
Vielleicht ergibt sich auch gleich oder später, 
abends, die Möglichkeit hinzuzufügen: „Komm 
zu mir, setzen wir uns hin und reden darüber!“ 
Oder. „Bist Du traurig wegen Papa? Möchtest 
Du ihn anrufen?“ Usw. Alle diese möglichen 
„Antworten“ setzen freilich voraus, daß die 
Mutter diese „agierten“ Botschaften und Fragen 
des Kindes auch wirklich in dem von mir (re)
konstruierten Sinn versteht. Und daß sie sich 
in einer emotionalen Verfassung befindet, die 
es ihr erlaubt, in einer derart liebevollen Weise 
auf die Provokationen des Kindes zu reagieren.

Ich denke, es fällt Ihnen nicht schwer, sich mit 
einer durchschnittlichen Mutter in solch einer 
Situation zu identifizieren. Daher wissen Sie 
auch, daß die Wahrscheinlichkeit, daß eine 
Mutter sich so, wie ich es gerade beschrieben 
habe, verhält, äußerst gering ist. Vielmehr ist 
zu erwarten, daß es ihr selbst nicht gut geht, ihr 
Nervenkostüm dünn ist, und sie Ruhe braucht; 
daß sie nach den Trennungskonflikten auf 
jede Form von Aggression allergisch reagiert, 
es dem Kind nicht wirklich nachsehen kann, 
daß es in den Auseinandersetzungen mit dem 
Partner nicht ihre Partei ergreift; daß sie selbst 
auf die erlebte Liebe des Kindes, das einzige, 
was ihr geblieben ist, angewiesen ist, und sie 
die Widerspenstigkeit des Kindes, die sie als 
Zurückweisung erlebt, schwer verletzt. Also wird 
sie aller Voraussicht nach nicht so wie von mir 
entworfen reagieren, sondern nun selbst wütend 
werden, das Kind anschreien, vielleicht den 
Computer abdrehen und/oder das Zimmer (also 
das Kind) verlassen, möglicherweise verliert sie 
auch die Kontrolle über sich, wird handgreiflich 
oder schreit: „Ich halte das mit Dir nicht mehr 
aus!“ u.a.m.

Ich brauche Ihnen wohl kaum erläutern, was 
das für den „Dialog“ bedeutet. In fataler Weise 
muß das Kind seine Befürchtungen bestätigt 
sehen. So kommt es, daß diese Szene nicht nur 
zur Folge hat, daß sie das Kind nicht beruhigt, 
sondern seine Ängste und seine Verzweiflung 
noch steigert. Bedenkt man, daß sich Szenen 
wie die beschriebene wahrscheinlich in ähn-
licher Form wieder und wieder ereignen, läßt 
sich absehen, daß die Nach-Scheidungs-Krise 
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mit großer Wahrscheinlichkeit einen pathogenen 
Ausgang nehmen wird.66) (Von den häufigen 
Sekundärfolgen – etwa, daß die Mutter dem 
Vater bzw. den Besuchen des Kindes beim Vater 
die Schuld an den Auseinandersetzungen gibt 
und daher diese Kontakte einzuschränken oder 
gar zu unterbinden trachtet, wodurch das Kind 
seinen Vater nun tatsächlich verliert, also sich 
auch diese Befürchtung bewahrheitet – will ich 
gar nicht erst zu reden anfangen.)

Was läßt sich aus dieser Betrachtung lernen? 
Erstens sehen wir uns natürlich in der Wichtig-
keit der Elternarbeit bestätigt: Nicht nur, daß 
Mütter und Väter dort die Möglichkeit haben, 
über ihre eigene schwierige Gefühlssituation 
zu sprechen, zum Teil auch, sie sich überhaupt 
bewußt zu machen, mit dem häufigen Effekt, 
daß diese Gefühle in geringerem Ausmaß in 
der Interaktion mit den Kindern blind agiert 
werden müssen. Darüber hinaus kann der/die 
Erziehungsberater/in zwischen Kind und Eltern 
wertvolle „Übersetzungsarbeit“ leisten und 
somit den Eltern ein (wenigstens kognitives) 
Verständnis von der Bedeutung des Verhaltens 
der Kinder eröffnen.

Zweitens aber sehen wir, wie schwer es die 
Kinder ihren Eltern machen, sie zu verstehen 
und ihnen dementsprechend zu „antworten“. 
Könnte nämlich unser Kind nach den Vorhal-
tungen der Mutter seine Wut, Trauer und Angst 
spüren, würde es etwa zu weinen beginnen und 
sagen: „Du bist gemein, Du hast mich überhaupt 
nicht mehr lieb. Und der Papa auch nicht!“ ist 
anzunehmen, daß die meisten Mütter spontan 
„umschalten“ würden, weil sie das Leid, das sich 
hinter der Aggression, hinter der Verweigerung 
verbirgt, spüren könnten.
Genau diese Überlegung muß aber dazu führen, 
die zu Beginn eingenommene kritische Haltung 
zur Frage: Psychotherapie ja oder nein? 
zu modifizieren. Betrachten wir nämlich den 
psychotherapeutischen Prozeß in der differen-
zierteren Weise, wie ich das zu Beginn dieses 2. 
Abschnittes versucht habe (die Psychotherapie 
6) Ich habe diese Entwicklung, die über einen 
regressiven Destrukturierungsprozeß und anschließende 
posttraumatische Abwehr zur Ausbildung neurotischer 
Dispositionen führt, andernorts ausführlich beschrieben 
(Figdor 1991)

als Veränderung der Abwehrdynamik, als „Über-
gangsraum“, den Therapeuten als „Container“, 
wodurch innere Regungen symbolisiert und 
kommunizierbar werden), erkennen wir, daß 
das Kind in der Psychotherapie gerade jene 
„Kompetenzen“ zu erwerben vermag, die es den 
Eltern erleichtern würden, jene Hilfe leisten zu 
können, die die Kinder von ihren Eltern brau-
chen: indem sie sich dann den Eltern (und sich 
selbst) verständlich machen könnten.

3. Praktische Schlußfolgerungen

1. Als primäre Maßnahme, die Entwicklungs-
chancen von Kindern nach Trennung oder 
Scheidung der Eltern zu sichern, ist – nach 
wie vor – die (i.w.S.) pädagogische Bera-
tung der Eltern anzusehen. Ihr kommen 
drei Aufgaben zu:

• den Eltern die Situation und das Verhalten 
des Kindes verstehbar zu machen („Über-
setzungsarbeit“);

•  den Eltern Raum für ihre eigenen Gefühls-
probleme zur Verfügung zu stellen, um die    

• Eltern-Kind-Interaktion wenigstens etwas zu 
entlasten;

• (von mir in diesem Vortrag nicht eigens er-
wähnt:) die Entspannung der Vater-Mutter-
Beziehung, sodaß die Kinder ihre Beziehung 
zu beiden Eltern ohne Schuldgefühle und 
Angst leben können. Das muß nicht unbe-
dingt heißen, mit den Eltern zusätzlich noch 
eine Paartherapie machen zu müssen. Eine 
solche Entspannung ist eine fast regelmä-
ßige Folge der pädagogischen Arbeit: be-
wahrt sie doch Eltern davor, die unbegriffe-
nen Reaktionen der Kinder als Schuld dem 
anderen Elternteil zuzuschreiben; zweitens 
setzt sie die in ihrem gegenseitigen Konflikt 
regredierten Eltern wieder in ihre erwachse-
ne Verantwortung ein.

2. Aus meinen Ausführungen läßt sich auch 
erkennen, daß Mediation keine Alternati-
ve zur pädagogischen Beratung sein kann. 
Mediation ist eine (unbedingt anzustreben-
de) Alternative zum kontradiktorischen Ge-
richtsverfahren, das mit einer gerichtlichen 
Regelung äußerer Rahmenbedingungen 
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endet. Ihre Aufgabe ist es, den Eltern ge-
meinsam getragene Entscheidungen über 
diese äußeren Rahmenbedingungen zu 
erleichtern, aber sie ist kein Ort für die, wie 
ich zu zeigen versuchte, unverzichtbare 
pädagogische Fachkompetenz.

3. Darüber hinaus müssen wir festhalten, daß 
psychotherapeutische Hilfe für die Kin-
der eine wichtige Ergänzung der Elternar-
beit darstellt, weil sie es Kindern erleich-
tert, ihre Gedanken, Sorgen und Gefühle 
in die Interaktion mit den Eltern einzubrin-
gen. Indirekt hilft sie damit auch den Eltern, 
ihre auf die Trennung reagierenden Kinder 
nicht mißzuverstehen, aber auch, die Sor-
gen der nach außen hin nicht reagierenden 
Kinder nicht zu übersehen. Demnach hängt 
die Indikationsstellung Psychotherapie 
vor allem vom Maß des Gelingens des 
durch die pädagogische Beratung initiier-
ten und kontrollierten „helfenden Dialogs“ 
zwischen den Eltern und dem Kind ab, 
ganz bestimmt aber nicht vom Vorliegen 
oder Ausmaß irgendwelcher Symptome!

4.  Darüber hinaus bedürfen Kinder in der 
für sie unbegreiflichen Situation Aufklä-
rungen, die verhindern, daß sie an die 
Stelle von Wissen Phantasien setzen, die 
zumeist viel belastender und gefährlicher 
sind als die Wirklichkeit. Vor allem geht es 
um Aufklärungen 

•  über die Gründe des Scheiterns der Ehe der 
Eltern (um Schuldgefühlen vorzubeugen);

• darüber, daß es sich bei den Gründen, wa-
rum sich die Eltern trennten, nicht um eine 
Geschichte, sondern um zwei, mitunter ganz 
verschiedene Geschichten, nämlich die der 
Mutter und die des Vaters handelt, und daß 
beide Geschichten (subjektive) Wahrheit 
beanspruchen können (um zu verhindern, 
daß das Kind in der Suche nach der Wahr-
heit, nach dem Schuldigen und lügenden 
Elternteil verzweifelt und in ausweglose in-
nere Konflikte gerät);

• über die Besonderheiten der Liebesbezie-
hung zwischen Mann und Frau, die sich 
von der Liebesbeziehung zwischen Eltern 

und Kind vor allem durch zweierlei unter-
scheidet: die Rolle der Sexualität und den 
Umstand, daß es eine Art von Liebe ist, die 
sich verflüchtigen kann (um erstens, die 
zunächst unbegreifliche Aversion zwischen 
den Eltern wenigstens ein wenig zu verste-
hen; auch, um die Schuld nicht bei sich zu 
suchen. Zweitens, um der nahe liegenden 
Schlußfolgerung vorzubeugen „Wenn Lie-
be so schnell vergehen kann, muß ich da-
mit rechnen, daß die Mama/der Papa auch 
mich morgen oder übermorgen nicht mehr 
lieb hat“);

• über die Gründe, warum es zu einem The-
rapeuten oder in eine Gruppe gehen soll. 
Dabei ist, wie ich schon betonte, dem Kind 
mit aller Deutlichkeit zu vermitteln, daß das 
Problem nicht bei ihm liegt, sondern es an-
gesichts dessen, was die Eltern ihm anta-
ten, Unterstützung braucht und verdient. 
Und es muß wissen, daß beide Eltern diese 
Unterstützung – und zwar aus genau diesen 
Gründen – befürworten (um weitere Loyali-
tätskonflikte gegenüber den Eltern bzw. ei-
nem Elternteil zu verhindern);

• schließlich auch darüber, was es im Zuge 
eventueller gerichtlicher Auseinanderset-
zungen zwischen den Eltern zu erwarten hat: 
Vorladung vor dem Jugendamt, vor dem/der 
Richterin, Termine im Rahmen psychologi-
scher Begutachtung, diagnostische Unter-
suchung im Rahmen der pädagogischen El-
ternberatung: Was ist das? Wie geht das vor 
sich? Was hat das für Konsequenzen? Wel-
che Rechte habe ich? Wie geschützt bin ich, 
durch irgendwelche Aussagen, nicht einen 
Elternteil zu verletzen oder die Beziehung 
zu ihm zu belasten oder gar zu gefährden? 
Wem kann ich meine Wünsche anvertrau-
en? U.a.m.

Im Idealfall gelingt es, die Eltern emotional und 
kognitiv zu befähigen, den Kindern auch für alle 
diese Fragen befriedigend zur Verfügung zu 
stehen. In den meisten Fällen wird diese Aufklä-
rungsarbeit in einer Art Arbeitsteilung zwischen 
Eltern, Therapeuten/Kindergruppe oder auch 
einem eventuell eingesetzten Verfahrensbeglei-
ter des Kindes stattfinden.
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5.  Die der psychotherapeutischen Arbeit 
mit Scheidungskindern zugeschriebenen 
Funktionen – zu denen auch einige der 
genannten „Aufklärungen“ gehören – er-
fordern vom Therapeuten, daß er/sie die 
der Therapie innewohnenden Chancen 
im Hinblick auf das, was das Kind für das 
Verständnis der Situation und den „Dialog“ 
mit den Eltern kurzfristig an Einsicht, Ver-
stehen und Entlastung benötigt, fokussiert. 
Das bedeutet eine wesentlich stärkere 
Strukturierung der therapeutischen Arbeit, 
oder andersherum: Es wäre ganz falsch, 
den therapeutischen Prozeß sich in dersel-
ben Weise autonom entwickeln zu lassen, 
wie das bei der psychoanalytischen Arbeit 
mit „normalen neurotischen“ Patienten üb-
lich ist. Diese sowohl thematische als auch 
methodische Strukturierung verwischt je-
doch die sonst recht klare Unterschei-
dung von Psychotherapie und sozial-
pädagogischer Hilfe. Das bedeutet nicht 
mehr und nicht weniger, als daß die, die 
Arbeit mit den Eltern ergänzende „psycho-
therapeutische“ Unterstützung der Kinder 
sowohl von ausgebildeten Kinderpsycho-
therapeuten/innen als auch von Sozial-
pädagogen/innen geleistet werden kann. 
Entscheidend ist nicht die Art der Grund-
ausbildung, sondern – von der Erfahrung 
im helfenden Umgang mit Kindern abgese-
hen – das Vertrautsein mit dem, was Kin-
der vor/während/nach der Trennung der 
Eltern brauchen.

6. Die Entscheidung über das am besten ge-
eignete Setting (Einzelbetreuung oder Grup-
pe; Psychotherapeut oder Sozialpädagoge) 
kann pragmatisch getroffen werden: Wel-
che Möglichkeiten stehen hier und jetzt zur 
Verfügung? Tut sich das Kind in der Gruppe 
oder im Einzelkontakt leichter? Hat das Kind 
– etwa im Zuge einer stattgefundenen Dia-
gnostik – schon zu einer in Frage kommen-
den Person Vertrauen gefasst und möchte 
von sich aus gern dorthin gehen? (Solche 
Präferenzen von Seiten der Kinder erhöhen 
die Erfolgschance der zu leistenden Arbeit 
enorm, weshalb man ihnen, wenn irgendwie 
möglich, nachkommen sollte.)

„Kann man Scheidungskinder überhaupt thera-
pieren?“ Die Frage ist mit Nein zu beantworten, 
wenn man sich von ihr erwartet, unabhängig 
von dem, was die Eltern tun, das Kind vor ne-
gativen Scheidungsfolgen bewahren zu kön-
nen. Natürlich ist sie auch insofern mit Nein 
zu beantworten, als die Trennung als solche, 
die mit ihr verbundenen Enttäuschungen, die 
veränderten, zumeist komplizierter gewordenen 
Lebensumstände nicht ungeschehen gemacht 
werden können. Und man darf sie, drittens, nicht 
zum Zweck möglichst rascher sozialer (Wieder-) 
Anpassung mißbrauchen.

Hingegen kommt der hochqualifizierten psy-
chotherapeutischen oder sozialpädagogischen 
Unterstützung von Kindern, die der pädago-
gischen Elternarbeit an die Seite gestellt ist, 
eine wichtige Rolle in unserem Bestreben zu, 
Wunden, die den Kindern von außen zugefügt 
wurden, soweit zum Verheilen zu verhelfen, daß 
sie das Kind in seinem jetzigen und späteren 
Leben nicht behindern bzw. daß die in der Tren-
nung der Eltern auch angelegten (zusätzlichen) 
Entwicklungschancen langfristig genützt werden 
können. 
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Hans Berwanger

Heilsame Botschaften für Trennungs-und 
Scheidungskinder

Trennungs- und Scheidungskinder werden oft 
von folgenden Gefühlszuständen bewegt:

• Verlustangst: Wenn einer geht, könnte der 
andere Elternteil auch gehen.

• Trauer: Ich vermisse den Papa (die Mama) 
im Alltag.

• Kränkung des Selbstwertgefühls: Was ist an 
mir schlecht, falsch, böse, oder dumm,  
dass der Papa (die Mama) nicht bei mir 
bleibt? Bin ich eigentlich ein Kind der Liebe?

• Wut: Warum hören die nicht auf zu streiten? 
Warum schafft es Mama nicht, sich  
wieder mit Papa zu versöhnen (oder umge-
kehrt)?

• Scham: Warum habe ich Eltern, die aus-
einander gehen, sich streiten, böse  
aufeinander sind? Ich habe keine Antwort, 
am besten rede ich nicht darüber!

• Eifersucht: Hat Papa (Mama) die neue 
Freundin (den neuen Freund), die Stieftoch-
ter/ den Stiefsohn viel lieber als mich? Mit 
der/dem ist er/sie doch viel öfter zusammen!

Oft verfolgen Trennungs- und Scheidungskinder 
für lange Zeit den Versuch, die Eltern wieder 
zu versöhnen. Selbst dann, wenn die Eltern 
schon wieder neu verheiratet sind, machen sie 
sich Gedanken, wie alle zusammen in einem 
Haus leben könnten, würden dafür ihr eigenes 
Zimmer opfern und planen im Stillen elterliche 
Versöhnungschancen.

Durchschnittlich leiden Jungen stärker und län-
ger an einer Trennung, weil meistens der Vater 
als männliches Entwicklungsvorbild gegangen 
ist und umso deutlicher fehlt.
Emotional hoch belastete und manchmal trau-
matisierende Erlebnisse geschehen oft beim
Wechsel von Mutter zum Vater oder umgekehrt.

Was brauchen Eltern in dieser Situation?

Eltern haben tief verankerte Sehnsüchte und 
Wertvorstellungen, wie sie Familie leben und 
gestalten wollen. Diese wurzeln oft in den Er-
fahrungen aus der eigenen Herkunftsfamilie, wie 
dort mit Streit und Versöhnung, Trennung oder 
Scheidung umgegangen wurde.
Überzufällig häufig haben Scheidungspartner 
selbst Eltern, die sich getrennt haben oder ge-
schieden wurden.

Daher ist aus meiner Sicht in der Trennungs- und 
Scheidungsberatung auch Einzelarbeit mit den 
erwachsenen Trennungspartnern notwendig. 
Diese geschieht oft mit Hilfe der Genogramm-
Arbeit, in der deutlich wird, welche verlorenen 
und abgewerteten Eltern - und Großelternteile 
in der eigenen Kindheitsgeschichte vorhanden 
sind.
Dann kann man mit Wertschätzung und Empa-
thie folgendes äußern:
„Ach, bei Ihnen als Kind war das ähnlich wie 
jetzt. Was mussten Sie damals wohl alles an
seelischer Tapferkeit erbringen? Wie haben Sie 
alles verarbeitet?“

Um das innere Kind im erwachsenen Elternteil 
zu erreichen, braucht es Anerkennung für die 
erbrachte seelische Leistung: „Das hat Sie 
bestimmt eine Menge gekostet. Und sie haben 
manches lernen und auf manches verzichten 
müssen. Vielleicht haben Sie auch Schlussfolge-
rungen für Ihr späteres Leben daraus gezogen, 
wie Sie mal Familie haben wollten?“

Aus der Entdeckung der elterlichen Leistungs-
fähigkeit als Kind kann man dann auch fragen:
„Was wünschen Sie sich jetzt für Ihr Kind?“
Ebenso kann man mit der Genogramm-Arbeit 
ein tieferes Verständnis für die Konflikt- und Ver-
haltensmuster des getrennten Partners wecken.

Was brauchen nun betroffene Trennungs- und 
Scheidungskinder?

Erstmal mögen sie kein Mitleid und wollen auch 
nicht die Opferrolle übernehmen. Sie mögen
auch nicht von Psychologen oder sonst jeman-
dem ausgefragt werden, wie es ihnen mit der
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Trennung oder Scheidung denn so ginge. Das 
bringt bei ihnen schmerzliche Gefühle von
erlebter Hilflosigkeit und Ausgeliefertsein ins 
Bewusstsein. Sie wehren das ab. Daher muss
man oft elterliche Wünsche an den Erziehungs-
berater enttäuschen, die da lauten: „Reden sie
mit ihm/ihr, Sie als Fachmann bringen doch mehr 
aus ihm/ihr heraus.“

Trennungs- und Scheidungskinder brauchen 
vor allem 3 Dinge:

1. Sie brauchen Wertschätzung für ihre be-
sondere seelische Tapferkeit, die sie im 
Trennungs- und Scheidungsgeschehen er-
bringen mussten.

2. Sie brauchen eine optimistische Zukunfts-
perspektive, dass es in der neuen Situati-
on gut gehen wird und es Vorteile für alle 
geben wird.

3. Sie brauchen Ausdrucksmöglichkeiten für 
ihre innere Ambivalenz und ihre doppelte 
Loyalität gegenüber beiden Elternteilen.

Wie kann man auch hypnotherapeutische Hil-
festellung geben?

1. Es gibt einige gute Bilderbücher (z. B. 
„Papa wohnt jetzt in der Heinrichstraße“), 
die ich Kindern vorlese oder zusammen-
fassend erzähle. Das tue ich gern auch 
in Anwesenheit der Eltern, um diesen die 
ganz andere seelische Verfassung ihrer 
Kinder deutlich zu machen.

2. Ein sehr schönes bildhaftes Gleichnis ist 
die Schildkröten-Geschichte, in der eine 
Wasserschildkröte und eine Landschild-
kröte zusammen Schildkrötenkinder ha-
ben, aber ganz unterschiedliche Lebensin-
teressen und Gewohnheiten. Diese führen 
schließlich zur Trennung der Eltern, die 
Schildkrötenkinder können aber leben wo 
sie wollen, sowohl im Meer wie an Land 
und die Vorteile von beiden genießen (sie 
haben ein Mama-Zuhause und ein Papa- 
Zuhause).

3. Das Familienbrett mit großen und kleinen, 
bunten und eckigen Holzfiguren ermöglicht 
Kindern den einfachen Ausdruck innerer 
Wünsche und Bedürfnisse. Die Leitfra-
gen dabei sind: „Stell für jeden aus dei-
ner Familie ein Holzklötzchen auf, so wie 
es momentan ist.“ Die Kinder fragen dann 
oft: „den Papa auch?“, was ich nickend 
bestätige.Danach folgt die Wunschfrage: 
„Wie wünscht du es dir, dass es in der Fa-
milie sein soll?“ Oft stellen sich die betrof-
fenen Kindern dann in die Mitte zwischen 
beide Elternteile und diese viel näher zu-
sammen, auch wenn ein Elternteil vom 
anderen sehr abgewertet wird oder ganz 
verloren gegangen ist. Der anwesende El-
ternteil ist oft sehr erstaunt und betroffen. 
Da es aber keine verbale Mitteilung des 
Kindes ist und eine erwartungsvolle, ge-
spannte Atmosphäre im Raum herrscht, 
werden die Handlungen des Kindes in der 
Regel nicht als verletzend erlebt. Die ent-
stehende Atmosphäre hat für mich oft hyp-
notische Qualität: der anwesende Elternteil 
ist konfusioniert ohne verletzt zu werden, 
die Kinder drücken in der spielerischen 
Handlung aus, was sie mit Worten nicht 
können. Hilfreich ist es, die Figuren zum 
Gesprächsabschluss nicht aufzuräumen, 
sondern sie symbolisch stehen zu lassen. 
Das aufgenommene Beziehungsbild kann 
so in der Psyche der Betroffenen besser 
weiter wirken.

4. Arbeit mit Ritualen und rituellen Sätzen:  
Gegen die kindliche Verlustangst lade ich 
Elternteile oft ein, zusammen mit dem Kind 
aufzustehen, sich gegenseitig in die Au-
gen zu schauen und lasse den Elternteil 
nachsprechen: „ich verspreche dir, für dich 
zu sorgen, bis du groß und selbständig 
bist.“ Dies lasse ich noch mit Handschlag 
besiegeln. Erlösend ist es für das Kind 
auch, wenn der Elternteil sagen kann: „Du 
darfst den Papa (die Mama) lieb haben.“ 
 
Ausgesprochen schwer, aber sehr heilsam 
ist die Aussage:„Du darfst werden wie der 
Papa“ (bei Jungs) / „wie die Mama“ (bei 
Mädchen). Dies ist auch eine paradoxe 
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Intervention, weil oft das Kind dann später 
sagt, es wolle gar nicht so werden, wie es 
ihm erlaubt wurde. Versöhnlich auch zum 
Abschluss eines Mediationsprozesses, in 
dem beide Elternteile beteiligt sind, ist die 
gemeinsame Aussage von beiden Eltern, 
notfalls auch von einem allein: „du darfst 
das Beste von uns beiden – von Papa und 
Mama – für dich übernehmen.“ All diese 
Sätze gewinnen an emotionaler Bedeu-
tung und Kraft, wenn sie im Stehen, mit 
Blickkontakt und Handschlag gesagt und 
besiegelt werden.

Hans Berwanger
Diplom-Psychologe
Psychologischer Psychotherapeut
Familien- und Systemtherapeut

Schloßberg 2
96215 Lichtenfels
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Haid-Loh, A. und Koschorke, M.

Handout für Eltern in der Trennungs- und Scheidungsberatung

Wie Eltern ihren Kindern
bei Trennung oder Scheidung helfen…!

Trennung oder Scheidung ist ein schmerzlicher Schritt, für Sie und für Ihren Partner - aber auch
eine Lebenskrise für Ihre Kinder. In irgendeiner der heißen Phasen der Entscheidung vor einer
Trennung oder Scheidung verlieren daher fast alle Eltern ihre Kinder leicht aus dem Blick.

Für ein Kind, das Trennung oder Scheidung erlebt, zerbricht seine bisher vertraute Welt:
Kinder verstehen oft nicht, warum ihre Eltern „sich nicht mehr verstehen“ oder: „einander nicht
mehr lieben“. „Sie sind zutiefst verunsichert - so als werde ihnen der Boden unter den Füßen
entzogen.

  Sie können als Eltern Ihren Kindern helfen, die Krise
  von Trennung oder Scheidung besser zu meistern!

Sie können viel dazu beitragen, dass Ihre Kinder keine lebenslangen seelischen Beeinträchti-
gungen entwickeln. Wenn Sie als Eltern bei und nach der Trennung respektvoll miteinander und 
achtsam mit Ihren Kindern umgehen, schaffen Sie eine Grundlage dafür, dass Ihre Kinder diese 
Krise möglichst gut meistern.

Ihre Kinder haben das Gelühl, ihnen ist etwas lebenswichtiges genommen. Darum:

Geben Sie Ihren Kindern Informationen

• Lassen Sie alle Fragen zu, auch wenn Sie selbst noch keine Antwort wissen.
• Reden Sie so offen und ehrlich wie möglich mit Ihren Kindern über 

Streit,Trennungsabsichten, zwischenzeitliche Trennung und Scheidung“
• Sagen Sie jedem Kind einzeln auf den Kopf zu: 

„Du bist nicht schuld! -Es hat nichts mit dir zu tun!“
• Dies kann Ihr Kind aber nur glauben, wenn es einigermaßen versteht, was vor sich geht.
• Sagen Sie es Ihren Kindern gemeinsam, wenn irgend möglich.
• Überlegen Sie vorher gut, was und wie und wo und wann Sie es sagen .
• Seien Sie vorbereitet, Fragen konkret und kurz zu beantworten.

Geben Sie Ihren Kindern Zeit und Be-Achtung

• Übergehen oder überhören Sie die Fragen Ihres Kindes nicht.
• Achten Sie respektvoll darauf, ob Ihr Kind sich dauerhaft zurückzieht oder isoliert.
• Wenn Ihr Kind keinen Schmerz, keine Trauer zeigt -denken Sie nicht, alles ist in Ordnung.
• Versprechen oder verabreden Sie nur, was Sie auch wirklich einhalten können.
• Nähren Sie keine falschen Hoffnungen, dass Vater und Mutter wieder zusammen kommen.
• Zwingen Sie Ihre Kinder nie, gegen den anderen Elternteil - den eigenen Vater, die eigene 

Mutter Stellung zu beziehen, Schlechtes über sie zu sagen oder zu hören. 
• Zeigen Sie sich als verlässlichen Partner für Ihr Kind - Halten Sie Versprechen und Verabre-

dungen verbindlich ein.
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Geben Sie Ihren Kindern Sicherheit

Bei Trennung oder Scheidung ihrer Familie haben Kinder und Jugendliche oft das Gefühl:
Die wichtigsten Entscheidungen in meinem Leben geschehen ohne mich.
Da kann ich nichts machen. Ich habe wohl jede Kontrolle über mein Leben verloren. Darum:

• Lassen Sie Ihre Kinder soviel wie möglich selber entscheiden oder mit entscheiden.
• Fordern Sie Ihre Kinder auf, mit allen Verwandten, zu denen sie bisher Kontakt hatten, in 

Kontakt zu bleiben. Das gibt Ihren Kindern Sicherheit.
• Geben Sie Ihren Kindern soviel verlässliche Informationen über ihr zukünftiges Leben wie 

möglich.
• Ermutigen Sie Ihre Kinder, Fragen zu stellen.  

Aber gestatten Sie ihnen auch, Ärger oder Wut zu zeigen!
• Ermutigen Sie Ihre Kinder oder Jugendlichen, mit anderen zu reden, wenn es mit Ihnen 

nicht geht.
• Erklären Sie so genau wie möglich, was Sie von Ihrem Kind in einer neuen Situation erwar-

ten. Aber fragen Sie es auch, was es sich von Ihnen wünscht. 
• Fördern Sie konstruktive Aktivitäten Ihrer Kinder.  

Aber gestatten Sie ihnen auch, einfach nur traurig zu sein ....
• Vertrauen Sie auf die Kooperationsbereitschaft Ihrer Kinder: „Wir sind alle in einer schwieri-

gen Situation ...Wir brauchen gegenseitige Hilfe.“
• Unterstützen Sie Ihre Kinder bei neuen Aktivitäten außerbalb der Familie.
• Geben Sie Ihren Kindern Bücher über Trennung und Zweite Familien.

Eltern helfen ihren Kindern dagegen nicht, …

• wenn sie ihr Kind auf irgendeine Weise für die Trennung oder gar Scheidung verantwortlich 
machen.

• wenn sie ihr Kind gegen den eigenen Vater oder die eigene Mutter einnehmen.
• wenn sie ihr Kind zwingen, zwischen Vater und Mutter zu wählen.  

Mutter und Vater sind Teil Ihres Kindes:  
Sie zwingen Ihr Kind, sich gegen sich selbst zu entscheiden!

• wenn sie jemand anderen beauftragen, 
dem Kind die Trennung oder Scheidung mitzuteilen. 

• wenn sie Fragen ihrer Kinder übergehen oder ignorieren.
• wenn sie lange Erklärungen abgeben und dadurch Verwirrung verbreiten.

Zum guten Schluss - noch etwas sehr Wichtiges:

Eltern sind auch Menschen…, die „Gutes“ verdient haben!

• Holen Sie sich Hilfe. 
(Bei hohem Fieber oder Zahnschmerzen Ihrer Kinder gehen Sie ja auch zum Arzt)

• Sorgen Sie dafür, dass es Ihnen selbst auch gut geht. 
Nur wer sich um sich selber kümmert, kann sich auch um andere kümmern.

• Wenn Sie sich alleine überfordert fühlen oder nicht mehr weiter wissen, holen Sie sich  
Unterstützung bei Freunden und Verwandten oder Rat in einer Beratungsstelle. 

Evangelisches Zentralinstitut    Stempel Ihrer
für Familienberatung Berlin   Beratungsstelle:
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Cornelia Müller-Magdeburg

Datenschutz in der Verantwortungsge-
meinschaft?  
Der Informationsfluss zwischen den be-
teiligten Institutionen - seine rechtlichen 
Rahmenbedingungen und die Vorausset-
zungen seiner Effektivität*

Zahlreiche Professionen und Institutionen sind 
am Kinderschutz beteiligt: Jugendamt, Bera-
tungsstellen, Familiengericht, Jugendrichter, 
Polizei, Staatsanwaltschaft, Rechtsanwälte, 
Schule, Kita, Ärzte, Gerichtsvollzieher etc. Sie 
alle befinden sich in einer Verantwortungsge-
meinschaft für das Wohl der Kinder. Der Kinder-
schutz lebt entscheidend von einem effektiven 
Informationsfluss über Gefährdungssituationen 
zwischen diesen Professionen und Institutionen. 
Nur wenn die für den Kinderschutz verant-
wortlichen und zum Eingreifen berechtigten 
Personen und Institutionen von der jeweiligen 
Gefährdungslage wissen, besteht überhaupt die 
Möglichkeit der Gefahrenabwehr. Gleichzeitig 
werden die notwendigen Kenntnisse häufig im 
amtlichen oder gar vertraulichen Zusammen-
hang erworben. Kinder-und Jugendhilfe baut 
nämlich maßgeblich auf dem Schutz dieses 
Vertrauens auf. Damit steht die Verständigung 
innerhalb der Verantwortungsgemeinschaft im 
geladenen Spannungsfeld zwischen Kinder-
schutz und Datenschutz. Ist die Information 
dann von einem Partner an den anderen über-
mittelt, stellt sich die Frage, was dieser mit ihr 
anfängt. Die Effektivität des Kinderschutzes 
hängt in gleicher Weise wie von der Informa-
tion selbst nämlich weiter davon ab, dass der 
Informierte sie versteht und in seinen eigenen 
Arbeits-, Rollen und Verantwortlichkeitszusam-
menhang einordnen kann. Die interdisziplinäre 
Vernetzung hat das Ziel, Handlungsrnaßgaben 
und Verfahrensstandards zu entwickeln und die 
gegenseitigen Arbeitsweisen der am Kinder-
schutz beteiligten Professionen und Instituti-
onen in ihrem Sinn und Verfahren zu verstehen. 
Erst durch ein solches gegenseitiges Verstehen 
der jeweiligen Informationsrechte und -pflichten 

wird es möglich, in Verantwortungsgemeinschaft 
und Rollenklarheit gemeinsam wirksamen Kin-
derschutz zu übernehmen.

I. Einleitung

Nach § 1666 I BGB in der seit dem 12. 7. 2008 
gültigen Fassung hat das Familiengericht, wenn 
„das körperliche, geistige oder seelische Wohl 
des Kindes ... gefährdet wird und die Eltern nicht 
gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr 
abzuwenden, ... die Maßnahmen zu treffen, die 
zur Abwendung der Gefahr erforderlich sind“. 
Eines Antrags bedarf es - wie bereits nach al-
tem Recht -nicht, vielmehr handelt es sich um 
ein Amtsverfahren. Daher genügt es, wenn das 
Familiengericht von der Gefährdungssituation in 
irgendeiner Weise Kenntnis erlangt, um dessen 
Pflicht zum Handeln auszulösen. Diese Kenntnis 
kann das Familiengericht von sich aus erlangen 
(eher selten) oder durch die Information Dritter. 
Die vorliegende Abhandlung widmet sich den 
Fragen, wann und wer das Familiengericht infor-
mieren und ihm Gefährdungsmomeme mitteilen 
darf oder gar muss und wen das Familiengericht 
selbst informieren darf oder muss.

II. Verfassungsrechtliche Rahmenbedin-
gungen

Ausgangspunkt ist das auf Art. 2 I i. V. mit Art. 1 
I GG gestützte Recht auf „informationelle Selbst-
bestimmung“ 1. Danach umfasst der Schutz der 
Persönlichkeit auch den Schutz des Einzelnen 
gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, 
Verwendung und Weitergabe der persönlichen 
Daten. Allerdings ist dieses Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung nicht schran-
kenlos geschützt. Der Einzelne hat vielmehr 
Eingriffe in dieses Recht - d. h. die Erhebung, 
Speicherung, Verwendung und Weitergabe sei-
ner persönlichen Daten auch ohne seine Ein-
willigung hinzunehmen, wenn sie im überwie-
genden Allgemeininteresse erforderlich sind 2. 
1 BVerfGE 65, 1 (43) = NJW 1984, 419 
(„Volkszahlungsgesetz“); BVerfGE 80, 367 = NJW 
1990, 563; BVerfGE 88, 87 (97) = NJW 1993.1517.
2 BVerfGE 65,1 (43) = NJW 1984, 419; BVerfGE 80, 
367 (373) = NJW 1990,563; BVerfGE 88, 87 = NJW 
1993, 1517.

* zuerst veröffentlicht in: Familie Partnerschaft Recht, 
Zeitschrift für Anwaltspraxis, Heft 12/2008
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III. Mitteilungsrechte und -pflichten im 
Einzelnen

1. Mitteilungsrechte und -pflichten des 
Familiengerichts

Die Handlungsrechte und -pflichten des Famili-
engerichts werden durch die Verfahrensgesetze 
und ihre Nebengesetze beschrieben. Was die 
Mitteilungsrechte angeht, spielen die §§ 12 ff. 
EGGVG eine zentrale Rolle, welche die Über-
mittlung personen bezogener Daten durch 
die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
regeln. Einschlägig ist hier im Einzelnen § 17 
EGGVG. Nach dieser Vorschrift ist „die Über-
mittlung personenbezogener Daten ... zulässig, 
wenn die Kenntnis der Daten aus der Sicht der 
übermittelnden Stelle (1.) zur Verfolgung von 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, ... (4.) 
zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung der Rechte einer anderen Person 
oder (5.) zur Abwehr einer erheblichen Gefahr 
Minderjähriger erforderlich ist“.

Das Familiengericht ist demnach berechtigt, 
Polizei und Staatsanwaltschaft dann einzu-
schalten, wenn es aus den Akten Kenntnis über 
Straftaten erhält. Eine Pflicht des Familienge-
richts lässt sich hieraus nicht herleiten. Soweit 
die Anordnung über Mitteilungspflichten in Zivil-
sachen als Verordnung die Mitteilungspflichten 
konkretisiert, findet sich in der Anordnung über 
Mitteilungen in Zivilsachen (2. Teil, XIII 6 I Nr. 2) 
die Pflicht, Entscheidungen nach §§ 1666, 1666 
a BGB, welche die elterliche Sorge betreffen, an 
das Bundeszentralregister zu melden.

§ 17 Nrn. 4 und 5 EGGVG bilden die Ermäch-
tigungsgrundlage des Familiengerichts für den 
Eingriff in das Persönlichkeitsrecht der das 
Kindeswohl gefährdenden Person, soweit das 
Familiengericht Gefährdungsmomente an das 
Jugendamt mitteilt. In der Regel entsteht ein 
Mitteilungsbedürfnis des Familiengerichts nicht 
isoliert, sondern im Rahmen eines familien-
gerichtlichen Verfahrens, welches sich in den 
Fällen des § 1666 BGB nach dem FGG richtet. 
Da das Jugendamt nach § 50 SGB VIII, § 49 a 
FGG notwendiger Beteiligter des familienge-

Der Grundrechtseingriff bedarf dann einer 
gesetzlichen Grundlage, welche jene überwie-
genden Allgemeininteressen schützt, wobei sich 
aus dem Gesetz die Voraussetzungen und der 
Umfang der Beschränkungen deutlich erkennbar 
ergeben müssen 3.

Der Schutz der Kinder in unserer Gesellschaft 
vor Misshandlung, Verwahrlosung oder Gefähr-
dungen anderer Art ist zweifellos ein in diesem 
Sinne überwiegendes Allgemeininteresse. Es 
kommt deshalb jeweils entscheidend darauf an, 
ob die handelnde Person oder Institution sich 
bei der Mitteilung personenbezogener Daten 
auf eine gesetzliche Grundlage berufen kann 
jeweils zum Eingriff in das Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung Dritter - in der Regel 
dasjenige der Eltern, auf welche Fallkonstella-
tion sich hier der Einfachheit halber beschränkt 
werden soll.
Die gleichen Einschränkungen wie für Weiter-
gabebefugnisse gelten auch für Auskunfts-
pflichten. Denn keine Auskunftspflicht kann 
weiter gehen als das Recht zur Mitteilung. Auch 
besteht eine Auskunftspflicht (allenfalls) dann, 
wenn eine gesetzliche Grundlage die Befugnis 
zur Übermittlung schafft 4. 

Andererseits beinhaltet das Recht zur Mitteilung 
- also zum Eingriff in die informationelle Selbst-
bestimmung eines Dritten - nicht selbstverständ-
lich die Pflicht zur Mitteilung. Vielmehr bedarf 
es insoweit noch eines “Vehikels“, welches das 
Recht zum Handeln in eine Pflicht zum Handeln 
transformiert.

Der Schutz der persönlichen Daten erfasst bereits 
deren Erhebung. Demnach müssen schon die Ermitt-
lungen über eine mögliche Kindeswohlgefährdung 
oder sie begründende Umstände an den gesetzlichen 
Bestimmungen über den Datenschutz gemessen 
werden. Die vorliegende Darstellung konzentriert 
sich jedoch auf die Fälle der Weitergabe von Daten.

3 Kissel/Mayer, GVG, 5.Aufl. (2008), § 12 Rdnr. 2; BT-
Dr 13/4709, S. 16 f.
4 Empfehlungen des Deutschen Städtetages in JAmt 
2003, 226 (230).
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richtlichen Verfahrens ist, muss es umgekehrt 
am Akteninhalt wie auch an sämtlichen übrigen 
Erkenntnissen aus dem Verfahren teilhaben. 
Dies folgt unmittelbar bereits aus dem Verfas-
sungsgrundsatz des Gebots rechtlichen Gehörs, 
Art. 103 I GG. Aus der verfahrensrechtlichen 
Rolle des Jugendamtes ist also die Informati-
onspflicht des Familiengerichts ihm gegenüber 
herzuleiten. § 17 EGGVG spielt daher nur eine 
Rolle, wenn es um Mitteilungen außerhalb lau-
fender Verfahren geht.

Mit dieser bundesgesetzlichen Ermächtigungsgrund-
lage ist übrigens auch der Streit hinfällig, ob nach § 29 
a ASOG Berlin 5 das Familiengericht zur Übermittlung 
(nur) der einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen 
Anordnung zum Gewaltschutz ablehnenden Ent-
scheidung oder auch zur Beschlussfassung über 
eine Stattgabe an die Polizei befugt ist.

2. Mitteilungsrechte und -pflichten des 
Jugendamtes

a) Allgemeine Grundlagen. Der Sozialdaten-
schutz6 in der öffentlichen Kinder-und Jugend-
hilfe ist durch die §§ 62 ff. SGB VIII normiert. 
Ergänzend sind die §§ 67 ff. SGB X heranzuzie-
hen7. Hier ist zwischen allgemeinen Daten und 
besonders anvertrauten Daten zu unterschei-
den. Entgegen landläufigem Verständnis darf 
gerade im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, 
auch wenn eine Kindeswohlgefährdung zu 
besorgen ist, der (Sozial-) Datenschutz nicht 
als Hemmnis gesehen werden. Vielmehr ist 
die verlässliche Vertraulichkeit gerade auch 
anvertrauter Daten wichtiger Bestandteil einer 
wirkungsvollen Hilfe und damit eine essenzielle 
Ergänzung der fachlichen Arbeit unter Einbezie-
hung der Hilfeempfänger als selbstbestimmte 
Klienten8.

5 Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz Berlin. 
6 Legaldefinition „Sozialgeheimnis“ in § 35 I SGB I, 
Legaldefinition „Sozialdaten“· in § 67 SGB X.
7 Zum Verhältnis von §§ 62 ff. SGB VIII zu §§ 67 ff. 
SGB X s. ausf. Jung, SGB VIII, 2006, § 61 Rdnrn. 
4 bis 6.
8 Menne, ZfJ 1993, 291 (294); Konzept für ein 
Netzwerk Kinderschutz des Berliner Senats v. 20. 2. 
2007, Anl. 11, S.1.

Der Sozialdatenschutz ist geprägt von einer 
engen Zweckbindung sowohl der Erhebung9 
der Daten (§ 62 I SGB VIII) wie auch der Über-
mittlung. Dabei ist in der Regel eine Überein-
stimmung von Erhebungs-und Weiterverwen-
dungszweck10 notwendig, indem die Daten nur 
weitergegeben werden dürfen zu Zwecken, 
zu denen sie auch erhoben worden sind (§ 
64 I SGB VIII), soweit also „ihre Kenntnis zur 
Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich 
ist“. Abgesehen von Fällen der Einwilligung des 
Betroffenen die natürlich eine Offenlegung des 
Verwendungszwecks erfordert und übrigens 
auch familiengerichtlich ersetzt werden kann - ist 
die Übermittlung der Daten wie schon ihre Er-
hebung nur im Falle ausdrücklicher gesetzlicher 
Zulassung (§ 62 III Nr. 1 SGB VIII) oder in Nrn. 2 
bis 4 beschriebener Einzelfälle zulässig. Der hier 
einschlägige Ausnahmefall ist in § 62 III Nr. 2 lit. 
d SGB VIII geregelt, wenn nämlich „die Kenntnis 
der Daten ... erforderlich ist für ... die Erfüllung 
des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung 
nach § 8 a SGB VIII ...“. Im Grundsatz darf das 
Jugendamt also Daten weitergeben, wenn und 
soweit auf andere Weise der Kinderschutz nach 
§ 8 a SGB VIII nicht gewährleistet werden kann.

Zwar enthält diese Regelung eine sehr weit 
reichende Ermächtigung zur Weitergabe; sie er-
fasst jedoch als Adressaten nur Stellen, welche 
in § 35 I SGB I genannt, also Sozialleistungen 
gewährende Behörden sind. Soweit § 69 I Nr. 
2 SGB X eine noch weitergehende Befugnis 
enthält, mit weIcher die Datenweitergabe auch 
dann zulässig ist, wenn sie für die Durchführung 
eines mit dem Erhebungszweck zusammen-
hängenden gerichtlichen Verfahrens - auch 
Strafverfahrens - notwendig ist, gilt dies für 
die Kinder-und Jugendhilfe nur unter der Ein-
schränkung des § 64 II SGB VIII, dass nämlich 
der Erfolg der zu gewährenden Leistung nicht 
in Frage gestellt wird.

b) Im Verhältnis zum Familiengericht. Da das 
Familiengericht keine Sozialleistungen gewäh-
rende Behörde i. S. des § 35 I SGB I ist, kann 
die Weitergabe von Informationen durch das

9 Legaldefinition „Datenerhebung“ in § 67 V SGB X.
10 Jung (o. Fußn. 7), § 64 Rdnr. 5.
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dik voraus12. Dabei hat die Hilfe grundsätzlich 
Vorrang, solange sie das Kind ausreichend 
schützt13. Allerdings erstreckt sich die Notwen-
digkeit der Anrufung des Familiengerichts nicht 
nur auf die Abwehr der Gefahr an sich, sondern 
schon auf die Einschätzung des Risikos.

c) im Verhältnis zu Staatsanwaltschaft und 
Polizei. Die engen Grenzen der Mitteilungen 
über Sozialdaten beziehen sich nicht nur auf die 
Voraussetzungen und ihren Umfang, sondern 
ebenso auf den Kreis potenzieller Adressaten. 
Das Familiengericht wird mehrfach ausdrücklich 
als ein solcher Adressat genannt, ebenso Fach-
kräfte, welche zur Erfüllung des Kinderschutzes 
herangezogen werden.

Sehr viel restriktiver dagegen sind Mitteilungs-
befugnisse des Jugendamtes an die Staatsan-
waltschaft und Polizei geregelt, insbesondere 
da diese nicht zu dem Kreis der in § 35 I SGB I 
erwähnten leistungsgewährenden Stellen gehö-
ren und die Offenbarung sich daher nicht auf § 
69 SGB X stützen kann. Zu Zwecken der Gefah-
renabwehr - hier der Abwehr von Gefahren für 
ein Kind - darf das Jugendamt in Einzelfällen auf 
ein entsprechendes Ersuchen der Polizei oder 
Staatsanwaltschaft hin personenidentifizierende 
Daten wie Namen, Vornamen, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Anschrift und Arbeitgeber bekannt 
geben, § 68 SGB X. Es handelt sich hierbei um 
eine im Ermessen des Jugendamtes stehende 
Befugnis, keineswegs eine irgendwie geartete 
Pflicht.

Im Übrigen dürfen personenbezogene Sozialdaten 
nur dann an Polizei und Staatsanwaltschaft über-
mittelt werden, wenn sie zur Durchführung eines 
Strafverfahrens wegen eines Verbrechens14 oder 
einer sonstigen Straftat von erheblicher Bedeutung 
erforderlich ist, § 73 SGB X. Das Jugendamt ist also 
nur dann überhaupt berechtigt, die von ihm erho-
benen Daten zum Zwecke der Strafverfolgung an 
Polizei oder Staatsanwaltschaft weiterzugeben, wenn 
eine Gefährdung des Kindes durch ein Verbrechen 

12 12 Münder, Kinder- und JugendhilfeR, 6. Aufl. 
(2007), S. 59.
13 Menne, ZfJ 1993, 291 (294).
14 § 12 I StGB: Mindeststrafe Freiheitsstrafe von einem 
Jahr.

Jugendamt an das Familiengericht nicht auf 
§ 69 SGB X gestützt werden. Hier bildet jedoch 
§ 64 I i. V. mit § 62 III Nr. 2 lit. d SGB VIII die 
notwendige gesetzliche Ermächtigungsgrund-
lage: Ist die Datenerhebung zur Erfüllung des 
Schutzauftrags nach § 8 a SGB VIII notwendig, 
so ist es wegen § 64 I SGB Vlll auch deren 
Weitergabe. Entsprechend ist die Weitergabe 
an das Familiengericht dann gem. § 64 I SGB 
VIII zulässig, wenn schon die Erhebung zu dem 
Zwecke der Einleitung familiengerichtlicher 
Maßnahmen erfolgte, die familiengerichtlichen 
Maßnahmen auch tatsächlich notwendig werden 
lassen und das Familiengericht diese Daten 
kennen muss. Der herausgehobene Schutz-
auftrag des Jugendamtes schlägt sich in § 8 
a SGB VIII nieder. Nach § 8 a III SGB VIII hat 
das Jugendamt, „wenn (es) das Tätigwerden 
des Familiengerichts für erforderlich hält, ... 
das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn 
die Personensorgeberechtigten oder die Erzie-
hungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage 
sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisi-
kos mitzuwirken“. Hier ist also die Normierung 
der Mitteilungspflicht an das Familiengericht zu 
sehen. Zwar darf § 8 a SGB VIII keinesfalls als 
sozialdatenschutzrechtlich selbstständige Ein-
griffsnorm verstanden werden, er transformiert 
aber - bei Vorliegen seiner Voraussetzungen - 
das Offenbarungsrecht in eine Mitteilungspflicht.

Entscheidend formal einschränkende und inhalt-
lich kontrollierende Tatbestandsvoraussetzung 
für den Eingriff ist sowohl für die zu ergreifende 
Schutzmaßnahme (Anrufung des Familien-
gerichts)‚ als auch für die diesen Zwecken 
dienende Übermittlung personenbezogener 
Daten das Kriterium der „Notwendigkeit“ oder 
„Erforderlichkeit“. Die Erfüllung des Schutzauf-
trags nämlich setzt im Interesse einer sozial-
pädagogischen Kinder- und Jugendhilfe eine 
gegebenenfalls erneute sorgfältige Prüfung und 
Abwägung, ob es einer solchen Anrufung des 
Familiengerichts zur Erfüllung des Hilfezwecks 
überhaupt bedarf11, sowie planvolles Vorgehen 
bei der Verwirklichung des Vorhabens unter den 
Gesichtspunkten sozialpädagogischer Metho-

11 Empfehlungen des Deutschen Srädtetages in JAmt 
2003, 226 (231). 
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Diesem besonderen Vertrauensschutz von „So-
zialdaten, die ... zum Zweck persönlicher und 
erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind“, 
trägt § 65 SGB VIII Rechnung und stellt damit 
zugleich eine Deckungsgleichheit von Daten-
schutz und sozialpädagogisch ausgerichteter 
Kinder-und Jugendhilfe her19. Diese Daten 
nämlich dürfen ohne Einwilligung wiederum nur 
in eng umgrenzten Fällen nach § 65 I SGB VIII 
weitergegeben werden:
• Nr. 2: an das Familiengericht „... zur Erfül-

lung der Aufgaben nach § 8 a III SGB VIII, 
wenn angesichts einer Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder eines Jugend-
lichen ohne diese Mitteilung eine für die 
Gewährung von Leistungen notwendige 
gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht 
werden könnte“,

• Nr. 3: an den Kollegen nach Zuständigkeits-
wechsel, „wenn Anhaltspunkte für eine Ge-
fährdung des Kindeswohls gegeben sind 
und die Daten für eine Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos notwendig sind“,

• Nr. 4: „an die Fachkräfte anderer Dienste 
oder Träger, die zum Zwecke der Abschät-
zung des Gefährdungsrisikos nach § 8 a 
hinzugezogen werden“,

• Nr. 5: „unter den Voraussetzungen, unter 
denen eine der in § 203 I oder III des StGB 
genannten Personen dazu befugt wäre“.

Die Eigenschaft „anvertraut zu sein“ erlangt eine 
Information nicht lediglich durch den ausdrück-
lichen Vorbehalt der Verschwiegenheit, sondern 
auch, wenn sich aus dem Zusammenhang er-
gibt, dass der Mitteilende sich auf die Verschwie-
genheit verlässt. In diesem Sinne anvertraute 
Daten sind daher regelmäßig Informationen, 
die während eines Beratungsgesprächs in der 
Erziehungs-und Familienberatungsstelle eines 
Jugendamtes erlangt werden.

Sämtliche Mitteilungsbefugnisse des SGB X 
stehen unter der Einschränkung des § 203 I und 
III StGB (§ 76 I SGB X) mit der Folge, dass jene 
dort genannten Berufsgruppen - im hiesigen 
Kontext von Bedeutung: Ärzte, Psychologen, 
Ehe-, Familien-, Erziehungs- und Jugendbera-

19 Münder (0. Fußn. 12), S. 57.

oder eine Straftat von erheblicher Bedeutung aus-
gelöst wurde. Entgegen weit verbreiteter Auffassung 
der Strafverfolgungsbehörden wird selbst in diesen 
Fällen eine Pflicht zur Übermittlung durch die Ein-
griffsbefugnis noch lange nicht begründet. 
Die Übermittlung steht im Übrigen unter dem Richter-
vorbehalt des § 73 III SGB X und bedarf richterlicher 
Anordnung15.

Eine weitere gesetzliche Mitteilungsbefugnis 
findet sich in § 71 I 1 SGB X für die Erfüllung 
gesetzlicher Mitteilungspflichten zur Abwendung 
geplanter Straftaten nach § 138 StGB. Hier 
schlägt der Schutz des Sozialgeheimnisses 
den Bogen zu den so genannten Jedermann-
Pflichten nach § 138 StGB, wonach bestimmte 
geplante Straftaten ganz ausnahmsweise für 
jeden Bürger und damit auch für das Jugendamt 
anzeigepflichtig sind. Es handelt sich hierbei 
um ganz besonders schwere Straftaten, deren 
Opfer auch Kinder sein können, welche jedoch 
über den Rahmen des täglichen Kinderschutzes 
hinausgehen16. Demgegenüber dürfen allein auf 
Grund von § 161 StPO (Ermittlungsbefugnisse 
und Auskunftsrechte der Staatsanwaltschaft) 
wegen des Vorbehalts anderer Regelung (§ 161 
I I Halbs. 1 StPO) keine Sozialdaten übermittelt 
werden17.

d) Besonderer Vertrauensschutz. Die Jugend-
hilfe ist zu permanenter Abwägung und Abgren-
zung von Hilfe und Schutzauftrag verpflichtet. 
Sie nimmt notwendigerweise besonderes 
Vertrauen der Hilfebedürftigen in Anspruch, um-
gekehrt setzt die Wirksamkeit der Hilfe dieses 
Vertrauensverhältnis und seinen wirksamen 
Schutz voraus18. Besonderer Behandlung be-
dürfen daher anvertraute Daten (§ 65 SGB VIII) 
und besonders geheimnisgeschützte Daten 
(§ 203 I, III StGB).

15 § 745GB X gibt keine weitergehenden Befugnisse 
bei Verletzung der Unterhaltspflicht, da hier Zweck 
der Übermittlung lediglich die Geltendmachung des 
Anspruchs, nicht die strafrechtliche Verfolgung sein kann.
16 Mord, Totschlag, Menschenhandel zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung, (erpresserischer) Menschenraub, 
Geiselnahme. 
17 Wulffen/Bieresborn, SGB X, 6. Aufl. (2008), § 78 
Rdnr. 5 m. w. Nachw.
18 Empfehlungen des Deutschen Städtetages in JAmt 
2003, 226 (230).
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fährdeten Kindes - einen Rechtfertigungsgrund, 
wenn nämlich die Verletzung des Geheimnisses 
zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leben, Leib oder Freiheit des Kindes notwendig 
ist und das zu schützende Kindeswohl die Ver-
letzung des besonders geschützten Rechts auf 
Vertraulichkeit bei Weitem überwiegt25. Dies gilt 
in besonderem Maße dann, wenn dem Geheim-
nisträger eine GarantensteIlung für diese Per-
son zukommt und der Schutz anderweitig nicht 
sichergestellt werden kann. Auf dieser Grund-
lage wird es heute einhellig als zulässig - da 
gerechtfertigt - angesehen, wenn ein Arzt oder 
Sozialarbeiter zum Beispiel der Kindertagesstät-
te, der Schule oder eines anderen Dienstes oder 
Trägers den Regionalen Sozialpädagogischen 
Dienst (RSD), das Jugendamt oder die Polizei 
informiert. Entscheidend kommt es jedoch 
auch hier wieder darauf an, dass die Gefahr 
anderweitig nicht, auch nicht durch die sozial-
pädagogisch orientierte Kinder- und Jugendhilfe, 
gebannt werden kann, in der Regel auch, ob der 
gefährdende Elternteil an der Hilfe mitwirkt oder 
sich dieser verweigert. Bei der Beurteilung der 
Befugnis zur Preisgabe des Geheimnisses im 
Rahmen des § 203 StGB handelt es sich um 
eine notwendigerweise höchstpersönlich zu 
treffende Entscheidung, die auch eine Prognose 
enthalten kann.

Indem § 65 I Nr. 5 SGB VII auf § 203 I, III StGB ver-
weist, werden sämtliche Mitarbeiter der Jugendämter 
mit den gleichen eingeschränkten Weitergabebe-
fugnissen ausgestattet, unabhängig davon, ob sie 
selbst dem besonders verpflichteten Personenkreis 
angehören oder nicht. Bedeutung gewinnt die Dif-
ferenzierung zwischen den Berufsgruppen deshalb 
nur noch gegenüber den Gerichten: Hier besteht eine 
uneingeschränkte Aussagepflicht - unahhängig von 
den Regelungen des SGB -, es sei denn, der Mitar-
beiter kann sich auf ein Zeugnisverweigerungsrecht 
nach § 53 StPO oder §§ 383, 384 ZPO berufen, was 
wiederum nur den besonders vertrauensgeschützten 
Berufsgruppen nach § 203 5tGB zugestanden wird.

e) Freie Jugendhilfe. Das SGB VIII bindet un-
mittelbar nur die öffentliche Jugendhilfe, nicht 
dagegen die Jugendhilfe in freier Trägerschaft. 

25 Davon ist in der Regel auszugehen: OLG Stuttgart, 
NJW 2006, 2197.

ter – die ihnen anvertrauten Geheimnisse grund-
sätzlich nicht offenbaren dürfen, im Gegenteil 

diese Offenbarung sogar strafbar wäre. Auch 
wenn im SGB VIII eine solche ausdrücklich 
formulierte Schranke fehlt, sichert gerade für 
die Kinder- und Jugendhilfe § 203 StGB diesen 
Vertrauensschutz zuverlässig ab. Indem die 
Vorschrift beschreibt, welche Preisgabe von 
Geheimnissen für bestimmte Berufsgruppen 
strafbar ist, schränkt es die in anderen Vor-
schriften (SGB VIII und SGB X) zugelassene 
Weitergabe von Daten ganz entscheidend ein. 
Für den Kinderschutz stellt sich damit die Frage, 
ob und unter welchen Voraussetzungen gerade 
Ärzte, Psychologen und Berater ihnen bekannt 
gewordene Gefährdungsmomente für ein Kind 
zum Zwecke seines Schutzes offenbaren oder 
weitergeben dürfen.

Die Einschränkung des sehr weitgehenden 
Schutzes von Privatgeheimnissen findet in zwei 
Merkmalen seine tatbestandliche Begründung: 
Zum einen muss das Geheimnis dem Berufs-
träger in dieser Eigenschaft anvertraut worden 
sein. Dieses setzt - wie auch im Rahmen des 
§ 65 I SGB VIII - auf beiden Seiten ein Einver-
nehmen über die Pflicht zur Verschwiegenheit 
voraus20. Zum anderen setzt die Strafbarkeit 
eine unbefugte Preisgabe voraus; gerechtfer-
tigt und damit nicht strafbar ist die Weitergabe 
dagegen dann, wenn eine Befugnis bestanden 
hat21. Solche rechtfertigenden Befugnisse22 zur 
Verletzung des Privatgeheimnisses bilden abge-
sehen von Einwilligung und mutmaßlicher Ein-
willigung die gesetzlichen Offenbarungspflichten 
(z. B. Zeugenpflicht23) und im Behördenverkehr 
bereits Offenbarungsrechte24. Besteht also eine 
gesetzliche Offenbarungspflicht oder im Verhält-
nis zwischen den Behörden ein Mitteilungsrecht, 
ist die Weitergabe der Daten auch für den nach 
§ 203 StGB besonders Verpflichteten nicht 
strafbar. Unter dem Blickwinkel des rechtferti-
genden Notstands nach § 34 StGB bildet auch 
der Schutz von Rechtsgütern Dritter - des ge-
20 Fischer, StGB, 55. Aufl. (2008), § 203 Rdnr. 8 m. w. 
Nachw.
21 Fischer (0. Fußn. 20), § 203 Rdnr. 31. 
22 Grundlegend: Ostendorf, DRiZ 1981,4 (8).
23 Ostendorf, DRiZ 1981, 4 (5).
24 Fischer (o. Fußn. 20), § 203 Rdnrn. 41 f. 
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tet beispielsweise Nr. 31 der Anordnung über 
Mitteilungspflichten in Strafsachen (MiStra) die 
Staatsanwaltschaften, dem Jugendamt oder 
dem Familiengericht Umstände mitzuteilen, 
aus denen sich eine Gefährdung des Kindes-
wohls ergeben könnte. Nachdem die Staats-
anwaltschaft zunächst den Familiengerichten 
formularmäßig von jedem Verfahren gegen ein 
minderjähriges bei einer kriminellen Handlung 
beobachtetes Kind Mitteilung gemacht hatte und 
die Familiengerichte diese Mitteilungen ebenso 
formularmäßig zu den Akten genommen hatten, 
stellte die Staatsanwaltschaft ihre Mitteilungen 
schließlich gänzlich ein. Durch das Gesetz zur 
Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen 
ist das Bewusstsein der Familienrichter für die 
durch die psychologische Wissenschaft be-
gründete Annahme geschärft worden, dass die 
Delinquenz eines Kindes (anders als die eines 
Jugendlichen) in aller Regel ein zuverlässiges 
Indiz auf eine im Hintergrund schwelende 
Gefährdung des Kindeswohls darstellt. Damit 
entstand ein neues Interesse an der Kenntnis 
über Straftaten auch strafunmündiger Kinder 
wie auch die Entschiedenheit zu frühzeitigen 
Eingriffen. Gleichzeitig erwachte auf Seiten 
der Staatsanwaltschaft das Bewusstsein um 
die Einbindung in die Verantwortungsgemein-
schaft für das Kindeswohl wieder neu. Neben 
konkretisierenden Verabredungen über die Art 
und Weise, wie Kr. 31 MiStra mit Leben gefüllt 
werden könnte, setzte die effektive Umsetzung 
der Mitteilungspflicht allerdings sorgfältige 
Aufklärung auf beiden Seiten über die Arbeits-
weise des jeweils anderen voraus. Erst als auf 
Seiten der Staatsanwaltschaft das Vertrauen 
begründet worden war, das Familiengericht 
werde auf die Mitteilungen hin wirklich tätig 
werden (gestützt durch die Rücksendung von 
Empfangsbekenntnissen unter Angabe des 
Aktenzeichens zuständigen Richters und ent-
sprechender Telefonkontakte), wie auch ein 
Verständnis für die Zielrichtung, Art und Umfang 
pädagogisch orientierter familiengerichtlicher 
Eingriffe, die nicht nur auf die Entscheidung 
über die Entziehung der elterlichen Sorge zum 
Zwecke der Fremdunterbringung des Kindes 
beschränkt sind, und erst als auf beiden Seiten 
und gemeinsam die notwendigen entwicklungs-
psychologischen Grundkenntnisse über die 

Diese sind als Privatpersonen wie jedermann 
zunächst lediglich den Vorschriften des BDSG 
unterworfen. Allerdings hat das Jugendamt gem.

§ 61 III SGB VIII sicherzustellen, dass die freie 
Jugendhilfe den Schutz personenbezogener 
Daten bei der Erhebung und Verwendung in 
entsprechender Weise gewährleistet. Die ge-
setzliche Pflicht richtet sich also in erster Linie 
an den Träger öffentlicher Jugendhilfe, welchem 
es wiederum obliegt, durch Vereinbarungen die 
gleichen Voraussetzungen und den gleichen 
Umfang der Mitteilungsrechte sicherzustellen, 
wodurch ein Gleichklang hergestellt ist.

IV. Ausfüllung der Mitteilungsrechte und 
-pflichten im Netzwerk

Die rechtlichen Bedingungen für die gegensei-
tigen Informationspflichten und -rechte sind flä-
chendeckend geregelt. Aus den rechtlichen Rah-
menbedingungen allein jedoch entsteht noch 
kein wirksamer Kinderschutz. Vielmehr müssen 
sie auch ausgefüllt und verantwortungsbewusst 
gelebt werden. Denn die unterschiedlichen 
Fachsprachen und Wirkungsfelder bringen es 
mit sich, dass die verschiedenen Professionen 
unterschiedliche Begriffe und Definitionen ver-
wenden. Dies wird in besonderem Maße an 
den Begriffen des „Kinderschutzes“ und der 
„Kindeswohlgefährdung“ deutlich. Hier bedarf 
es dringend einer Verständigung vor allem 
zwischen Jugendamt und Familiengericht über 
die Inhalte der Begriffe oder doch mindestens 
eines Einvernehmens über die beiderseitige 
Unterschiedlichkeit.

Erst wenn die übermittelnde Stelle auch das 
Vertrauen gewinnt, dass ihre Information von 
der empfangenden Stelle tatsächlich zur Ver-
wirklichung des Kinderschutzes genutzt und 
gebraucht wird, und sie auch ein Verständnis 
davon entwickelt, welche Handlungsoptionen 
dem Empfänger zur Verfügung stehen, wird 
sie eine eigene Verantwortung und ein ei-
genes Engagement für jene Information und 
deren Weiterleitung entwickeln. Dies haben 
die Erfahrungen der letzten Jahre in Berlin 
gezeigt, besonders im Verhältnis von Staats-
anwaltschaft zu Familiengericht. So verpflich-
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Bedeutung von Kinder-und Jugenddelinquenz 
gewachsen waren, konnte die Mitteilungspflicht 
dem Schutz der Kinder tatsächlich dienen.

Diesen Zielen, gemeinsame Definitionen, Hand-
lungsmaßgaben und Verfahrensstandards auf der 
Grundlage gegenseitigen Verstehens zu entwickeln, 
dient die interdisziplInäre Vernetzung. Sie ist nicht nur 
hilfreich, sondern im Kinderschutz zwingend erforder-
lich. Ohne diese Vernetzung bleibt der Kinderschutz 
eine von uns als handelnden Individuen distanzierte 
Wunschvorstellung des Gesetzgebers, bestenfalls 
ein im Einzelfall geglücktes Zufallsprodukt und alle 
Mitteilungspflichten und als Offenbarungsrechte 
lästige Bleigewichte aus dem Hause „Datenschutz“.

V. Zusammenfassung

Die gegenseitigen Informationsbefugnisse, 
insbesondere im Dreiecksverhältnis zwischen 
Jugendamt, Familiengericht und Staatsanwalt-
schaft/Polizei, sind in § 17 EGGVG, § 203 StGB 
und §§ 61 ff. SGB VIII einerseits und §§ 67 ff. 
SGB X andererseits erschöpfend geregelt. Da-
bei ist in besonderer Weise zwischen gewöhn-
lichen personenbezogenen Daten und anver-
trauten oder besonders geheimnisgeschützten 
Daten zu differenzieren. Soweit das Gesetz auf 
Merkmale wie „Notwendigkeit“ oder „Erforder-
lichkeit“ zurückgreift, ist für die Weitergabe der 
Daten immer wieder zu fragen, ob der Schutz 
des Kindes nicht anderweitig, nämlich mit den 
Werkzeugen der sozialpädagogisch orientierten 
Kinder- und Jugendhilfe, gewährleistet werden 
kann.

Die Wirksamkeit der gesetzlichen Regelungen 
im Sinne eines effektiven Schutzes der Kinder 
vor Gefährdungen erfordert jedoch weiterge-
hend eine strukturierte Vernetzung der be-
teilgten Professionen, um die Mitteilungsrechte 
und -pflichten mit Leben zu füllen.

Dr. Cornelia Müller-Magdeburg
stellv. Vorsitzende Richterin des Großen  
Familiengerichtes Pankow-Weißensee
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Raimund Geene

„Keine armen Kinder in der Erziehungs-
beratung?“

Schon 1989 hat Richard Hauser den Begriff 
der „Infantilisierung der Armut“ geprägt (Hauser 
1989), und seit Beginn der Kongressreihe zu 
Armut und Gesundheit 1995 sind die wachsen-
den sozialen und gesundheitlichen Probleme 
von Kindern breit thematisiert (Geene 2004). 
Erst in den letzten Jahren hat die Kinderarmut 
endlich den Weg in das öffentliche Bewusstsein 
und auf die parteipolitische Agenda gefunden, 
wobei sich vor allem eine dramatische Kinder-
armut im Osten Deutschlands zeigt. Doch die 
erfolgte Thematisierung ist durchaus ambiva-
lent zu sehen. PISA-Schock, die schlechten 
Gesundheitschancen armer Kinder und die 
Fälle von Kindesverwahrlosung werden oft 
nicht als Alarmsignale einer sozial auseinander 
brechenden Gesellschaft diskutiert, sondern 
mit weiterer Verantwortungsverschiebung hin 
zu den Eltern beantwortet, wie schon But-
terwegge et al. (2004) kritisieren und sich in 
den gesundheitspolitischen Strategien immer 
wieder ausdrückt (zuletzt: RKI/ BZgA 2008). 
Im folgenden Beitrag möchte ich skizzieren, in 
welchem kulturellen Spannungsverhältnis die 
Debatte steht, und Ansätze empathisch ge-
prägter Familienförderung aufzeigen.

Gesundheitsgefahr Armut

Wenn wir uns der Frage der Kindergesundheit 
in Deutschland unbefangen nähern, erscheinen 
zunächst die Fakten: Kinder sind in Deutsch-
land die gesündeste Bevölkerungsgruppe und 
ihre Aussicht auf ein langes, gesundes Leben 
ist so gut wie nie zuvor in der Geschichte der 
Menschheit1. Junge Eltern und insbesondere 
(werdende) Mütter können heute voller Zuver-
sicht ihrer Familiengründung entgegen sehen. 

1 Tatsächlich spiegelt sich dies auch in der Selbstwahr-
nehmung der Kinder und Jugendlichen: je nach Alters-
gruppen bezeichnen zwischen 85% und 97% ihren 
Gesundheitszustand als „gut“ oder „sehr gut“  (RKI 2007).

Nie zuvor war die Kinder- und Müttersterblichkeit 
so gering wie heute. Und nie zuvor hatten Kinder 
und ihre Eltern derart gewaltfreie, man könnte 
fast sagen: friedliche Zukunftsperspektiven. 

Doch gleichzeitig sind noch nie so viele Kinder 
in Deutschland in Armut geboren. Wie passt die 
Ausgangssituation mit den gesellschaftlichen 
Problemen zusammen? Und was bedeutet es, 
wenn die soziale Lage gerade mit Begriffen wie 
„Unterschicht“ oder „Prekariat“ als neue Sau 
durchs Medien-Dorf getrieben wird?

Dahinter stehen erste Anzeichen einer gesell-
schaftlichen Einsicht über die Benachteiligung 
der Kinder, die zu Sorgen Anlass gibt. Kinder 
statt Job und daher Armutsrisiko oder Karriere-
hindernis, Übergewicht von Kindern wegen 
Bewegungsmangel in der autogerechten Stadt, 
Probleme von Gewalt und Vernachlässigung 
und zu guter Letzt die Bildungsmisere werden 
schlaglichtartig beleuchtet. Geführt wird die 
Debatte nicht nur in den kleiner werdenden 
Kreisen der Eltern und Familien, sondern auch 
darüber hinaus - ist sie doch auch im Interesse 
der kinderlosen Generation einer mutmaßlich 
„kinderentwöhnten Gesellschaft“ (Schirrmacher 
2006), fürchtet diese doch um die eigene Rente.

Mit Maßnahmen wie dem neuen Elterngeld, 
besserer Kleinkindbetreuung und Bildungsför-
derung schon im Vorschulalter soll die Lage von 
Kindern und Eltern verbessert werden. Ob dies 
jedoch Wirkung zeigt, kann bislang nur bedingt 
beantwortet werden, etwa aus der Perspektive 
einzelner Fachdisziplinen wie der Pädagogik 
(die für ein Mehr an Pädagogik eintritt), der Pä-
diatrie (hier werden Vorsorgeuntersuchungen 
als Schlüssel gesehen) oder der Psychologie 
(die aus der Perspektive der Entwicklungspsy-
chologie argumentiert). In der Binnenlogik der 
Fachdisziplinen herrschen jeweils die eigenen 
Wertesysteme, und diese sind anbieter- und 
nicht nutzerzentriert. Nutzerzentriert wäre die 
Frage: Wie steht es um die Selbstwahrnehmung 
der Eltern und insbesondere auch der Kin-
der? Welche Interessen verfolgen sie, welche 
Schwerpunkte setzen sie?
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Schon im Ansatz zeigt sich hier die Problema-
tik, dass eine gebündelte Perspektive nicht nur 
fehlt, ihr wird sogar implizit die Berechtigung 
abgesprochen. Denn wie alle Fachdisziplinen 
ihren eigenen Gesetzen folgen, so sehen auch 
die kindheitsbezogenen sich selbst als Maßstab. 
Pädagogische, psychologische oder medizi-
nische Anforderungen werden als Parameter 
der Beschreibung des Zustandes der Kinder 
und Jugendlichen genommen. Kinder werden 
noch immer kaum als selbständige Personen 
wahrgenommen, sondern als zu betreuende. 
Solch wohlmeinender Paternalismus übersieht 
aber die Vielfalt kindlicher Sozialisationspro-
zesse und die unterschiedlichen Möglichkeiten, 
sich dieser zu stellen. Sie geht aus von einem 
eher mittelständischen Blick, der die subjektiven 
Rationalismen von Kindern oder auch Eltern, die 
gerade in sozial benachteiligten Lebenslagen als 
unselbstständig und erziehungsunfähig diskre-
ditiert werden, nicht zu verstehen mag.

Soziale Belastung statt sozialer  
Unterstützung

Das in (West-)Deutschland dominierende Bild 
der bürgerlichen Familie sieht die Mutter wei-
terhin als Betreuerin ihrer Kinder, als Nachhilfe-
lehrerin, Chauffeurin durch die Stationen einer 
verinselten Kindheit und Spielanimateurin im ei-
genen Garten hinterm Reihenhaus. Allen Eman-
zipationsbestrebungen zum Trotz und ungeach-
tet der angedachten Frauenerwerbsförderung 
stagniert die Pädagogik ebenso wie Pädiatrie, 
Prävention oder die Kinder- und Jugendsozi-
alarbeit bei dem antiquierten Bild. So wird die 
Unterstützung der Eltern für die Konzepte der 
Fachleute unhinterfragt vorausgesetzt. Die völlig 
anderen Realitäten der sozial Benachtei ligten, 
die Mentalitäten und kulturellen Ziele sozial 
Benachteiligter spielen in dieser Konzeption 
keine Rolle. Wie junge Frauen ohne Haupt-
schulabschluss die Hausaufgabenbetreuung 
ihrer Kinder übernehmen, wie Mehrfachmütter 
in vom Sozialamt finanzierten kleinen Mietwoh-
nungen die Botschaften zur Unfallprävention 
umsetzen, wie Migrant/innen ihre Ernährung auf 
die Optimierte Mischkost umstellen, wie die ar-
beitslosen Eltern die vermeintlichen Diagnosen 

des Kinderarztes ob der befürchteten Entwick-
lungsrückstände nicht als weitere Demütigung 
der Gesellschaft empfinden, wie junge Mütter 
den Spagat ihrer Identitäten zwischen jugend-
lichen Subkulturen und Mütterlichkeitsanspruch 
hinbekommen – all diese existenziellen Fragen 
sind noch nicht angekommen in den Program-
men zur Prävention von Verwahrlosung und zur 
Förderung des Humankapitals.

Die bürgerliche Illusion der schönen Kindheit 
stößt auf ein besonderes Paradox: Gerade 
die Mittel- und Oberschichten, die die (ver)
öffentlich(t)e Meinung repräsentieren, leiden 
unter dieser von Frank Schirrmacher (2006) 
beschriebenen „Kinderentwöhnung“. Doch 
gleichzeitig prägen sie die Bilder und Anfor-
derungen einer Kindheit, der sie sich in ihren 
eigenen Lebenswelten bereits weitgehend 
entledigt haben. Den sozial benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen, die – wie beispielsweise 
türkische Familien oder auch die aus Russland 
ausgesiedelten – weiterhin Kinder bekommen 
und dies in fast unveränderter Anzahl, wird das 
bildungsbürgerliche Kindheitsbild hingegen 
übergestülpt. Diese Diskrepanz zwischen er-
lebter Realität und bürgerlichem Anspruch setzt 
nicht nur die sozial benachteiligten Eltern, son-
dern auch die Kinder unter enorme Spannung 
und ist letztendlich kaum auflösbar.

Gleichzeitig scheint Handlungsbedarf angezeigt 
durch die jüngsten Fälle von Kinderverwahr-
losung. So sehr das gewachsene öffentliche 
Bewusstsein darüber zu begrüßen ist, muss 
gleichzeitig festgestellt werden, dass Verwahr-
losung – früher sprach man von „Devianz“ 
– schon immer existiert hat: die Kindern und 
Jugendlichen zugeschriebene Abweichung 
des Idealbildes ist ein jahrhundertealtes Bild, 
ursprünglich gar davon ausgehend, dass Kinder 
und Jugendliche per se schlecht und verwahrlost 
seien, bis sie in engmaschigen Kontrollen von 
Heimen und Militär diszipliniert werden (Schilling 
2005). Tatsächlich stellt der Kriminologe Chri-
stian Pfeiffer (2005) in seinen Studien heraus, 
dass Verwahrlosung nicht zunimmt, sondern 
sogar rückläufig ist. Grund dafür ist vor allem, 
dass die noch vor 30 Jahren weit verbreitete 
Gewalt in den Familien stark abnimmt, aus-
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gelöst nicht durch Repression, sondern durch 
gesellschaftliche Lernprozesse. Doch gerade 
hier stellt sich dem (bürgerlichen) Westen der 
(proletarische) Osten als ideale Projektions-
fläche – ein Klischee, das selbst ostdeutsche 
Politiker wie der ehemalige Brandenburgische 
Innenminister Schönbohm oder jüngst in der 
Diskussion um Schwangerschaftsabbrüche 
auch Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Böh-
mer all zu leichtfertig bedienen.

Kinderarmut in Ostdeutschland

Auch wenn Bremerhaven eine fast ähnlich 
hohe Quote hat – Görlitz und Hoyerswerda 
nehmen mit jeweils über 40 % von Kindern, 
die von ergänzenden Sozialtransfers leben, 
die bundesweite Spitzenstellung ein, folgt man 
dem in den Medien breit zitierten Gutachten des 
Bremer Instituts für Arbeitsmarkt- und Jugend-
forschung von 2006. Allerdings ist Armut nicht 
nur im Bezug von Hilfeleistungen festzuma-
chen, sondern wird vor allem an ihren Folgen 
in Bildung, Gesundheit und sozialer Situation 
deutlich. Hier zeigt sich: viele Kinder in Armut 
haben keinen regulären Schulzugang, und um-
gekehrt geht mit hohem sozialen Status eine 
deutlich höhere Empfehlungschance für das 
Gymnasium einher (Hutsch 2009). Während 
Kinder aus dem oberen Einkommensfünftel der 
Gesellschaft mit einer Wahrscheinlichkeit von 
gut 90 % zu einem Fachhochschul- oder Uni-
versitätsbesuch gelangen, sind es nur 11 % aus 
sozial schwachen Familien (unteres Fünftel). 
Hier wird normgerechtes Verhalten schlechter 
erlernt, entsprechend fallen arme Kinder auf 
durch geringere Frustrationstoleranz, weniger 
Selbstwertgefühl und problematisches Grup-
penverhalten, was neben schlechten Schulnoten 
auch soziale Ausgrenzungen befördert.

Ausführlich sind diese Entwicklungen in der 
ersten Langzeitstudie zur Kinderarmut (1997-
2004) dargestellt, die durch das Frankfurter 
Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik im 
Auftrag der Arbeiterwohlfahrt erstellt wurde (Holz 
2005), klar belegt auch durch die Ergebnisse 
des ersten bundesweiten Kindergesundheits-
surveys kiggs (RKI 2007) und hier insbesondere 

das BELLA-Modul zur psychischen Gesundheit 
(Ravens-Sieberer et al. 2007). Ausgewiesen 
ist hier eine Zunahme von Armut, wobei bun-
desweit jedes 7. Kind und in Sachsen-Anhalt 
sogar jedes vierte bis fünfte Kind betroffen ist. 
Wie bei allen Phänomenen zeigt sich dabei: 
prinzipiell stellen sich die Fragen für West- und 
Ostdeutschland gleich, doch sind sie in Ost-
deutschland von stärkerer Ausprägung. Eine 
starke Korrelation besteht beispielsweise mit 
der in Ostdeutschland deutlich höheren Zahl 
der allein Erziehenden. Als Vermeidungsmög-
lichkeit des intergenerationalen Armutszirkel 
(Abbildung) (Altgeld et al. 2006) gelten Strate-
gien der Ressourcenstärkung nach dem Modell 
der Salutogenese (Antonovsky 1997). Hier geht 
es um die Fragen von Bewältigungsformen und 
Konfliktlösungen, wobei insbesondere elterliche 
Bewältigungsverhalten und soziale Integration 
im Mittelpunkt stehen. 

Doch Armut führt auch zum Raubbau an el-
terlichen Ressourcen, Familienaktivitäten 
(gemeinsames Essen, Hausaufgaben machen 
usw.) werden dadurch blockiert und im Er-
gebnis erscheint das Problem der elterlichen 
Überforderung. Umgekehrt haben arme Kinder 
mehr Entscheidungsspielräume, die sich jedoch 
all zu häufig auch als Pflichten erweisen, vor 
denen sie kapitulieren, z. B. beim Hausauf-
gabenmachen. Mitunter müssen arme Kinder 
auch früh Verantwortung übernehmen, gerade 
auch bei Krankheit der Eltern. Die ostdeutsche 
Problematik des Wegzugs wiegt hier mehrfach 
schwer: einmal sind es vor allem die ländlichen 
Regionen, die unter dem Bevölkerungsschwund 
leiden, obgleich das Problem der Kinderarmut 
wegen der vorhandenen sozialen Netze hier 
deutlich schwächer ausfällt als in den Städten 
(Reißlandt 2006). Andererseits sind es insge-
samt vor allem die Frauen und vor allem solche 
mit höherer Bildung, die nach Westdeutschland 
ziehen und zur Stabilisierung der Strukturen gut 
gebraucht werden könnten (Dienel 2005).
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In einem Lehrforschungsprojekt an der Hoch-
schule Magdeburg-Stendal werden gegenwärtig 
die spezifischen Belastungen und Sichtweisen 
junger benachteiligter Mütter auf die soziale 
und gesundheitliche Versorgung in Stendal und 
der umgebenden Altmark (Wolf-Kühn/Geene 
2009) untersucht. Bislang können wir unsere 
Beobachtungen nur in Form von Hypothesen 
darstellen, die wir im Laufe unseres Projektes 
zu verifizieren versuchen. Auffällig scheint uns 
zunächst die Allgegenwärtigkeit von Kinderar-
mut in diesem weitgehend ländlich strukturierten 
Bereich. Die Armutsproblematik wird wenig 
versteckt, sondern vergleichsweise offen dar-
gestellt, was prinzipiell gute Ansatzpunkte für 
eine sozialemanzipatorische Bearbeitung bietet. 
Im Rahmen einer Diplomarbeit an unserem 
Fachbereich (Pfautsch 2007) konnte jedoch 
ermittelt werden, dass die Autoritätsfixierung 
junger Mütter stark ausgeprägt ist. Zumindest 
den Angaben nach wird den Ärzten besonders 

eine hohe Bedeutung beigemessen, wenn gleich 
ihr Aufsuchen eine erhebliche Hürde darstellt. 

Gewünscht wird mitunter auch leicht konsumier-
bare, niedrigschwellige Information, gerade die 
RTL-Serie „Die Super-Nanny“ trifft dieses Be-
dürfnis offenbar gut. Die in diesen Sendungen oft 
verzerrende und diskriminierende Darstellung 
der Mütter wird dabei nicht übersehen, vielmehr 
werden die pädagogischen Methoden als Unter-
richtsmaterial für die eigene Erziehung verstan-
den, der es an Vorbildern zu mangeln scheint. 
Hier zeigt sich das von Westdeutschland schon 
aus den 80er Jahren bekannte Phänomen der 
intergenerativen Brüche, wegen derer junge 
Mütter oft auf die Hilfe der Großmütter verzichten 
(müssen). Gerade die Präsenz der Omas und 
Ur-Omas war ein stabilisierendes Phänomen, 
das auch in der Nach-Wende-Zeit Ostdeutsch-
lands gegriffen hat. Inwieweit dieser protektive 
Faktor im Abnehmen ist oder möglicherweise 

Abb: Armutszirkel entnommen aus: Diskussionspapier „Prävention und Gesundheitsförderung“ der Friedrich Ebert-
Stiftung, Gesprächskreis Sozialpolitik, Bonn, April 2006 (hier zitiert als Altgeld et al. 2006)
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schon auf dem schlechten Ausgangsniveau 
Westdeutschlands angekommen ist, darüber 
kann an dieser Stelle nur spekuliert werden. In 
jedem Fall fehlt in der intergenerativen Folge 
aber vor allem der Wohlstand der westdeut-
schen Mittelschichten, die hier einen wesent-
lichen Finanztransfer an ihre Kinder und Enkel 
möglich machen (Dienel 2002). Inwieweit aber 
dennoch von diesem westdeutsch orientierten 
Mittelschicht-Bild in Erziehung und Versorgung 
ausgegangen wird, ist Thema des folgenden 
Abschnittes.

Bürgerlich geprägtes Versorgungssystem

Welche Unterstützung liefert das Versorgungs-
system in der Phase der frühen Kindheit? Die 
Vorsorgeuntersuchungen beim Kinderarzt 
werden zunächst von den Eltern aller sozialen 
Schichten wahrgenommen. Während Mittel- und 
Oberschichten die Ratschläge des Kinderarztes 
zumeist gut aufnehmen und umsetzen kön-
nen, fühlen sich sozial Benachteiligte vielfach 
nicht verstanden und akzeptiert, die Tipps und 
Anweisungen sind mit ihrer Lebensrealität oft 
nicht vereinbar (Meurer/Siegrist 2005 sowie 
Wolf-Kühn/Geene 2009).

Tatsächlich ist die Unterstützung junger Eltern 
anbieterseitig von einer unüberschaubaren Flut 
von Botschaften und Informationsmaterial für 
junge Mütter gekennzeichnet. Die jeweiligen 
Hinweise betreffen Bewegung, Ernährung und 
Stillförderung, ergonomische Fragen, Sicher-
heitsfragen hinsichtlich Unfallprävention und 
plötzlichem Kindstod, Bekleidung, Impfen, Ka-
ries- und Vitamin D-Prophylaxe, Phänomene 
wie Schreibabys und Aufmerksamkeits-Defizit-
Syndroms (ADHS) und vieles mehr. Auch die Ab-
sender der Botschaften sind schwer einzuschät-
zen, vermischen sich doch gesundheitliche oder 
medizinische mit eher gewerblichen Interessen, 
wie sich am Beispiel der gesponsorten „Starter-
pakete“ bei Entlassung aus der Entbindung mit 
Schnuller und Zufütternahrung exemplarisch 
zeigt. Nachgerade grotesk ist es hier, dass in der 
Gesundheitsberichterstattung zeitgleich skanda-
lisiert wird, dass 75% der Kinder in Deutschland 
nicht ausreichend gestillt werden, weil man hier 
von dem hohen Maßstab der von der Nationalen 

Stillkommission geforderten sechsmonatigen 
Phase vollen Stillens ausgeht (RKI/ BZgA 2008).

Wie ist es zu erklären, dass das Gesundheitswe-
sen Schwangeren und jungen Eltern derart diffus 
begegnet? Fehlt es an wissenschaftlicher Evi-
denz, die Flut der Verhaltensbotschaften zu klas-
sifizieren und zu priorisieren? Oder mangelt es 
der Wissenschaft an Einfluss, ihre Erkenntnisse 
gegen gewerbliche Interessen durchzusetzen? 
Oder fehlt es vielleicht der gynäkologischen und 
pädiatrischen Praxis grundsätzlich an Bewusst-
sein über die vermittelten Ambivalenzen? Es 
ist zu befürchten, dass alle drei Fragen bejaht 
werden müssen.

Auch in der weiteren kinderärztlichen Karriere 
ihrer Kinder erleben Eltern ähnliche Verunsi-
cherungen, wie die enormen regionalen Unter-
schiede in der Diagnostik des ADHS zeigen: 
Während in Mecklenburg-Vorpommern nur 
0,4 % der Kinder zwischen 6 und 14 Jahren 
entsprechende Medikamente verschrieben 
bekommen, liegt die Behandlungshäufigkeit 
in der Region Würzburg bei den 9- bis unter 
12-jährigen Jungen bei 9,5 %, bei den 12- bis 
unter 15-jährigen Jungen in der Region Koblenz 
sogar bei 11,8 % (Glaeske/Janhsen 2002). 
Bundesweit werden rund 30 % der verordneten 
Methylphenidatmenge (Arzneistoff mit anre-
gender Wirkung auf das Nervensystem) von nur 
66 Ärzten rezeptiert - die weiteren 70 % werden 
von 4.008 Ärzten verschrieben (ebd.). Auch hier 
mangelt es an Evidenzen, an Leitlinien und einer 
entsprechenden Überprüfung, und vor allem an 
Bewusstsein über die sozialen Implikationen 
gesundheitlicher Hilfen.

Vorsorgeuntersuchungen als Pflichtmaß-
nahme?

Auf diesem Hintergrund befremdet es be-
sonders, wenn sich auch Gesundheits- und 
Sozialforscher wie Klaus Hurrelmann für 
Zwangsmaßnahmen bei jungen, sozial benach-
teiligten Müttern aussprechen. In Anbetracht 
der eklatanten Qualitätsmängel der fachlichen 
Unterstützung – und anders ist diese Diskrepanz 
zwischen psychosozialem Unterstützungsbedarf 



Seite 52

TRI∆LOG  12/2010

und medizinischer Leistungserbringung nicht zu 
bewerten – reagieren Eltern wie alle kritischen 
Konsumenten: Sie verzichten auf die weitere In-
anspruchnahme. Diese mangelnde Bereitschaft 
ist ihr gutes Recht und im Übrigen auch eine 
legitime Antwort auf ein diffuses Sammelsurium 
moralischer Verhaltensbotschaften und War-
nungen zu Ernährung und plötzlichem Kindstod, 
Vitaminen und Impfungen, Prophylaxen und 
Therapien. Für die Sozial- und Gesundheits-
versorgung sollte es Anlass sein, die eigene 
Leistungserbringung rund um die zentrale, aber 
auch äußerst kritische Lebensphase der Geburt 
und des Kleinkindalters grundsätzlich in Frage 
zu stellen. Es bedarf noch eines langen Weges, 
die Leistungen den Anforderungen anzupassen 
– selbst die ersten Schritte auf diesem Weg 
sind kaum zu erkennen, denn immer wieder 
dominiert die ordnungspolitische Orientierung: 
Wird ein Verwahrlosungsfall skandalisiert, müs-
sen politisch und administrativ Verantwortliche 
mitunter persönliche Konsequenzen ziehen, weil 
die Kontrolle versagt habe. Die systematische 
Unterversorgung mit präventiven Angeboten 
hingegen wird in Sonntagsreden beklagt, der 
ursächliche Zusammenhang hingegen ignoriert, 
die Verantwortung nicht realisiert. 

Dass dies nicht allein ein bundesdeutsches 
Problem ist, zeigt die von Meurer und Siegrist 
(2005) für die Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) erstellte internationale 
Überblicksstudie zu Determinanten der Inan-
spruchnahme. In Skandinavien und anderen 
Ländern ist die Versorgung inzwischen stärker 
auf die Problemlagen der jungen Mütter und 
Väter und ihrer schwierigen sozialen Situation 
abgestimmt, mit höherer Betreuungsdichte und 
lebensnäheren Unterstützungssystemen.

Aktuell gibt es in Sachsen-Anhalt erste Ansätze 
mit Familienhebammen (Paul/Backes 2009), 
den Eltern-AGs (Armbruster/Schlabs 2009) oder 
dem Projekt „ELAN“ (Lehmann et al. 2007)). 
Diese Programme und Projekte verstehen sich 
als niedrigschwellige Unterstützungsangebote, 
in denen die Lebensrealität der jungen Familien 
zum Ausgangspunkt genommen wird und in der 
Folge eine Selbstorganisation unterstützt wird. 
In der professionellen Arbeit mit und für Kinder 

und Eltern muss ein solches empathisches, 
Empowerment förderndes Konzept etabliert wer-
den, um fachlichen Ansprüchen der Förderung 
des Kinder- und Elternwohls gerecht zu werden.

Welche Rolle können die Kinderärzte in einem 
solchen Konzept einnehmen? Zunächst einmal 
müssen sie die ihr bereits in einigen Bundes-
ländern aufgetragene Kontrollfunktion strikt 
von sich weisen. Unterstützung und Kontrolle 
passen nicht zueinander! Gleichwohl zeigt eine 
Untersuchung zu Projekten und Maßnahmen 
der Gesundheitsförderung bei sozial Benach-
teiligten, dass es gerade bei den Projekten ein 
großes Interesse gibt, mit niedergelassenen 
Ärzten zusammen zu arbeiten (Walter et al. 
2005). Kinderärzte müssen sich mit der Ambi-
valenz der neuen Lebenssituation junger Eltern 
vertraut machen und ihre eigenen professio-
nellen Grenzen erkennen. Sie sind aufgefordert, 
sich mit den Unterstützungsstrukturen vor Ort 
vertraut zu machen und ihren privilegierten Zu-
gang zu Eltern in schwierigen Lebenslagen zu 
nutzen, um Unterstützungen zu vermitteln, die 
jungen Familien wirklich nutzen (Geene 2009).

Projekte der frühkindlichen und familiären 
Stärkung

Dass es solche Unterstützungsstrukturen gibt, 
zeigt die Vielfalt der Projekte, die sich in der 
Datenbank „Gesundheitsförderung bei so-
zial Benachteiligten“ (www.gesundheitliche-
chancengleichheit.de) abbilden. Von den dort 
eingestellten 1.000 Projekten in ganz Deutsch-
land sind bereits einige als sogenannte „Good 
Practice“ identifiziert, die beispielhaft Wege der 
Unterstützung aufzeigen. Bereits angesprochen 
wurden hier die Magdeburger „Eltern-AGs“ 
(Armbruster/Schlabs 2009), in denen Mütter 
und Väter mit fachlicher Anleitung zu Selbsthil-
fegruppen zusammengeführt werden. Ziel ist 
nicht die Belehrung der Eltern, sondern vielmehr 
die Stärkung ihrer elterlichen Intuition. Es geht 
von einem positiven Elternbild aus, wissend, 
dass alle Eltern sich ein glückliches familiäres 
Zusammenleben wünschen und dabei Hand-
lungsmuster entwickeln, die ihren sozialen 
Bedingungen entsprechen. Mit der Eröffnung 
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weiterer Handlungsperspektiven durch die 
fachlichen Mentoren und der Knüpfung eines 
Netzwerkes mit anderen jungen Eltern wird 
diese Grundbedingung konstruktiv aufgegriffen 
und geformt. Ähnlich problemnah und niedrig-
schwellig arbeitet das Flensburger Unterstüt-
zungsprojekt „Schutzengel“ (Lehmann et al. 
2007), das auf Grund seines durchschlagenden 
Erfolges nun in allen Landkreisen Schleswig-
Holsteins eingeführt wird. Auch das Hamburger 
Familienprojekt Adebar (ebd.), 2006 mit dem 
Deutschen Präventionspreis ausgezeichnet, 
sieht seine Aufgabe vor allem in der vorurteils-
losen Unterstützung junger Eltern.

Allen Projekten ist gemeinsam, dass sie unkon-
ventionelle Wege suchen, Eltern anzusprechen 
und ihre Interessen aufzugreifen. Zentral dafür 
ist der Ansatz des Communitybuildings, mit dem 
überhaupt erst Möglichkeiten zur Kommunika-
tion junger Eltern und damit erste Grundlagen 
für Entwicklungsprozesse geschaffen werden. 
Statt weiterer paternalistischer Betreuung, der 
sich viele junge Eltern nach Schulende und 
Trennung aus dem eigenen Elternhaus gerade 
erst entzogen haben, setzen diese Projekte auf 
eine Stärkung elterlichen Selbstbewusstseins 
und elterlicher Intuition. Dabei werden die Eltern 
in ihrem individuellen Lebensstil nicht bewertet, 
sondern die jeweilige Subjektivität wird zum Aus-
gangspunkt der Gemeinschaftserfahrung. Ganz 
im Sinne der Ottawa-Charta: Jede Mutter, jeder 
Vater ist zunächst Experte des eigenen Alltags.

Die unterschiedlichen sozialen und kulturellen 
Realitäten als positiven Ausgangspunkt zu 
setzen ist das zukunftsweisende Konzept des 
Diversity-Managements, das in Deutschland ins-
gesamt noch wenig angekommen ist. Zahlreiche 
Beispiele aus England, Holland, Frankreich oder 
Belgien zeigen das Potenzial dieser Strategie, 
gerade auch in der sozialen und gesundheit-
lichen Begleitung junger Eltern. Hier versteht 
sich die Unterstützungsarbeit als Inklusion, 
also als aktives Kennenlernen der elterlichen 
Wünsche und Ziele. Diese aufzugreifen und 
zu unterstützen ist die Aufgabe sogenannter 
„Early Excellence Center“, eine Mischform aus 
Kita und lokalen Familienzentren. Der Einstieg 
in die Center erfolgt nicht als Information über 

die Hausordnung, vielmehr befragen die Erzie-
her/innen und Sozialarbeiter/innen die Eltern 
über ihre Erziehungsziele und arbeiten in der 
Folge daran, die Eltern bei der Umsetzung zu 
unterstützen.

Auch wenn eine solche Herangehensweise in 
Deutschland noch utopisch erscheint, sollte sie 
doch dazu dienen, der weiteren Entwicklung 
gesundheitlicher und sozialer Unterstützung 
junger Familien als Orientierung zu dienen – 
gerade auch in der schwierigen Situation des tief 
greifenden sozialen Wandels in Ostdeutschland.
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Anke Culemann

Umgang mit Trauma in der Erziehungs- 
und Familienberatung

Mitunter landen Jugendliche oder Eltern nach 
traumatischen Erlebnissen und nach Vermitt-
lung durch das Online-Beratungsangebot1 
(Culemann, 2002, bke, 20032)  oder die Tele-
fonseelsorge in der Beratungsstelle, haben ein 
Minimum an Hoffnung und in der Beratung gilt es 
diese zu nutzen. Es ist dann sehr wichtig, dass 
wir BeraterInnen den traumatisierten Menschen 
das Gefühl vermitteln, dass die Entscheidung, 
Hilfe zu suchen, ein wichtiger mutiger Schritt 
in Richtung aktive Veränderung des eigenen 
Zustands ist. 

Die meisten Ratsuchenden, die sich bei uns 
mit ihren Kindern und ihrer Familie in der Er-
ziehungs- und Familienberatungsstelle (EFB) 
anmelden, oder durch die Jugendhilfe, die Schu-
le, von Ärzten oder Kliniken geschickt werden,  
finden jedoch in der Regel für Traumatisierungen 
kein Beratungsangebot.

Anliegen in der EFB sind häufig: Leistungs- 
und / oder Verhaltensprobleme von Kindern in 
der Schule, Probleme bei der Erziehung, Pro-
bleme nach Trennung / Scheidung, Probleme 
bei dem Umgang mit dem anderen Elternteil, 
psychosomatische Beschwerden, Probleme 
durch selbstverletzendes Verhalten u. v. m. Bei 
näherer Betrachtung des Anliegens bzw. im 
Laufe der Beratung taucht dann jedoch sehr oft 
traumatisch Erlebtes auf, wie z.B. nach Mob-
bing in der Schule, nach einem Missbrauch, 
bei Pflegekindern nach Beziehungsabbrüchen 
und Vernachlässigungen und vielem mehr. 
Als BeraterIn können wir erkennen, dass das 
Erleben der KlientInnen von früheren trauma-
tischen Ereignissen immer noch ihr Erleben und 
ihr Verhalten im Hier und Jetzt bestimmt, dass 
ihre Erinnerungen oftmals wieder belebt („ge-
triggert“) werden und sie damit immer wieder in 
1  https://www.bke-beratung.de/:
2 Bundeskonferenz für Erziehungsberatung (bke). (Hrsg.) 
(2003) Online-Beratung: Hilfe im Internet für Jugendliche und 
Eltern. Materialien zur Beratung. Band 11. Fürth. 164 Seiten.

einen traumabedingten Stresszustand geraten. 
Dies bedeutet für den konkreten Beratungskon-
text, dass die Traumatisierungen von früher den 
aktuellen Beratungsprozess enorm beeinflussen 
und manchmal sogar verhindern können, wenn 
man sich dem Thema Traumatisierung nicht in 
besonderer Weise widmet. 

Was bedeutet nun aber, sich einer Traumatisie-
rung im Kontext der EFB besonders zu widmen?

Zu den Vorraussetzungen der Arbeit mit trau-
matisierten Menschen gehören umfangreiche 
Kenntnisse über traumatisches Geschehen, 
über Traumafolgestörungen, Resilienz, Bin-
dungstheorie, sowie praktisch eingeübte Fertig-
keiten beim Umgang mit extremen Gefühlen der 
KlientInnen, vor allem in den Bereichen Imagina-
tionstechniken, hypnotherapeutische Übungen, 
Entspannungstechniken, ressourcenorientierten 
Techniken und Stabilisierungstechniken. 
Darüber hinaus ist ein Wissen um die eigenen 
Grenzen, sowie eine besondere Achtsamkeit 
hinsichtlich der eigenen Psychohygiene und zur 
Vermeidung einer sekundären Traumatisierung 
unerlässlich. 

Unter einem Trauma verstehen Fischer und 
Riedesser (2003, S. 82):  „… ein vitales Diskre-
panzerleben zwischen bedrohlichen Situations-
faktoren und den individuellen Bewältigungs-
möglichkeiten, das mit Gefühlen von Hilflosigkeit 
und schutzloser Preisgabe einhergeht und so 
eine dauerhafte Erschütterung von Selbst- und 
Weltverständnis bewirkt.“ „Trauma ist eine 
normale, grundsätzlich gesunde Antwort der 
Persönlichkeit auf eine verletzende bzw. extrem 
kränkende Erfahrung hin. Trauma beinhaltet die 
gesunde Zeitspanne vom Erlebnis bis zur Inte-
gration“ (Fischer, 2003). Michaela Huber (2007) 
spricht an dieser Stelle von „traumatischer 
Zange“ als einem Erleben, welches das „Gehirn 
in die Klemme bringt“. Weinberg (2008), weist 
insbesondere im Bereich der Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen auch auf die Reaktionsweisen 
der Täuschung und Erstarrung nach traumatisch 
Erlebtem hin. Täuschung meint beispielsweise 
die „Mimikry“ bzw. Coolness vieler jugendlicher 
traumatisierter KlientInnen, die nach Außen si-
gnalisieren „alles Super“ und eine coole Fassade 
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an den Tag legen. Auch die „Lolita-Persönlich-
keit“ früh sexualisierter Mädchen trägt Züge 
der Täuschung. Erstarrung kann sich uns bei 
Kindern und Jugendlichen in der Beratung auch 
dadurch zeigen, dass sie sich uns präsentieren 
als “ein Häufchen Elend, in sich zusammenge-
sunken, flach und verlangsamt atmend, ohne 
Blickkontakt, ohne Sprache, ohne Mimik, ohne 
Lebenskraft“ (Weinberg, 2005, S. 35).

Symptome der akuten Belastungsreaktion ICD 
10 (F.43.0), als vorübergehender Störung sollten 
ebenso bekannt sein, wie die Symptomatik der 
posttraumatischen Belastungsstörung ICD 10  
(F 43.1.), mit u.a. Intrusionen, Vermeidungs-
verhalten, Dissoziationen und Übererregtheit 
oder der Symptomatik der komplexen Post-
traumatischen Belastungsstörung (PTBS) und 
der Dissoziativen Phänomene als pathogenem 
Kernmechanismus bei Traumatisierung. 

Traumatisierungen im Kindes- und Jugendalter 
sind meistens „man-made“ und beinhalten daher 
meistens Bindungs- und Beziehungstraumati-
sierungen (Brisch, 2006), die zu Entwicklungs-
störungen führen können (Streck-Fischer, 2007). 
Im Laufe der Zeit wurde immer deutlicher, dass 
auch dramatische Ereignisse in und um die Fa-
milie wie Vernachlässigung, Misshandlungen, 
hochstrittige Trennungserlebnisse als Trauma- 
Ereignis wirken und auch ein charakteristisches 
Störungsbild zur Folge haben. Daher setzt sich 
auch seit 2001 das in den USA gegründete „Na-
tionale Trauma-Netzwerk für Kinder“ dafür ein, 
dass die Posttraumatische Belastungsstörung 
(PTBS) in den psychiatrischen Klassifikationen 
um den Entwicklungstrauma-Störungsbegriff, 
„Developement Trauma Disorder“ ergänzt wird 
(Korittko & Pleyer, 2010).

Im Gegensatz zur traumazentrierten Psycho-
therapie, die in der Regel eine kontrollierte 
Durcharbeitung traumatischer Erfahrungen an-
bietet, hat Traumazentrierte Beratung zum Ziel, 
zügig eine möglichst weitgehende persönliche 
Stabilisierung und Kontrolle über das Leben zu 
erreichen.

Traumazentrierte Beratung eines Elternteils oder 
Paares in der EFB kann auch dort sinnvoll sein, 

wo sich jemand nicht der Traumakonfrontation 
stellen möchte bzw. nicht psychotherapeutisch 
behandelt werden will (Huber, 2007). So kann 
bei „co-traumatischen Belastungsprozessen“ 
und „parentaler Hilflosigkeit“ (Korittko & Pleyer, 
2010), insbesondere z.B. auch bei Kinderschutz-
fällen im Hinblick auf das Kindeswohl unterstützt 
begleitet und einer weiteren Chronifizierung 
vorgebeugt werden. 

Erfolgreiche Trauma-Beratung konkret

1. Bereits im ersten Kontakt der Trauma-
zentrierten Beratung, wenn klar ist, dass 
es sich um eine Traumatisierung handelt, 
sollte eine Psychoedukation erfolgen, da-
mit der Teufelskreis der Selbstbezichti-
gung und -abwertung, aus Schuld- und 
Schamgefühlen gestoppt werden kann. 
Nach Hantke (2006), bedeutet Psychoedu-
kation: „eine Normalisierung des Erlebten 
durch Erklärung der eventuell auftretenden 
Symptomatik, die Beschreibung der phy-
siologischen Reaktion, die Wertung aller 
Symptomatik als autonomen Versuch der 
Integration durch den Körper, die Vermitt-
lung von Zuversicht in positive Verände-
rung, Ruhe zu bewahren auch bei länger 
andauernder Symptomatik und auf die 
erfolgreiche Integration bei erfolgender 
Hilfestellung zu verweisen.“ Auch ist es 
in diesem Zusammenhang wichtig Eltern, 
Pflegeeltern, Lehrer u.a. darüber aufzu-
klären, dass traumatisierte Kinder und 
Jugendliche nicht „berechnend“ denken, 
auch nicht provozieren und nicht unsere 
Grenzen testen, sondern im Sinne indi-
vidueller Überlebensstrategien handeln 
(Kühn, 2009).

2. Ratsuchende sollten in allen Schritten der 
Beratung bei der Wiedergewinnung von 
Kontrolle unterstützt werden. „Für Trau-
matisierte ist Gut-informiert-Sein außer-
dem wichtig, um ein Gefühl von Kontrolle 
zu behalten“ (Reddemann, 2006). „Jeder 
Kontrollverlust kann nämlich auch als eine 
Retraumatisierung aufgefasst werden“ 
(Reddeman & Krüger, 2007).Dafür ist es 
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u.a. auch wichtig, genau die Aufträge der 
Familien, Kinder und Jugendlichen zu klä-
ren und zu prüfen und transparent zu ma-
chen, ob wir ihre Aufträge annehmen kön-
nen und wollen. 

3. Ressourcenorientierte Befragungs- und In-
terviewtechniken sollten gezielt eingesetzt 
werden. Jede Sitzung sollte auch immer 
aus Teilen bestehen, die sich damit be-
schäftigen, was den KlientInnen bisher be-
reits geholfen hat und wie sie ihre Selbst-
heilungskräfte weiter intensivieren können.

4. Traumaspezifische Behandlungs- und Sta-
bilisierungstechniken sollten angewandt 
werden, mit dem Ziel traumatischen Stress 
und Symptombelastung zu reduzieren, so-
wie Energie und Zuversicht zu spenden. 
So kommen u.a. Notfallhilfen, wie z.B. die 
Übung der Kontrolle von Flashbacks (Roth-
schild, 2002), Hilfen zum Auffinden des 
Bezugs zur Gegenwart, wie z.B. Contain-
menttechniken (Hantke, 2006), Achtsam-
keitsübungen, Distanzierungstechniken 
für den Umgang mit Schreckensbildern, 
wie z.B. die Tresor-Technik (Reddemann 
2006), Arbeiten im Ressourcenzustand 
(Hantke, 2007), somatische Techniken 
(Rothschild, 2002) u.a.m. zum Einsatz.  

5. Im Rahmen der EFB können wir Kinder, 
Jugendliche und Familien bei der Selbst-
bemächtigung, Selbstregulation und Bio-
graphiearbeit unterstützen (Weiß, 2008, 
2009).

6. Die Vorrausetzung für eine erfolgreiche 
Traumaberatung ist zudem die Schaffung 
äußerer Sicherheit. Ein Kind, das sich zu 
Hause real bedroht fühlt, z.B. wenn der Va-
ter weiterhin gewalttätig reagiert, kann sich 
psychisch nicht stabilisieren. 

7. Zudem achten wir als BeraterInnen beson-
ders auf die Grenzen der Klientinnen und 
Familien, da traumatisierte Menschen ver-
letzte Grenzen haben. Die KlientInnen und 
Familien bestimmen, wie weit sie gehen 
möchten und was genau sie möchten.

8. Eine Retraumatisierung muss während der 
Beratung verhindert werden. Eine Gefahr 
besteht in der Trauma- Beratung z. B. darin, 
zu ausgiebig im Detail erzählen zu lassen, 
zu tief zu „schürfen“ und damit die Person 
zu destabilisieren, Erinnerungen werden 
so wieder belebt („getriggert“) und jemand 
kann in einen traumabedingten Stresszu-
stand geraten. Die Devise lau tet: nur grobe 
Zusammenhänge und keine Einzelheiten 
erzählen lassen (Huber, 2006). Speziell bei 
Jugendlichen besteht die Gefahr, dass sie 
ihre Traumatisierung hinter einer scheinbar 
normalen „coolen“ Fassade verstecken, ei-
ner ANP (apperently normal person), wie 
Nijenhuis et al., 2007, sie nennt. Damit ist 
die Gefahr einer Retraumatisierung beson-
ders hoch. Groß ist die Gefahr einer Re-
traumatisierung auch bei der Umgangsre-
gelung von Kindern. Insbesondere auch in 
der Jugendhilfe und in vielen Praxisfeldern 
der Be ratung gilt es nach Breitenbach & 
Recquardt, 2004, durch Kenntnisse Re-
traumatisierungen zu vermeiden. Zwar 
gab es 1998 die Kind schaftsrechtsreform, 
in der das Recht von Eltern und Kindern 
auf Umgang mitein ander gesetzlich veran-
kert wurde, was grundsätzlich zu begrüßen 
ist, was aber bei traumatisierten Pflegekin-
dern, wegen der Gefahr einer Retrauma-
tisierung häu fig contraindiziert ist“ (Malter, 
2004). Auch pathologische Bindungen 
zwischen Misshandler und Opfer zu pfle-
gen, gefährdet die gesunde Bindungsent-
wicklung von Kindern zu den Pflegeeltern 
(Brisch, 1999). Sachsse (1998) weist auch 
darauf hin, dass Traumaexposition nicht 
riskiert wer den darf, wenn es irgendwelche 
Täterkontakte gibt oder die Patientinnen 
in miss brauchenden Beziehungen leben. 
Denn das würde ihre dissoziativen Schutz-
mechanismen zusätzlich herausfordern. 
In derselben Gefahr befinden sich auch 
vernachlässigte, misshandelte und miss-
brauchte Pflegekinder bei Kontakten mit 
Eltern, die sie in früher Kindheit traumati-
sierten (Malter, 2004).

9. Auch mit stark gefühlsorientierter Arbeit, 
(Liebe allein genügt nicht) sollten die Be-
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raterInnen sehr vorsichtig sein, weil Klien-
tInnen einen damit verbundenen Kontroll-
verlust schlecht verkraf ten und sich der 
Zustand der meisten Klienten dadurch ver-
schlechtert (Redde mann, 2006).  

Trauma und Kindheit dringt auch auf politischer 
Ebene immer mehr ins Bewusstsein: So widmet 
der 13. Kinder – und Jugendbericht der Bundes-
regierung, der im Mai 2009 veröffentlicht wurde, 
erstmalig dem Thema : Trauma & Kindheit auf 
den Seiten 238-240, ein eigenes Kapitel (19.2.) 
und stellt fest, dass traumatisierte Mädchen 
und Jungen in Deutschland noch viel zu wenig 
Beachtung und Unterstützung erhalten. „Die 
Forderung nach mehr Traumasensibilität ent-
hält die Einschätzung, dass ‚Erkenntnisse über 
Trauma‘ expliziter als bisher für die Förderung 
von Kindern und Jugendlichen genutzt werden 
könnten. ...“
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Nachruf auf Renate Stachura
(gest. 28. April 2010)

„Hoffnung ist nicht die Überzeugung, 
dass etwas gut ausgeht, sondern die Ge-
wissheit, dass etwas einen Sinn hat, egal 

wie es ausgeht“
Vaclav Havel

Am 20. Mai 2010 haben viele Kolleginnen und 
Kollegen zusammen mit Renates Töchtern, 
ihren Verwandten und dem großen Freun-
deskreis von ihr Abschied genommen; beim 
Gottesdienst in der Golgatha-Kirche und auf 
dem gemeinsamen Weg zur Urnenbeisetzung 
auf dem Dorotheenstädtischen Friedhof. Die 
Pastorin ließ in der Andacht Raum für unsere 
stummen Fragen und Zweifel, die Antworten 
zeugten von einer tiefen Glaubensgewissheit, 
die auch Renate auszeichnete.

Wir kannten sie als eine Kollegin, die sich seit 
der Wende in außergewöhnlicher Weise für die 
Institution Erziehungs- und Familienberatung 
engagierte. Nach dem Studium von Theologie 
und Psychologie in der DDR arbeitete sie in 
einer Neuropsychiatrischen Beratungsstelle. 
Dort hatte sie sich eine Nische gesucht mit 
dem Schwerpunkt Elternarbeit von behinderten 
Kindern. Seit 1990 war sie in leitender Funktion 
verantwortlich für den Aufbau der Erziehungs- 
und Familienberatung in Weissensee und nach 
2001 für den fusionierten Bezirk Pankow.

Wir haben Renates Engagement in verschie-
denen Arbeitszusammenhängen und Gremien 
kennen gelernt. Von ihren vielfältigen Tätig-
keiten seien hier nur einige erwähnt, wie z.B. 
ihre Mitarbeit im Vorstand der LAG Berlin e.V. 
und der Qualitätsgüte-Kommission der bke. 
Während der Tsunami-Katastrophe betreute sie 
Menschen, die Opfer dieser Flutwelle waren. 
Thematisch passend initiierte sie den Aufbau 
eines Netzwerkes und das Curriculum für die 

„Notfallpsychologie“ der Erziehungs- und Fami-
lienberatung Berlins. Bei der Durchführung des 
Fachtages „Ein Rettungsschirm für Kindernöte“ 
am 1.4.2009 war sie maßgeblich mitverantwort-
lich. Soweit sie Zeit fand, war sie auch in der 
Dom-Seelsorge tätig.

Wir erlebten Renate stets als neugierig, kommu-
nikativ und trotz ihres vollen Terminkalenders als 
äußerst präsent im persönlichen Gespräch. Sie 
konnte Menschen ermuntern und mitnehmen 
zu Zielen, die sie für wichtig hielt; dabei war sie 
unbeirrbar und ausdauernd. Jahrelang hatte sie 
eine Sonderrolle im Kooperationsgremium als 
Beraterin der Jugendstadträtin Frau Keil, der 
einzigen Stadträtin, die diese Fachkompetenz 
für ihre politischen Entscheidungen zu nutzen 
wusste und sich in besonderer Weise für die 
Aufgaben von EFB eingesetzt hat. In dieser 
Zusammenarbeit zwischen einer PDS-Stadträtin 
und ihr, als einer dem christlichen Glauben ver-
bundenen Psychologin, zeigt sich ihre beson-
dere Stärke, andere für ihre Überzeugungen zu 
gewinnen, Gemeinsamkeiten herzustellen und 
Unterschiede zu integrieren.

Renate hat die Worte  von Vaclav Havel zu 
einem Lebensmotto gewählt. Vielleicht bleibt 
sie am besten in uns lebendig, wenn wir uns 
fragen, inwieweit diese innere Haltung auch für 
uns gelten könnte.

Dagmar Brönstrup- Häuser 
Barbara Eckey
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Kindern Psychose erklären

Ein Bilderbuch, das von den seelischen Ver-
änderungen eines Vaters handelt und davon, 
was diese Veränderungen für das Kind Nick 
bedeuten. 
Es ist für Nick wie wohl für alle Kinder schwer, 
damit klar zu kommen, wenn die geliebten Eltern 
plötzlich fremd und beängstigend werden. Dann 
kommt es darauf an, dass man rechtzeitig Hilfe 
sucht und dass Freunde der Familie beistehen. 
Davon handelt dieses Buch.
Da jedes Leben, jedes Glück und jede Krankheit 
ihre eigene Gestalt annehmen, ist das Buch 
nicht ganz fertig und nicht alle Bilder sind in 
Farbe ausgeführt. Das lässt Platz zum selber 
Malen, Krickeln und Zeichnen und lädt ein, ei-
gene Vorstellungen zu entwicklen, was in dieser 
Geschichte noch so alles passieren könnte.
Wichtig ist dabei auch, dass in der Familie da-
rüber gesprochen wird, wie es dem Kind geht. 
Dieses Bilderbuch kann Ihnen dabei helfen.

Reaktionen:

Kinder wissen‘s am Besten - z.B. Ben, 8 Jahre: 
„Wenn alle zusammenhalten, wird am Ende al-
les gut. - Meistens.“ - Lukas, 7 Jahre: „Jeder ist 
doch manchmal komisch.“ - Jana, 7 Jahre: „Am 
besten finde ich die Bilder zum Weitermalen.“ 
„Der äußerst einfühlsam und wertschätzend 
geschriebene Text und die ausdrucksstarken 
Bilder, die Raum für die eigene Fantasie las-
sen, erleichtern es über das schwierige Thema 
der psychischen Erkrankung eines Familien-
mitgliedes ins Gespräch zu kommen. Fazit: ein 
sehr gelungenes Bilderbuch für Kinder, Eltern, 
PädagogInnen und TherapeutInnen.“ Chris-
tiane Michel-Melchers, Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeutin in Köln.

Kids in BALANCE, Bonn, 1. Auflage 2010,  
BALANCE buch + medien verlag, gebunden 
ISBN 978-3-86739-057-6, 38 Seiten

Relevante Risikofaktoren berücksichtigen

Erziehungsberatungsstellen sind stets auch 
Mittler zwischen Personen, die Verständigungs-
schwierigkeiten miteinander haben, Mittler zwi-
schen Kindern und ihren Eltern zum Beispiel 
– zumal unter Belastungsbedingungen. Sie sind 
auch Mittler zwischen helfenden Institutionen, 
die nicht immer die gleiche Sprache sprechen. 
Die oftmals psychotherapeutische Orientierung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter privilegiert 
sie dazu sowie die multidisziplinäre Zusammen-
setzung des Teams. Kinder- und Jugendhilfe und 
Psychiatrie haben unterschiedliche Sichtweisen 
und ein jeweils eigenes Vokabular.

Auf vorhandene Ressourcen aufbauen

Kinder psychisch kranker Eltern können durch-
aus einen Mittler gebrauchen. Solange sie unauf-
fällig sind, werden sie nicht mit den Problemen 
wahrgenommen, die sie belasten. Sie haben 
häufig niemanden, mit dem sie offen über ihre 
Erfahrungen, über ihre Empörung, über ihren 
Zorn, über ihre Hilflosigkeit sprechen können. 
Insbesondere bei krisenhaften Entwicklungen 
der erkrankten Eltern sind Kinder häufig allein 
und in Schweigegeboten gefangen. Sie haben 
häufig das Gefühl, ihre Erfahrungen verbergen 
oder verleugnen zu müssen, um sich selbst 
oder ihre Eltern davor zu schützen, abgelehnt 
oder moralisch verurteilt zu werden. Kinder 
psychisch Kranker sind nicht per se auffällig, 
auch nicht angesichts der Belastungen und 
Beeinträchtigungen, denen sie ausgesetzt sind. 
Allerdings gilt es als vielfach bestätigt, dass 
Kinder psychisch kranker Eltern gegenüber 
Gleichaltrigen ein deutlich höheres Risiko ha-
ben, im Verlaufe ihrer Entwicklung emotional 
und sozial auffällig zu werden oder als Erwach-
sene selbst psychisch zu erkranken. Der Autor 
Albert Lenz hat durch eigene Forschungen zu 
grundlegenden Erkenntnissen über Schutzfak-
toren und Belastungsfaktoren solcher Kinder 

Albert Lenz (2010)

Ressourcen fördern. Materialien für die 
Arbeit mit Kindern und ihren psychisch 
kranken Eltern, Göttingen: Hogrefe

Rolf Jahn, Kerstin Trostmann

Der beste Vater der Welt
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beigetragen. Präventive Maßnahmen sind 
fachlich geboten. Albert Lenz’ Leitidee lautet: 
„Je früher Unterstützung und Hilfe einsetzen, 
…, desto eher kann der Verfestigung einer Stö-
rung und ihrer Spätfolgen vorgebeugt werden.“ 
(S. 17). Solche Unterstützungsmöglichkeiten 
als differenzierte Problemlösungen werden in 
dem „multimodalen familienzentrierten Prä-
ventions- und Interventionsprogramm“ in dem 
vorliegenden Buch vermittelt. Grundlage ist die 
fundierte Resilienz- und Bewältigungsforschung 
Albert Lenz’. Das Programm zeigt auf, wie auf 
vorhandene Ressourcen der Familien aufgebaut 
werden kann und wie relevante Risikofaktoren 
für die Entwicklung psychischer Störungen bei 
der Gestaltung der Hilfen berücksichtigt werden 
können. Außerdem werden Schutzfaktoren 
entsprechend dem Alter und dem Entwicklungs-
stand des Kindes spezifisch herausgearbeitet. 

Psychisch kranke Personen sind nicht nur 
Patienten, sondern Bezugspersonen, z.B. von 
Kindern. Sie sind in ihren Familien heutzutage 
vielfach präsenter, sowohl in der Hoffnung auf 
eine gemeinsame Zukunft in der Familie, als 
auch als Zumutung angesichts einer belasteten 
Gegenwart, je nach Beurteilungsstandpunkt. 
Hier ist ein wesentlicher Berührungspunkt zwi-
schen Psychiatrie und Kinder- und Jugendhilfe 
gegeben, insbesondere mit den Erziehungsbe-
ratungsstellen. Hier ist die eigene Fachlichkeit 
der Erziehungsberatungsstelle als Angebot an 
die Eltern gefragt sowie die Mittlerrolle gegen-
über dem Allgemeinen Sozialdienst des Jugend-
amtes, der weitergehende Hilfen zur Erziehung 
anbieten kann.

Die Kinder- und Jugendhilfe hat sich in den 
letzten Jahrzehnten zu einem differenzierten 
Leistungssystem entwickelt. Notwendige und 
geeignete Interventionen und Hilfen für Fami-
lien folgen klaren fachlichen Vorgaben. Der 
Schutzauftrag des Jugendamtes bei Kindes-
wohlgefährdung, die erforderliche Einschätzung 
der Erziehungsfähigkeit der Eltern und die sich 
ergebenden Fragen nach dem individuellen 
Hilfebedarf zur Förderung der Erziehung jun-
ger Menschen und ihrer Entwicklung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit umschreiben die fachlichen 

Vorgaben. Zu den bewährten Leistungen vieler 
Erziehungsberatungsstellen bei familiären 
Belastungen gehört auch die Intervention als 
insoweit erfahrene Fachkraft zur Risikoeinschät-
zung gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindes-
wohlgefährdung bei psychischer Erkrankung der 
Eltern. Für eine solche Risikoeinschätzung hat 
Albert Lenz in seinem Buch wesentliche Aspekte 
herausgearbeitet und in der Praxis unmittelbar 
verwendbare Materialien hinterlegt. 

Differenzierte Problemlösungen

Die Psychische Erkrankung von Eltern stellt für 
sich genommen keinen gewichtigen Anhalts-
punkt für eine Kindeswohlgefährdung dar und ist 
damit auch nicht für sich genommen die Grund-
lage für eine Hilfe zur Erziehung. Im Einzelfall 
ist dennoch zu prüfen, ob Kinder durch die psy-
chische Erkrankung ihrer Eltern beeinträchtigt 
und gefährdet sind und ob ein individueller Hilfe-
bedarf besteht. Werden elementare Bedürfnisse 
für die Entwicklung zu einer eigenständigen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit verletzt? 
Welche schützenden Faktoren für die Bewälti-
gung familiärer Belastungen stehen im Einzelfall 
zur Verfügung? Übernehmen die Kinder Verant-
wortung für die erkrankte Mutter/den erkrankten 
Vater oder gelingen ihnen altersentsprechende, 
kindgemäße Aktivitäten im Alltag? In welcher 
Form werden die Kinder mit der Erkrankung 
konfrontiert? Werden sie angemessen und 
sachgerecht informiert oder müssen sie ihre 
eigenen Erklärungen finden? Haben Kinder eine 
Chance auf eine eigene Entwicklung ihrer Per-
sönlichkeit oder werden sie in die Erkrankung 
einbezogen und sind sie dadurch bedroht und 
gefährdet? Erleben die Kinder Beziehungen, die 
ihnen andere Entwicklungshorizonte, z.B. einen 
unbeschwerten Alltag, eröffnen? 

Das Präventions- und Interventionsprogramm 
hat zwei grundlegende Voraussetzungen. Ge-
fordert wird eine enge Zusammenarbeit von Psy-
chiatrie und Kinder- und Jugendhilfe. Dazu ge-
hören der Aufbau vertrauensvoller Beziehungen 
auf interinstitutioneller Ebene, einschließlich 
belastbarer Kooperationsvereinbarungen. Eine 
klare Beschreibung der Zuständigkeiten und 
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Aufträge, der Handlungsmöglichkeiten und der 
Handlungsspielräume sichert fallbezogene Koo-
peration ab. Die zweite Basisanforderung richtet 
sich auf die Wahrnehmung von Kindern als 
Angehörige. Die wechselseitige Beeinflussung 
von elterlicher Erkrankung und der Entwicklung 
von emotionalen und sozialen Auffälligkeiten von 
Kindern ist allzu offensichtlich. Der psychische 
Zustand der Eltern beeinflusst nicht nur die 
Entwicklung des Kindes, sondern Erfahrungen 
im Umgang mit ihrem Kind wirken sich auf den 
psychischen Zustand der Mutter oder des Vaters 
aus. Es geht darum, Patienten nicht nur als sol-
che zu behandeln, sondern sie in ihrer sozialen 
Rolle, insbesondere ihrer Elternrolle wahrzuneh-
men und dafür Hilfen zugänglich zu machen. Die 
enge Zusammenarbeit des Gesundheitswesens 
und der Kinder- und Jugendhilfe sowie die Be-
rücksichtigung der Kinder im Rahmen der Be-
handlung können die oft vorhandene Furcht vor 
einem Eingreifen des Jugendamtes und einem 
Sorgerechtsentzug vermindern. 

Konkrete Kooperationsvereinbarungen

Kritisch anzumerken ist, dass diese grundle-
genden Voraussetzungen zwar in der Fachwelt 
als selbstverständlich gelten. Gern wird die 
Berücksichtigung der Kinder bei der Behand-
lung bzw. die Wahrnehmung der Patienten in 
ihrer Elternrolle als selbstverständlich genannt. 
Finden Sprechstunden der Erziehungsbera-
tung oder des Allgemeinen Sozialdienstes in 
psychiatrischen Praxen oder Kliniken statt? 
Nehmen Psychiaterinnen oder Psychiater an 
Hilfeplangesprächen im Jugendamt teil? Be-
steht ein gemeinsames Angebot von Psychiatrie 
und Kinder- und Jugendhilfe für Eltern- bzw. 
Familiengespräche zu Erziehungsfragen, über 
Erziehungsschwierigkeiten und über Eltern-
Kind-Konflikte? Gern wird von Netzwerken 
und gelungener persönlicher Zusammenarbeit 
berichtet, die im Einzelfall auch nicht in Frage 
zu stellen ist. In der Praxis findet abgestimmtes 
Zusammenwirken in der Regel dennoch nicht 
statt. Welchen Sozialarbeiterinnen und So-
zialarbeitern sind schon die Bedeutung von 
Diagnosen und Therapien in der Psychiatrie 
geläufig? Welchen Ärztinnen und Ärzten sind 

der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung, 
die Voraussetzungen für den erzieherischen 
Bedarf und für die Eingliederungshilfe junger 
Menschen sowie die Systematik der Hilfepla-
nung geläufig? Albert Lenz schlägt hier konkrete 
Kooperationsvereinbarungen vor, die geeignet 
sind, das kooperative Handeln mit mehr Hand-
lungssicherheit und Verbindlichkeit auszuge-
stalten und institutionell zu festigen. 

Die weiteren Interventionsmodule sind für Kin-
der ab dem Grundschulalter ausgestaltet. Sie 
beziehen sich auf die diagnostische Einschät-
zung der Belastungen und Ressourcen als 
Voraussetzung für eine differenzierte Planung 
von präventiven Interventionen und weiterrei-
chender Maßnahmen. In einem weiteren Modul 
werden Materialien, Übungen und Gesprächs-
regeln vorgestellt, die dazu dienen, familiäre 
Kommunikation zu verbessern. Sodann wird die 
Fähigkeit eines Kindes thematisiert, sich mit der 
gegebenen Lebenswirklichkeit auseinanderzu-
setzen und Schwierigkeiten in der Familie und 
im Lebensumfeld situationsangemessen zu 
bewältigen. Alters- und entwicklungsgemäße 
Krankheitsinformation ist ein wesentlicher, spe-
zifischer Schutzfaktor. 

Reichhaltiger Materialienanhang

Das Buch beschreibt didaktisch beispielhaft 
die Anforderungen für inhaltliche und fachliche 
Abstimmung, insbesondere zwischen allen 
Berufsgruppen, die heilend, präventiv und erzie-
herisch unterstützend tätig sind. Die einzelnen 
Komponenten des Präventions- und Interven-
tionsprogramms sind mit jeweils reichhaltigem 
Materialienanhang dargestellt. Sie können 
sowohl in Erziehungsberatungsstellen und an-
deren beratenden und unterstützenden Einrich-
tungen der Jugendhilfe eingesetzt werden sowie 
auch in psychiatrischen Kliniken, Tageskliniken, 
Sozialpsychiatrischen Diensten, psychiatrischen 
bzw. psychotherapeutischen Praxen. Zur Be-
wältigung der komplexen Problemlagen, mit 
denen Familien mit psychischer Erkrankung der 
Eltern konfrontiert werden und angesichts der 
Notwendigkeit, Kindern entwicklungsfördernd 
zu begegnen, sind nicht nur psychiatrische, 
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psychotherapeutische, sondern auch die Be-
rücksichtigung entwicklungspsychologischer 
und sozialpädagogischer Aspekte erforderlich. 
Diese müssen notwendigerweise aufeinander 
abgestimmt werden. Dazu ist eine verbindliche 
Kooperation zwischen den verschiedenen 
Professionen und Einrichtungen herzustellen. 
Psychiatrie und Kinder- und Jugendhilfe einan-
der würden näher kommen, ganz im Sinne von 
Albert Lenz, dem es darum geht, Strategien der 
Gesundheitsförderung, z.B. Psychoedukation 
und Strategien der Förderung junger Menschen 
in ihrer Entwicklung zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit, 
z.B. Kompetenzen zur Problemlösung und in 
der Kommunikation, miteinander zu verbinden. 

Horst-Volkmar Trepte

Hilfe für Kinder psychisch kranker Eltern

Wenn die Eltern psychisch erkrankt sind, brau-
chen Kinder Hilfe. Und zwar am besten, bevor 
die Krankheit akut wird und entschieden werden 
muss, ob die Kinder in der Familie bleiben kön-
nen oder ins Heim müssen. 
Doch was genau brauchen Kinder in welchem 
Alter, um sie zu entlasten und zu stärken? 
Wie und wo erreicht man sie? 
An wen wenden sich Kinder, wenn die näch-
sten Bezugspersonen nicht ansprechbar sind? 
Wer finanziert ein Angebot, das keine Therapie 
sein soll, das einfach Raum gibt für Spaß und 
Spiel, ein paar Stunden unbeschwert Kind sein 
dürfen?
Dieser Ratgeber gibt Antworten. Bewegende Er-
fahrungsberichte von mittlerweile erwachsenen 
Kindern vermitteln Einblicke in die Welt der Kin-
der. Prof. Dr. Fritz Mattejat und Beate Lisofsky, 
Pressesprecherin des Bundesverbandes der 
Angehörigen psychisch Kranker, stellen Hilfs-
angebote vor und fassen die aktuellen Modelle 
zusammen. Besonders wirbt der Ratgeber dafür, 

Fritz Mattejat, Beate Lisofsky

Nicht von schlechten Eltern 
Kinder psychisch Kranker

nicht nachzulassen in der respektvollen Auf-
merksamkeit für Kinder. Und für den Mut, ihren 
Kummer wahrzunehmen und sie nicht länger 
damit alleine zu lassen.

Rezensionen zum Buch

Detlef Rüsch in Psychosoziale Umschau: „Es 
ist eine wirklich hilfreiche Publikation, die nun 
nach zehn Jahren neu und aktualisiert vorliegt. 
Kindern psychisch kranker Eltern und ihren 
Familien zu helfen: das ist das Anliegen des 
so leicht lesbaren Buches. Dies gelingt nicht 
nur durch die klare, offene Information – bei-
spielsweise über »Vererbbarkeit«, Mythen und 
Lebensgeschichten –, sondern auch durch die 
Benennung konkreter Hilfsformen und -stellen.“

Bernhard Stelzl in Gehirn & Geist: „Das Buch 
mag weniger Leser finden, als es verdient - denn 
der ungewöhnliche Fokus auf die Kinder psy-
chisch Kranker rührt doch sehr an Tabus. Dabei 
ist „Nicht von schlechten Eltern“ ein wirklich 
hilfreicher, lesenswerter Ratgeber - nicht nur für 
Menschen, die in solchen Familien groß wurden. 
Hervorzuheben ist die Vielfalt der Perspektiven, 
da sowohl Betroffene als auch Experten (Ärzte 
und Psychotherapeuten) zu Wort kommen.“ 
Heft 3/2008

BALANCE ratgeber, Bonn, 2008 
ISBN 978-3-86739-025-5 
224 Seiten
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Praxis der Kinderpsychologie und  
Kinderpsychiatrie Heft 10/2008 
Themenheft: „Kinder und ihre psychisch 
kranken Eltern“ 

Das Heft beinhaltet vier Originalarbeiten von 
fachkundigen Autoren, mit fundierten Frage-
stellungen und Ergebnissen von Studien und 
Untersuchungen, sowie die Darstellung eines 
multifaktoriellen Konzeptes zur präventiven 
Arbeit mit Kindern psychisch erkrankter Eltern 
und Familien.

Im Artikel von J. Kuhn und A. Lenz „ Coping 
von Kindern schizophren erkrankter Eltern-
eine täuschend gute Bewältigung“ (2008) 
stehen Bewältigungsstrategien von Kindern mit 
deren familiären Belastungen im Blickfeld. 

K. Stelling, I. Habers, und J. Jungbauer  
betrachten in ihrem Artikel „Zwischen Verant-
wortung und Autonomieentwicklung“(2008) 
die Lebensqualität von Jugendlichen und un-
tersuchen u.a. deren Zukunftsperspektiven und 
Unterstützungswünsche. 

Die Seite der psychisch kranken Eltern steht 
im Mittelpunkt des Artikels von M. Kölch und 
M.Schmid „Elterliche Belastungen und Ein-
stellungen zur Jugendhilfe bei psychisch 
kranken Eltern“(2008). Es geht um die Bela-
stung durch Elternschaft, den Hilfebedarf, sowie 
den Einstellungen gegenüber Hilfen und deren  
Anspruchnahme.

In „Präventive Arbeit mit Kindern psychisch 
kranker Eltern“ wird von I. Lägel ein psycholo-
gisch-therapeutisches und sozialpädagogisches  
Unterstützungsangebot vorgestellt, das in  
regionale Versorgungsstrukturen integriert ist  
und Einzel-und Familienberatung, Kriseninter-
vention, Psychoedukation und soziale Grup-
penarbeit beinhaltet. Seinen  Niederschlag hat 
das Konzept  in einem präventiv angelegten, 
theoriegeleiteten Praxisprojekt einer Kinder-, 
Jugend-und Familienberatungsstelle in Leipzig, 
gefunden. Es wird mittlerweile dauerhaft aus 
Jugendhilfemitteln finanziert.

Insgesamt wird in diesem Heft ein breites 
Spektrum sehr relevanter Fragestellungen  be-
sprochen. 

Dagmar Brönstrup-Häuser
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Peter S. Dietrich

10 Jahre Kooperationsverbund der Erzie-
hungs- und Familienberatungsstellen im 
Landkreis Oberhavel

Am 05.05.2010 feierte der Kooperationsverbund 
der Erziehungs- und Familienberatungsstellen 
im Landkreis OHV im Bürgerzentrum Orani-
enburg sein 10-jähriges Jubiläum. Die drei im 
Verbund zusammengeschlossenen Träger, der 
DRK- Kreisverband Oranienburg e.V., das In-
stitut für angewandte Familien-, Kindheits- und 
Jugendforschung (IFK e.V.) und die Beratung + 
Leben GmbH (Immanuel Diakonie Group) hat-
ten eingeladen und etwa 50 Gäste aus Politik, 
Verwaltung und Jugendhilfe kamen.

Peter S. Dietrich, Sprecher des Kooperations-
verbunds, verwies auf die beachtliche Bilanz und 
würdigte die Arbeit der Kolleginnen und Kolle-
ginnen in den fünf Familienberatungsstellen in 
Oranienburg, Hennigsdorf, Vehlefanz, Gransee 
und Zehdenick. In seinem Vortrag machte er 
u.a. darauf aufmerksam, dass mit der EFB 
Gransee, sie eröffnete am 01.5.1990, eine der 
traditionsreichsten Familienberatungsstellen im 
Land Brandenburg dem Kooperationsverbund 
angehört.

Grußworte des Landratsamtes, der Geschäfts-
führer der drei Träger und ein Festvortrag von 
Prof. Dr. Dietmar Sturzbecher, dem Direktor des 
IFK zum Thema „Familie im Wandel – Familien-
beratung auch?!“ (Download unter http://www.
sturzbecher.de ) rundeten die Veranstaltung 
neben einem üppigen Buffet, Fingerfood, kalten 
Getränken und herrlichem Sonnenschein ab.

Peter S. Dietrich
Leiter des Fachbereichs „Familienforschung und 
Familienberatung“
Institut für angewandte Familien-, Kindheits- und 
Jugendforschung e.V. an
der Universität Potsdam (IFK e.V.) Burgwall 15
16727 Oberkrämer OT Vehlefanz
Tel.: (0)3304 - 397010
Fax: (0)3304 - 397016

Mitgliederversammlung im Juni 2010

Die diesjährige Mitgliederversammlung fand am 
16. Juni in der Stadthalle Erkner statt. In einer 
kleinen Runde von 14 Kolleginnen und Kollegen 
wurde intensiv gearbeitet und diskutiert.

Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit durch 
die Versammlungsleiterin Frau Karin Weiß und 
Genehmigung der Tagesordnung stellte die 
Geschäftsführende Frau Uta Bruch in Auszügen 
den Tätigkeitsbericht des Vorstandes für das 
Jahr 2009 vor.

Besondere Betonung erhielten dabei die Veran-
staltungen, welche im Jahr 2009 durchgeführt 
wurden. 

Hervorgehoben wurde die Bedeutung der jähr-
lichen Fachtage, welche bei den Mitarbeitern 
der Beratungsstellen aber auch bei anderen 
Fachkräften (z.B. Mitarbeitern der Jugendämter, 
Schulsozialarbeiter, Rechtsanwälten und ande-
ren) auf eine große Resonanz stoßen.

Der nun schon 5. Fachtag fand am 13. Mai 
2009 traditionell im Bürgerzentrum Oranien-
burg statt. In diesem Jahr stand der Tag unter 
der Überschrift „Werden unsere Kinder immer 
tyrannischer? Veränderungen in der Entwicklung 
von Kindern und in der Erziehungshaltung von 
Eltern“. Ca. 50 Teilnehmer waren für den Fach-
tag angemeldet. 

Am Vormittag gestalteten Herr Prof. Raimund 
Geene, Lehrbeauftragter an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal sowie Prof. Dr. Rainer Dol-
lase von der Universität Bielefeld interessante  
und impulsgebende Vorträge. 
Prof. Geene sprach zum Thema „Armut und 
Lebenslagen von Kindern und Familien – Pro-
blemfelder und gesellschaftliche Handlungsper-
spektiven“. 

Uta Bruch

Aktuelles aus der LAG Brandenburg
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Der Vortrag von Prof. Dollase stand unter der 
Überschrift „Werden unsere Kinder immer tyran-
nischer? Veränderung in der Entwicklung von 
Kindern und der Erziehungshaltung von Eltern in 
den letzten 60 Jahren“. Die Scripte der Vorträge 
wurden den Teilnehmern nach der Tagung per 
Mail zugesandt. 

Am Nachmittag bestand die Möglichkeit, sich in 
drei verschiedenen Arbeitsgruppen intensiver 
mit unterschiedlichen Aspekten der Thematik 
auseinanderzusetzen. Die 1. Arbeitsgruppe 
wurde von Frau Ellen Martin angeleitet. Frau 
Martin arbeitet in der Überregionalen Suchtprä-
ventionsstelle Tannenhof Berlin-Brandenburg 
und stellte mit „Papillio“ ein Programm zur 
Frühförderung von Lebenskompetenz und Vor-
beugung von Sucht- und Gewaltentwicklung 
im Kitabereich vor. Die 2. Arbeitsgruppe stand 
unter Leitung von Herrn Walter Taglieber. Herr 
Taglieber ist bekannt als Autor der Berlin-Bran-
denburger Anti-Mobbing-Fibel. Sein Input zum 
Thema „Mobbing unter Kinder“ gab Einblicke 
in die Hintergründe von Mobbing unter Kindern 
und zeigte Interventionsmöglichkeiten auf. (Die 
Anti-Mobbing-Fibel ist im Internet unter http://
www.schulzozialarbeit.li/uploads/media/
Berliner_Anti-Mobbing-Fibel.pdf zu finden). 
In der Arbeitsgruppe 3 stellte Frau Katrin Hentze 
vom Deutschen Kinderschutzbund das Konzept 
vom Elternkurs „Starke Eltern – Starke Kinder 
– Pubertät: Aufbruch, Umbruch, kein Zusam-
menbruch“ vor.

Ein herzliches Dankeschön geht an unsere Vor-
standskollegin Frau Ines Richter, welche sich für 
die Planung, Vorbereitung und Durchführung der 
Fachtage engagiert verantwortlich zeigt.

Der Tätigkeitsbericht wurde den Teilnehmern 
der Mitgliederversammlung mit dem Protokoll 
zugesandt, kann aber bei Interesse auch von der 
Geschäftsstelle angefordert werden. Gleiches 
gilt für den Kassenbericht, der von der Kassen-
verantwortlichen Frau Dr. Katharina Schiersch 
vorgestellt und von den Kassenprüfern ohne 
Beanstandungen genehmigt wurde.

Im Rahmen der Mitgliederversammlung war die 
Nachwahl eines Vorstandsmitgliedes erforder-

lich. Herr Alex Hoestermann, der im Vorstand vor 
allem für den Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
verantwortlich war, hatte im Vorfeld sein Aus-
scheiden aus dem Vorstand aufgrund einer be-
ruflichen Neuorientierung bekannt gegeben. An 
dieser Stelle möchte sich der Vorstand für sein 
jahrelanges Engagement herzlich bedanken!
Seine Bereitschaft zur Mitarbeit erklärte Herr 
Daniel Krause-Pongratz, Leiter des SOS-Bera-
tungszentrums Prignitz. Herr Krause-Pongratz 
wurde von den anwesenden Mitgliedern ein-
stimmig gewählt.

Nach der Wahl stellte der Vorstand die Vorhaben 
für das Jahr 2010 vor. 
Zunächst ging es um die Erhebung der Situation 
der Erziehungsberatung im Land Brandenburg. 
Bereits bei der letzten Leitertagung wurde über 
die geplante Umfrage intensiv diskutiert. Der 
Vorstand betonte noch einmal die Notwendig-
keit, über den Ausbaustand umfassend infor-
miert zu sein, um bei Bedarf in fachpolitischen 
Diskussionen aussagefähig zu sein und die 
Beratungsstellen in ihren Verhandlungen mit den 
örtlichen Trägern zu unterstützen. Die Umfrage 
wurde im Frühjahr verschickt, zum Zeitpunkt 
der Mitgliederversammlung lagen ca. 20 Rück-
meldungen vor, damit hatte sich über die Hälfte 
der Stellen an der Befragung beteiligt. Der Vor-
stand wird sich im Sommer mit der Auswertung 
beschäftigen, die Ergebnisse sollen spätestens 
im November im Rahmen der Leitertagung 2010 
vorgestellt werden.

2011 soll es wieder einen Fachtag der LAG 
geben. Dazu wurden die Wünsche der anwe-
senden Kolleginnen und Kollegen erfragt. Ge-
nannt wurden die Themen „Selbstverletzendes 
Verhalten“, „Kinder psychisch kranker und / 
oder suchtkranker Eltern“, „Essstörungen“, 
„Biographiearbeit“ und „Familienaufstellung“, 
wobei das stärkste Interesse an der Thematik 
der psychisch kranken Eltern geäußert wurde.
Weitere Wünsche und Ideen nimmt die Ge-
schäftsstelle gern entgegen.

Der Vorstand der LAG bemüht sich seit geraumer 
Zeit, die Öffentlichkeitsarbeit zu verbessern. 
Nachdem in den vergangenen Jahren ein Flyer 
entwickelt und regelmäßig aktualisiert wurde, ist 
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jetzt der Aufbau einer Internetseite geplant. Für 
die Mitglieder und Beratungsstellen soll damit 
die Möglichkeit geschaffen werden, sich über 
aktuelle Veranstaltungen der LAG zu informie-
ren und zu Berichten, Veröffentlichungen oder 
Scripten der Fachtage Zugang zu bekommen. 
Darüber hinaus soll auf der Internetseite auch 
eine Liste der Beratungsstellen in Brandenburg 
veröffentlicht werden, um Ratsuchenden die 
Suche nach den zuständigen Beratungsstellen 
zu erleichtern. Vorstellbar sind dann auch Links 
zu den einzelnen Stellen. Die Internetseite wird 
unter www.lag-bb.de zu finden sein.

Bis zur Mittagspause berichteten die Anwe-
senden von der aktuellen Situation in ihren 
Stellen und Einzugsbereichen, von positiven 
Entwicklungen und Nöten, was zu einem inten-
siven Austausch führte.

Nach der Mittagspause gab es traditionell Zeit 
für einen fachlichen Austausch. Während in 
den vergangenen Jahren stets ein Referent für 
diesen Teil zur Verfügung stand, hatten wir uns 
in diesem Jahr entschieden, den reichhaltigen 
Erfahrungsschatz der Kolleginnen und Kollegen 
zu nutzen. Unter dem Motto „Spielen in der Be-
ratungsstelle“ hatten viele Spiele mitgebracht, 
mit denen sie in der täglichen Arbeit gute Er-
fahrungen machten. In einer angeregten und 
intensiven Runde wurden die Spiele vorgestellt 
und mit viel Freude ausprobiert.

Die einzelnen Spiele wurden für das Protokoll 
aufgelistet.

Barbara Eckey, Felix Krüger

Neues aus Berlin 
Tätigkeitsbericht des LAG-Vorstandes für 
das Jahr 2009/2010

1. Der Vorstand

Auf der Mitgliederversammlung 2010 haben 
sich bei der Neuwahl Veränderungen ergeben. 
Ausgeschieden sind Frau Petra Birkert und Herr 
Wieland Eiberger, denen wir für ihre Mitarbeit 
noch einmal danken möchten. Neu gewählt 
wurden Herr Robert Hagen und Frau Dr. Gudrun 
Rannacher, die wir kurz vorstellen möchten. 
Die übrigen Vorstandsmitglieder sind bestätigt 
worden (s. TRIALOG 11)

Robert Hagen
• Diplom-Pädagoge
• Kinder- u. Jugendlichenpsychotherapeut
• Systemischer Paar- und Familientherapeut
• Supervisor
• Leiter

Erziehungs- und Familienberatungsstelle 
Mitte des Caritasverbandes  
10115 Berlin-Mitte 
Große Hamburger Str. 18  
Tel.: (030) 6 66 33-4 70  
Fax: (030) 6 66 33-4 79  
E-mail: r.hagen@caritas-berlin.de

Dr. Gudrun Rannacher
• Kinder- u. Jugendlichenpsychotherapeutin
• Leiterin 

FRÖBEL Erziehungs- u. Familienberatung 
CON-RAT  
12489 Berlin-Adlershof 
Altheider Str. 31 Tel.: (030) 4 44 48 08  
Fax: (030) 67 89 33 79 
Tel. 2: (030) 21 235-208 Fax: 21 235-298 
E-mail: g.rannacher@froebel-gruppe.de 

2. Mitgliedsbeiträge

Die LAG Berlin wird 2011 ihren Mitgliedsbei-
trag von 30 auf 40 Euro pro Jahr erhöhen.  
Der Antrag wurde auf der Mitgliederver-
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sammlung nahezu einstimmig angenommen.  
Im Rahmen der jährlichen Kassenprüfung war 
deutlich geworden, dass die Ausgaben die Ein-
nahmen seit einigen Jahren übersteigen. Grün-
de dafür sind die Kündigungen von Kollegen und 
Kolleginnen, die altersbedingt ihre Tätigkeit in 
den Beratungsstellen beenden, aber vor allem 
die Kosten des „TRIALOG“. Da wir im Vergleich 
mit anderen LAGs bisher im unteren Beitragsbe-
reich lagen, hielt der Vorstand eine Beitragser-
höhung nach 15 Jahren für einen notwendigen 
und vertretbaren Schritt. Die Kolleginnen und 
Kollegen haben auf der Mitgliederversammlung 
sehr verständnisvoll auf die Erhöhung der Bei-
träge für Einzelpersonen reagiert.

Für Institutionen soll der Mitgliedsbeitrag ab 
2011 das Dreifache eines ordentlichen Mitglieds-
beitrages betragen, entsprechend der erforder-
lichen Grundausstattung einer Erziehungs- und 
Familienberatungsstelle, die aus drei Fachkräf-
ten unterschiedlicher Fachrichtungen besteht. 
Ab 2011 beträgt der Jahresbeitrag daher 120,- €.
 
Wir haben uns diese Entscheidung nicht leicht 
gemacht und nach vielen Alternativen gesucht, 
um die Erhöhung zu vermeiden. U.a. haben 
wir auch überlegt, das Erscheinen der Fach-
zeitschrift „TRIALOG“ einzustellen. Aber das 
erschien uns wegen der positiven Resonanz und 
großen Nachfrage auch in anderen Bundeslän-
dern keine gute Lösung zu sein. So konnten wir 
nach ausführlichen Überlegungen im Vorstand 
auch diese Beitragserhöhung nicht abwenden. 
Wir würden uns freuen, wenn wir bei den Insti-
tutionen mit einer ähnlich positiven Resonanz 
rechnen könnten. 

3. EFB-Jahrestagung

Die nächste Jahrestagung der Berliner Erzie-
hungs- und Familienberatungen ist für Novem-
ber 2011 geplant. Die Leiter der kommunalen 
und freiträgerlichen EFBn haben um unsere 
Mitarbeit gebeten, so dass die Tagung diesmal 
in Kooperation zwischen ihnen und der LAG 
Berlin ausgerichtet wird. 

Als Themenvorschläge liegen bisher vor:
• Ausblick über die nächsten 20 Jahre (Ver-

änderungen, Herausforderungen)
• Grenzverletzungen in Beratung/Therapie 

durch Fachkräfte (Ethik-Regeln)
• Hilflosigkeit bei Erwachsenen, z.B. psychi-

sche Gewalt von Kindern untereinander

4. Schwerpunkte unserer Tätigkeiten

Die LAG ist auch weiterhin kontinuierlich in die 
Arbeit des bke-Bundesvorstandes eingebun-
den, über deren thematische Schwerpunkte Sie 
sich in den Informationen  für Erziehungsbera-
tungsstellen auf dem Laufenden halten können.

Zentral war für uns in diesem Jahr das FamFG 
mit seinen Auswirkungen auf die EFB-Arbeit. 
Deshalb hatten wir auch Herrn Alberstötter als 
Referenten zum Thema „Eltern im Krieg – Wes-
halb die Arbeit mit hochstrittigen Eltern anders 
sein muß“ zu unserer MV 2010 eingeladen.

Im vorliegenden Tätigkeitsbericht haben wir uns 
entschieden, Sie vorrangig über unsere fach-
politischen Aktivitäten und Stellungnahmen zu 
informieren. Ausgehend von dem offenen Brief 
an die Abgeordneten des Berliner Landesparla-
mentes vom 1.9.2009 (s. TRIALOG  11) hielten 
wir es für erforderlich, das Profil von EFB den 
politischen Entscheidungsträgern darzustellen, 
(s. Anlage). Vorausgegangen waren Gespräche 
mit den jugend- und familienpolitischen Spre-
chern aller Fraktionen. Wir diskutierten mit ihnen 
unsere Aufgaben insgesamt und die durch das 
FamFG entstehenden zusätzlichen Arbeitsbe-
lastungen mit den personellen Konsequenzen.

Einzelne politische Parteien unterstützten unse-
re Argumentation durch Anfragen an die Senats-
verwaltung für Bildung, Wissenschaft und For-
schung (SenBWF). Sie haben um Darstellung 
des Personalbestandes in den kommunalen 
EFBn seit 2004 und um eine Einschätzung der 
zu erwartenden Entwicklung an Beratungsfällen 
im Kontext des FamFG gebeten. Die Antwort der 
SenBWF fiel unbefriedigend aus. Leider machte 
sie keine Aussagen über zukünftige Personal-
entwicklung und legte auch keine Angaben über 
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Die Handreichung „Arbeit mit hochkonflikthaften 
Trennungs- und Scheidungsfamilien“ steht 
unter:

http://www.ifk-vehlefanz.de/images/down-
loads/hr_hochkonflikth.%20familien.pdf

zum Download bereit. 

Diese Praxishandreichung ist ein Ergebnis des 
Forschungsprojekts „Kinder bei hochstrittiger 
Elternschaft, das gemeinsam mit der bke und 
dem Deutschen Jugendinstitut e.V. in den Jah-
ren 2007 – 2010 durchgeführt wurde. Weitere 
Exemplare können über den Publikationsver-
sand der Bundesregierung bezogen werden. 

Peter S. Dietrich
mailto:dietrich@uni-potsdam.de

eine Zunahme von Beratung im Rahmen des 
FamFG vor. 

Die Bemühungen der SenBWF und unsere 
flankierenden Aktivitäten um die Aufstockung 
des Kernteams auf vier Fachkräfte (bei den 
freiträgerlichen Beratungsstellen) gelangten 
bis in die Beratungen des Jugendausschusses 
und des Haushaltsausschusses des Berliner 
Abgeordnetenhauses. Dort fielen die stufenwei-
se Senkung  der Beitragssätze der KITAs und 
die Personalaufstockung jedoch der politischen 
Prioritätensetzung zum Opfer.

Es wird weiterhin ein Schwerpunkt unserer 
Vorstandstätigkeit sein, die Arbeit von EFB den  
politisch Verantwortlichen nahe zu bringen. 
Dabei ist es besonders wichtig, immer wieder 
darauf hinzuweisen, wie kostengünstig Erzie-
hungs- und Familienberatung im Vergleich zu 
anderen HzE-Maßnahmen ist und dies auch 
mit entsprechenden statistischen Daten zu 
unterfüttern. 

Peter S. Dietrich

Aktuelles aus dem Institut für angewandte 
Familien-, Kindheits- und Jugendforschung 
(IFK e.V.) an der Universität Potsdam
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Fachtagung

„Frühe Hilfen auch für Jugendliche?“ 

07. und 08. Oktober 2010 

im Deutschen Institut für Urbanistik
im Mendelsohnbau, Berlin

Veranstalter: 
Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe

Jugendliche - eine „vergessene Zielgruppe“ 
im Kinderschutz in der Jugendhilfe?

Gilt der Schutzauftrag § 8a SGB VIII bis zur 
Volljährigkeit?

Zum Thema:
Frühe Hilfen und Kinderschutz wurden in den 
letzten Jahren vorrangig mit kleinen Kindern, die 
es zu schützen gilt, assoziiert. Aber haben nicht 
auch Jugendliche ihren ganz eigenen (Kinder-)
Schutzbedarf, mit dem sich die Jugendhilfe 
intensiver beschäftigen sollte?

Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe 
Deutsches Institut für Urbanistik GmbH,
Zimmerstraße 13-15, 10969 Berlin
Telefon: 030 39001 136; 
Fax: 030 39001 146
E-Mail: agfj@difu.de; 
Internet: www.fachtagungen-jugendhilfe.de

Fachtagung

„W(i)ege der Prävention und Intervention 
in der frühen Kindheit“ 

22. Oktober 2010, 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Fachhochschule Potsdam,  
Friedrich Ebert Str. 4, 14467 Potsdam

Veranstalter: 
Familienzentrum der Fachhochschule Potsdam
 
Tagungsleitung: 
Fr. Prof. Dr. Christiane Ludwig-Körner 

„Frühe Hilfen“ sind derzeit in der Jugend- als 
auch der Gesundheitshilfe ein intensiv disku-
tiertes und mit hohen Erwartungen befrachtetes 
Thema. „Frühe Hilfen“ reichen von primär prä-
ventiven Angeboten bis hin zu speziellen, fo-
kussierten sekundär präventiven Interventionen 
zur Unterstützung und Begleitung der frühen 
Elternschaft. Sie beschäftigen sich mit Fragen 
und Themen einer normalen Elternschaft, mit 
Familien in schwierigen Lebenslagen, bis hin 
zu Grenzen der Elternschaft bei Kindeswohl-
gefährdung. 

„Frühe Hilfen“ bereichern die Hilfelandschaft. 
Sie motivieren Familien und Fachleute und 
zeigen, wie manchmal eine kleine Anregung/
Unterstützung viel bewirken kann. „Frühe Hilfen“ 
stoßen aber auch an Grenzen der Machbarkeit. 
Sie können nur in interdisziplinärer Kooperation 
und Vernetzung gelingen. 

Die Referent(inn)en der Tagung werden unter-
schiedliche Konzepte „Früher Hilfen“ und deren 
Schnittstellen behandeln. Dabei werden sie Bei-
spiele aus der pädagogischen, psychologischen 
und medizinischen Perspektive heranziehen. 

Fr. Prof. Dr. Martha Erickson, die Begründerin 
des STEEP™ Programms, aus Minnesota, USA, 
wird Möglichkeiten und Grenzen der STEEP™ 
Arbeit beschreiben. Mitarbeiterinnen des 
Fachhochschulprojektes stellen die vorläufigen 
Ergebnisse des Projektes „WiEge“ vor und er-
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läutern anhand von Falldarstellungen die Umset-
zung des STEEP™ Programms in Brandenburg. 
Über die Bedeutung „Früher Hilfen“ besonders 
im Bereich der Risikoschwangerschaften und 
Frühgeborenen spricht der Neonatologe PD. 
Dr. Jörg Reichert aus Dresden. Fr. Gitta Pötter, 
Koordinatorin der Frühförderstellen in Branden-
burg zeigt, dass Frühförderstellen immer schon 
einen wichtigen Beitrag bei der Unterstützung 
der Eltern von Kindern mit Hilfebedarf leisten. 
Schließlich wird Fr. Prof. Dr. Eva Hédervári-
Heller, Fachhochschule Potsdam, den Bogen 
zwischen Fremdunterbringung sehr kleiner 
Kinder und „Frühen Hilfen“ schlagen. 

Das genaue Programm wird Anfang September 
gedruckt und kann unter www.familienzentrum-
potsdam.de eingesehen werden. 

Gerne sind wir für Anmeldungen und Fragen 
erreichbar unter: 
Telefon: 0331-2700574 
Mail: kontakt@familienzentrum-potsdam.de

Fachtagung

„Nur wer was hat, hat was zu sagen“ 
Armut im Kindes- und Jugendalter. 

27. und 28. Oktober 2010  

Ort: Landtag Brandenburg

Schirmherr: 
Gunter Fritsch, Landtagspräsident

Veranstalter:
Sozialpädagogisches Fortbildungsinstitut 
Berlin-Brandenburg SFBB;
Landesjugendring Brandenburg; 
Landesjugendhilfeausschuss des Landes Bran-
denburg

Kooperationspartner:
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des 
Landes Brandenburg

‚Nur wer was hat - hat was zu sagen’ - dieser 
Zusammenhang zwischen Armut und Teilhabe 
an Gesellschaft sowie das ‚Europäische Jahr zur 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgren-
zung’ sind Anlass für uns, Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendhilfe aus Berlin und Brandenburg zu 
einer Fachtagung einzuladen. 

Was bedeutet Armut für Familien und Heran-
wachsende, für Mädchen und Jungen, für junge 
Menschen aus anderen Kulturkreisen? Heißt 
arm an Geld auch arm an Bildung, arm an 
Chancen, arm an Zukunft?

Wir möchten mit Ihnen - angeregt durch Vor-
träge, Filmbeiträge, Workshops und Einblicke 
in laufende Projekte - professionelles Alltags-
handeln und seine Rahmenbedingungen re-
flektieren. 

Am ersten Tag stehen die sozialpolitische Veror-
tung des Themas und eine dichte Beschreibung 
von Armut und sozialer Ausgrenzung im Mittel-
punkt des Fachdiskurses. 

Am zweiten Tag machen wir die professionellen 
Strategien zum Thema:

Prävention - Kompensation und Intervention 
bilden den Handlungsrahmen in der Kinder- und 
Jugendhilfe. Sind dies konstruktive Arbeitsan-
sätze, um auf Armut und soziale Ausgrenzung 
zu reagieren? Gibt es Alternativen?

Welche Möglichkeiten der Bewältigung ent-
stehen in Eigeninitiative oder durch zivilgesell-
schaftliches Engagement?

Wir freuen uns auf einen kontroversen und kon-
struktiven Dialog!

Anmeldung: 
Homepage: www.sfbb.berlin-brandenburg.de. 
Veranstaltungs-Nr. 8005/10
Anmeldeschluss: 17. September 2010
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LeiterInnentagung der LAG für Erzie-
hungs-und Familienberatung Branden-
burg e.V. im Herbst 2010

8. November 2010 von 10.00-14.00 Uhr

Ort: Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
(Die genaue Adresse wird den Leiterinnen 
noch mitgeteilt)

Themen: 
Informations-, Austausch- und Fragerunde: 
Wie geht’s, wie stehts mit der Erziehungsbera-
tung im Land Brandenburg? 

Auswertung der Umfrage zum Ausbaustand und 
der Entwicklung der Erziehungs-und Familien-
beratungsstellen in Brandenburg

Bericht über die aktuellen Themen und Frage-
stellungen der Bundeskonferenz für Erziehungs-
beratung

7. Brandenburgische  
    Familienbildungsmesse
  
19. November 2010, 9.30 bis 17.30 Uhr

Ort: Malteser Treffpunkt Freizeit 
Am Neuen Garten 64 
14469 Potsdam

Mitteilung an unsere Leser:

Erhöhte Kosten! Leider!

Nach 11 Jahren werden wir die Preise für das 
Einzelheft und das ABO unserer Zeitschrift zum 
ersten Mal anheben. Das Heft kostet  nun 4,00 € 
(für LAG-Mitglieder incl. Porto).

Dem Preisanstieg steht u.a. ein verschönertes 
Layout der Zeitschrift gegenüber: leserfreund-
licher  und übersichtlicher. Andererseits sehen 
wir uns gestiegenen  Kosten  gegenüber, die 
wir bezahlen müssen, sonst kann es keine 
Zeitschrift mehr geben, weder mit, noch ohne 
neues Layout.

Die Kosten werden durch die LAG-Mitglieds-
beiträge getragen und durch den Verkauf, der 
aufgrund des auch bundesländerübergreifenden 
Interesses recht erfolgreich ist.

Mit Beginn der Vorbereitung des neuen Heftes 
werden wir erneut Fördermittel beantragen. Wir 
haben da eine Idee! 

Trotzdem: ein angemessener Preis von 4,00 € 
für TRIALOG, so denken wir. Oder?

Veranstalter:
Institut für angewandte Familien-, Kindheits- 
und Jugendforschung e.V. an der Universität 
Potsdam 
 
Im Auftrag und mit Förderung 
des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Frauen 
und Familie des Landes Brandenburg

Das vollständige Tagungsprogramm ist ab dem 
15. September 2010 unter:
www.ifk-vehlefanz.de/aktuelles 
zu finden.



Artikel und Rezensionen für die nächste Zeitschrift bitte per 
E-Mail richten an: Dagmar Brönstrup-Häuser
awo.erziehungsberatung.erkner@ewetel.net

+ + + + + + + + 

Hinweise zum fachwissenschaftlichen Leben in der Region oder 
Anzeigenwünsche bitte an: Achim Haid-Loh
EZI Berlin, Auguststr. 80, 10117 Berlin       
(030) 28395-275, Sekretariat: (030) 28395-273
Haid-Loh@web.de

+ + + + + + + +

Bestellungen, höfliche Kritiken und freundliche
Zustimmungen zur Zeitschrift bitte richten an: 
Barbara Eckey
Devrientweg 20, 12207 Berlin
Tel: (030) 76904270
barbara-eckey@web.de

PN-Brett




